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4 Zusammenfassung
Zusammenfassung
Die internationale Mobilität von Studierenden wird 
in Deutschland auf Bundes- und Landesebene, vor 
allem aber durch die einzelnen Hochschulen gefördert. 
Hierzu existiert eine Vielzahl an Strategien und Maß-
nahmen. Die Anwerbung und Betreuung internationa-
ler Studierender steht dabei insbesondere auf Hoch-
schulebene deutlicher im Fokus als deren Bindung.
Im Wintersemester 2017/18 kamen 74 % der 282.002 
ausländischen Studierenden, die ihre Hochschulzu-
gangsberechtigung außerhalb von Deutschland er-
halten haben und die an deutschen Hochschulen 
eingeschrieben waren (sogenannte Bildungsauslän-
derinnen und Bildungsausländer), aus Drittstaaten. 
Deren fünf wichtigste Herkunftsländer waren China, 
Indien, Russland, Syrien und die Türkei. Sie mach-
ten im Wintersemester 2017/18 knapp 29 % aller Bil-
dungsausländerinnen und Bildungsausländer aus. Die 
Ingenieurswissenschaften sind die von internationa-
len Studierenden am häufigsten gewählte Fächer-
gruppe, gefolgt von Sozial-, Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaften. Für die Entscheidung, in Deutschland 
zu studieren, spielt eine Vielzahl von Faktoren eine 
Rolle, darunter die Gegebenheiten im Herkunftsland, 
persönliche Faktoren, Chancen auf einen höheren Bil-
dungsertrag durch das Studium, die Unterrichtsspra-
che oder der Ruf der Hochschule bzw. des Faches. 
Um eine Aufenthaltserlaubnis zum Studium in 
Deutschland zu bekommen, müssen internationale 
Studierende in der Regel die Zulassung an einer Hoch-
schule, Sprachkenntnisse der Unterrichtssprache und 
ausreichende finanzielle Mittel für das Studium inklu-
sive einer Krankenversicherung nachweisen. Für die 
Zulassung an den Hochschulen sind diese selbst ver-
antwortlich und haben teils unterschiedliche Anfor-
derungen und Fristen. In der Regel muss zunächst im 
Herkunftsland ein Visum beantragt werden, das dann 
durch die zuständige Ausländerbehörde vor Ort in eine 
Aufenthaltserlaubnis umgewandelt wird. Einige Hoch-
schulen kooperieren aktiv mit den örtlichen Auslän-
derbehörden, was Absprachen vor Ort erleichtern, den 
administrativen Aufwand für Studierende mindern und 
die Klarheit über die aufenthaltsrechtliche Situation 
erhöhen kann. Durch den am 19. Dezember 2018 von 
der Bundesregierung beschlossenen Entwurf für ein 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz könnten sich Ände-
rungen auch bei den rechtlichen Vorgaben für interna-
tionale Studierende ergeben. 
Durch Informationsangebote und Marketing-Maßnah-
men werben verschiedene Akteure für ein Studium in 
Deutschland. Zentraler Akteur ist hierbei der Deut-
sche Akademische Austauschdienst (DAAD), der ei-
nerseits umfassende Informationen online bereitstellt, 
aber auch durch sein Netz an Außenstellen und Infor-
mationszentren in den Herkunftsländern von mögli-
chen internationalen Studierenden präsent ist und mit 
GATE-Germany, einem Konsortium für internationa-
les Hochschulmarketing, auch gezielt Hochschulmar-
keting als Service für Hochschulen anbietet. Weitere 
wichtige Akteure der Informationsvermittlung sind die 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und das Deutsche 
Studentenwerk.
Das in den letzten Jahren deutlich gestiegene Angebot 
an englischsprachigen Studiengängen und Lehreinhei-
ten trägt dazu bei, Deutschland als Zielland für inter-
nationale Studierende attraktiver zu machen. Laut dem 
Hochschulkompass der HRK gibt es derzeit 1.438 eng-
lischsprachige Studiengänge an deutschen Hochschu-
len, was einem Anteil von circa 7 % an allen angebote-
nen Studiengängen entspricht. 
Herausforderungen bei der Anwerbung internationa-
ler Studierender sind vor allem lange Vorlaufzeiten bei 
der Bewerbung und die komplexen Regelungen bei der 
Hochschulzulassung und im Visums- und Aufenthalts-
rechtsverfahren. Auch die zwar deutlich gestiegene, 
aber im Vergleich mit anderen wichtigen Zielstaaten 
noch geringe Zahl der englischsprachigen Studien-
gänge stellt eine Herausforderung für die Anwerbung 
dar. Bundesweit einheitliche Informationsangebote 
sind eine der getroffenen Maßnahmen, um die Über-
sichtlichkeit des Studienangebotes und der aufent-
haltsrechtlichen Regelungen für potentielle internatio-
nale Studierende zu erhöhen und zielgruppengerechte 
Informationen bereitzustellen. Auch das Angebot an 
Studienkollegs und studienvorbereitenden Sprach- 
und Fachkursen soll die Attraktivität Deutschlands als 
Zielland erhöhen und den Zugang zu einem Studium 
in Deutschland erleichtern.
Angebote zur Betreuung und Unterstützung von in-
ternationalen Studierenden nach Ankunft in Deutsch-
land am Studienort bieten vor allem die Internatio-
nal Offices bzw. akademische Auslandsämter und die 
Studierendenwerke an Hochschulen. Zu den größten 
Herausforderungen für internationale Studierende in 
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Deutschland gehören die Wohnungssuche, die Finan-
zierung des Studiums, Sprachbarrieren, der Mangel an 
oder das mangelnde Wissen über Unterstützungs- und 
Beratungsangebote sowie die aufenthaltsrechtliche 
Situation. Diesen Herausforderungen kann unter an-
derem begegnet werden durch eine gezielte Vorbe-
reitung auf das Studium, etwa in Studienkollegs oder 
Sprachkursen, und durch gezielte und gut ausgestat-
tete Informations- und Beratungsangebote während 
des Studiums.
Internationale Studierende haben die Möglichkeit, bis 
zu 18 Monate nach ihrem Abschluss in Deutschland 
zu bleiben um eine ihrem Studienabschluss entspre-
chende Beschäftigung zu finden. Durch den Abschluss 
an einer deutschen Hochschule und eine anschlie-
ßende Beschäftigung bietet sich ihnen auch die Mög-
lichkeit, bereits nach zwei Jahren einer dem Abschluss 
angemessenen Erwerbstätigkeit und damit schneller 
eine Niederlassungserlaubnis (unbefristeter Aufent-
haltstitel) zu bekommen als andere in Deutschland le-
bende Drittstaatsangehörige. 
Herausforderungen für internationale Studierende 
beim Übergang in den Arbeitsmarkt können die be-
grenzte Zeit zur Arbeitsplatzsuche, nicht ausreichende 
Sprachkenntnisse, fehlende praktische Erfahrung, un-
zureichendes Wissen über die jeweiligen Möglich-
keiten am Arbeitsmarkt sowie Vorbehalte und Un-
wissenheit auf Seiten der Unternehmen sein. Zu den 
Herausforderungen für unterstützende Akteure gehö-
ren wiederum die oft unzureichende personelle und 
finanzielle Ausstattung, teilweise aber auch das Fehlen 
an spezifischen Maßnahmen und Netzwerken, die auf 
die Zeit nach dem Studium gerichtet sind. Bewährte 
Maßnahmen in Bezug auf den Übergang in den Ar-
beitsmarkt sind die Ermöglichung und Förderung von 
praktischen Erfahrungen und dem Aufbau von privaten 
und beruflichen Netzwerken während des Studiums, 
das Anbieten von Informationsveranstaltungen, spe-
zifischen Trainingsangeboten und Lerntandems sowie 
Deutschkurse, die fest in den Studienverlauf integriert 
sind. Für die unterstützenden Akteure sind unter ande-
rem eine nachhaltige finanzielle und personelle Aus-
stattung sowie Kooperationen verschiedener Akteure 
geeignet, um den Berufseinstieg von internationalen 
Absolventinnen und Absolventen zu unterstützen.
Bund und Länder fördern die Internationalisierung 
der Hochschulen durch eigenständige Verträge und 
Abkommen über die wissenschaftliche Zusammenar-
beit mit ausländischen Staaten. Diese Kooperationen 
betreffen unter anderem die gegenseitige Anerken-
nung von akademischen und beruflichen Abschlüssen 
oder die Förderung transnationaler Bildungskoopera-
tionen und Partnerschaften zwischen Hochschulen. 
Ende 2018 zählte die HRK circa 33.000 internationale 
Kooperationen im Hochschulbereich. Teilweise haben 
Kooperationen eine spezifisch entwicklungspolitische 
Komponente.
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Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde 
im Jahr 2003 von der Europäischen Kommission im 
Auftrag des Europäischen Rates eingerichtet, um dem 
Bedarf eines regelmäßigen Austausches von verläss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbereich 
auf europäischer Ebene nachzukommen. Seit 2008 bil-
det die Ratsentscheidung 2008/381/EG die dauerhafte 
Rechtsgrundlage des EMN, und es wurden nationale 
Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (mit Ausnahme Dänemarks, welches Be-
obachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen.
Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäischen 
Union, nationale Institutionen und Behörden sowie die 
Öffentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlässlichen 
und vergleichbaren Informationen über Migration und 
Asyl im Hinblick auf eine Unterstützung der Politik in 
diesem Bereich zu versorgen. Die deutsche Nationale 
Kontaktstelle ist beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge in Nürnberg angesiedelt. 
Zu den Hauptaufgaben der nationalen Kontaktstelle 
gehört die Umsetzung des jährlichen EMN-Arbeits-
programms. Dies umfasst die Erstellung des jährlichen 
Politikberichts „Migration, Integration, Asyl“, die Er-
arbeitung von bis zu vier themenspezifischen Studien, 
die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten Ad-
hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in 
unterschiedlichen Foren, z. B. durch die Organisation 
von eigenen Tagungen und die Teilnahme an Tagungen 
im In- und Ausland. Darüber hinaus richten die Natio-
nalen Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus 
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein, 
die im Bereich Migration und Asyl tätig sind.
Das Europäische Migrationsnetzwerk
Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primär-
forschung betrieben, sondern es werden bereits vor-
handene Daten und Informationen aufbereitet und 
analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch eigen-
ständige Erhebung von Daten und Informationen er-
gänzt. EMN-Studien werden nach einheitlichen Spe-
zifikationen erstellt, um innerhalb der Europäischen 
Union und Norwegens vergleichbare Ergebnisse zu 
erzielen. Um auch begriffliche Vergleichbarkeit zu ge-
währleisten, wurde ein Glossar erstellt, das über die 
nationalen und internationalen EMN-Webseiten zu-
gänglich ist.
Nach der Fertigstellung der nationalen Studien wird 
ein Synthesebericht erstellt, der die wichtigsten Ergeb-
nisse der einzelnen nationalen Berichte zusammen-
fasst und so einen europäischen Überblick erlaubt. 
Dazu kommen themenspezifische Informationsblät-
ter (EMN-Informs), die knapp und präzise ausgewählte 
Themen präsentieren. Das EMN-Bulletin liefert vier-
teljährlich Informationen über die aktuellen Entwick-
lungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Mit dem 
Arbeitsprogramm 2014 wurde des Weiteren die Ar-
beitsgruppe Return Expert Group (REG) eingerichtet. 
Diese beschäftigt sich mit Aspekten der freiwilligen 
Rückkehr, der Reintegration und der zwangsweisen 
Rückführung.
Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der Ge-
neraldirektion Migration und Inneres der Europäischen 
Kommission verfügbar. Die Studien der deutschen Na-
tionalen Kontaktstelle sowie die Syntheseberichte, In-
forms und das Glossar finden sich auch auf der natio-
nalen Webseite: www.emn-deutschland.de.
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1.1 Internationale Studierende 
in der politischen und 
öffentlichen Diskussion
In der öffentlichen Diskussion zu Migrationspolitik 
tauchen internationale Studierende seltener auf als 
zum Beispiel Geflüchtete oder auch Erwerbsmigran-
tinnen und -migranten. Insbesondere im letzten Jahr-
zehnt sind ausländische Studierende aber vor allem 
als potenzielle Fachkräfte in Debatten der Fachöf-
fentlichkeit thematisiert worden (vgl. SVR 2015; Geis 
2017: 84f.; Mayer et al. 2012: 23). 
Auf politischer Ebene wiederum werden die Anwer-
bung und die Bindung von internationalen Studieren-
den einerseits im Kontext der Internationalisierung 
der Hochschulen und des Wissenschaftssystems und 
andererseits ebenfalls unter dem Aspekt der Fachkräf-
tesicherung diskutiert. Mit dem Zuwanderungsgesetz 
von 2005 sind die Aufenthalts- und Bleiberegelungen 
für internationale Studierende erstmals liberalisiert 
worden. Diese Entwicklung setzte sich in den folgen-
den Jahren fort und wurde unter anderem angestoßen 
durch die erste ‚EU-Studentenrichtlinie‘ von 20041, die 
2007 in das deutsche Recht umgesetzt wurde, sowie 
durch die Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie 
der EU2 im Jahr 2012. Die Umsetzung der sogenannten 
REST-Richtlinie ((EU) 2016/801)3 im Jahr 2017 brachte 
weitere Begünstigungen für internationale Studie-
rende insbesondere bezüglich der Mobilität innerhalb 
der EU mit sich (Kapitel 4.3).
1 Richtlinie 2004/114/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 über 
die Bedingungen für die Zulassung von Drittstaatsangehörigen 
zur Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an einem 
Schüleraustausch, einer unbezahlten Ausbildungsmaßnahme 
oder einem Freiwilligendienst.
2 Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die 
Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Dritt-
staatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten Be-
schäftigung.
3 Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise 
und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- 
oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur 
Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schüleraustausch-
programmen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer 
Au-pair-Tätigkeit (Neufassung).
Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung von 2013 
enthielt das Ziel, dass bis zum Jahr 2020 eine Gesamt-
zahl von 350.000 ausländischen Studierenden an deut-
schen Hochschulen eingeschrieben sein sollten und 
sah gleichzeitig eine Erhöhung des Anteils der inlän-
dischen Studierenden vor, die während ihres Studi-
ums Auslandserfahrungen sammeln (CDU/CSU/SPD 
2013: 29). Die Marke von 350.000 ausländischen Stu-
dierenden wurde bereits zum Wintersemester 2016/17 
erstmalig überschritten (siehe Kapitel 3.1). 
Im Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2018 für die derzei-
tige Legislaturperiode wird die Stärkung der Interna-
tionalisierung der Wissenschaft und der Hochschulen 
auf Basis der Internationalisierungsstrategie von 2017 
(siehe Kapitel 2.2) als übergreifendes Ziel beschrieben. 
Mit Bezug auf Studierende wird einerseits die Förde-
rung von geflüchteten Studierenden und gefährdeten 
Forscherinnen und Forschern als Ziel formuliert und 
andererseits die Bindung von ausländischen Studien-
absolventinnen und -absolventen an den „Forschungs-
standort Deutschland“ (CDU/CSU/SPD 2018: 37). Fer-
ner soll nach dem Willen der Koalitionsparteien die 
internationale Mobilität „in Schule, beruflicher Bildung 
und Hochschule“ gestärkt werden, unter anderem 
durch eine Stärkung des Erasmus+ Programmes (CDU/
CSU/SPD 2018: 37).4 „[I]nternationale […] Forschungs- 
und Innovationspartnerschaften“ sollen ausgebaut 
„und insbesondere die internationale Kooperation mit 
den Ländern Afrikas in Bildung, Wissenschaft und For-
schung“ intensiviert werden (CDU/CSU/SPD 2018: 37; 
siehe auch Kapitel 8.2.2).
Der Entwurf der Bundesregierung für ein Fachkräfte-
einwanderungsgesetz (BMI 2018) sieht unter anderem 
die Annäherung der Aufenthaltsvoraussetzungen für 
akademische und nichtakademische Fachkräfte und 
internationale Studierende sowie Auszubildende vor 
(Kapitel 4.6). 
Neben politischen und rechtlichen Rahmenbedingun-
gen gelten viele weitere Aspekte als Gründe zur all-
gemeinen Akzeptanz und Stärkung der Einwanderung 
4 Erasmus+ ist „das EU-Programm zur Förderung von allgemeiner 
und beruflicher Bildung, Jugend und Sport“ (Erasmus+ o. J.). Im 
Bereich der Hochschulbildung wird vor allem die Mobilität von 
Einzelpersonen gefördert (Studierende und Hochschulpersonal) 




von internationalen Studierenden. So nutzen zahlrei-
che Universitätsstandorte die Anwerbung internatio-
naler Studierender auch gezielt als Mittel, um ihrem 
meist aufgrund des demografischen Wandels in der 
Region und damit einhergehenden „schrumpfenden 
Hochschulstandort“ entgegenzuwirken (SVR 2019). 
Weiter werden die transnationale Netzwerkbildung, 
die zusätzlichen Sprachkenntnisse und der Beitrag zu 
erweiterter interkultureller und Diversitätskompetenz 
der allgemeinen Studierendenschaft positiv gesehen 
(vgl. Wissenschaftsrat 2018: 49; Hanganu/Heß 2014: 
146; SVR 2012: 6).
1.2 Definition ‚Internationale 
Studierende‘
Der Begriff „internationale Studierende“ meint in der 
vorliegenden Studie Drittstaatsangehörige5, die für 
das gesamte Studium oder für einen Studienabschnitt 
nach Deutschland einreisen (siehe Abbildung 1). In der 
Regel haben internationale Studierende für die Dauer 
5 ‚Drittstaatsangehörige‘ bezeichnet laut Art. 2 des Schengener 
Grenzkodex jede Person, die nicht die Staatsangehörigkeit eines 
EU-Mitgliedstaates besitzt und die nicht unter Artikel 2 Nr. 5 
zu den „Personen zählt, die das Gemeinschaftsrecht auf freien 
Personenverkehr genießen“ (VO (EG) Nr. 562/2006). Staatsan-
gehörige von Island, Norwegen, Liechtenstein und der Schweiz 
gelten nach dieser Definition und in dieser Studie nicht als 
Drittstaatsangehörige.
Abbildung 1:  Definitionen und Begriffe zu Studierenden in dieser Studie
Ausländische Studierende
Studierende, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen, unabhängig davon, ob sie ihre Schulbildung in 
Deutschland erhalten haben oder nicht 
Deutsche Studierende
Studierende mit deutscher Staatsangehörigkeit
Bildungsinländerinnen und  
-inländer
Ausländische Studierende, die ihre 
Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland 
erworben haben
Bildungsausländerinnen und  
-ausländer
Ausländische Studierende, die ihre 
Hochschulzugangsberechtigung außerhalb von Deutschland 
erhalten haben (inkl. deutsche Schulen im Ausland)
Internationale Studierende
Bildungsausländerinnen und -ausländer, die 
als Staatsangehörige eines Drittstaates ihre 
Hochschulzugangsberechtigung außerhalb von 
Deutschland erhalten haben und zum Zweck des 
Studiums nach Deutschland gezogen sind
Bildungsausländerinnen und -ausländer mit 
Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedstaates
Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaates, die ihre 
Hochschulzugangsberechtigung außerhalb von Deutschland 
erhalten haben und zum Zweck des Studiums nach 
Deutschland gezogen sind
Studierende
Personen, die an einer staatlichen oder privaten und staatlich anerkannten Hochschule in Deutschland eingeschrieben 
sind. Hierzu gehören Studierende in grundständigen (z. B. Bachelor, Staatsexamen) und in weiterführenden Studiengängen  
(z. B. Master) sowie Promovierende.
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ihres Studiums einen Aufenthaltstitel zum Zweck des 
Studiums (§ 16 Abs. 1 Satz 1 AufenthG, siehe Kapi-
tel 4.2). Jedoch können auch Drittstaatsangehörige ein 
Studium aufnehmen, die sich z. B. aus familiären oder 
humanitären Gründen in Deutschland aufhalten. Ins-
besondere bei der Beschreibung der rechtlichen Rah-
menbedingungen für internationale Studierende wird 
in der vorliegenden Studie nur auf die internationalen 
Studierenden eingegangen, die sich mit einem Aufent-
haltstitel zu Studienzwecken in Deutschland aufhalten. 
In der Fachdiskussion und in der öffentlichen Debatte 
werden neben dem Begriff ‚internationale Studierende‘ 
auch die Begriffe ‚ausländische Studierende‘ und ‚Bil-
dungsausländerinnen und Bildungsausländer‘ teilweise 
synonym verwendet. Abbildung 1 gibt eine Übersicht 
über die verwendeten Begriffe und ihre jeweilige Be-
deutung und Verwendung in dieser Studie. 
Promovierende werden in der vorliegenden Studie 
ebenfalls nur dann berücksichtigt, wenn sie einen Auf-
enthaltstitel zu Studienzwecken haben. Aufenthalts-
rechtlich können Promovierende sowohl als Studie-
rende als auch als Forschende bzw. Erwerbstätige 
gelten. Welchen Aufenthaltstitel sie haben, hängt in 
der Regel davon ab, ob sie während des Promotions-
studiums gleichzeitig eine Stelle z. B. als wissenschaft-
liche Mitarbeitende an der Hochschule haben. Beträgt 
die Arbeitszeit über 50 % der Regelarbeitszeit, kann 
keine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken erteilt 
werden (siehe Kapitel 4.5). In diesen Fällen kommt 
eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Forschung 
(§ 20 AufenthG) oder unter Umständen auch eine 
Blaue Karte EU in Betracht (§ 19a AufenthG).
1.3 Methode, Aufbau und 
Quellen der vorliegenden 
Studie
Die vorliegende Studie wurde wie alle Studien des Eu-
ropäischen Migrationsnetzwerks (EMN) nach einheitli-
chen Spezifikationen erstellt, um eine Vergleichbarkeit 
der Studienergebnisse zwischen den EU-Mitgliedstaa-
ten und Norwegen sicherzustellen. Die Spezifikationen 
sind auf der Website des EMN veröffentlicht (EMN 
2018). 
Die Studie ist wie folgt aufgebaut: Kapitel 2 stellt zu-
nächst den politischen Rahmen der Anwerbung und 
Bindung internationaler Studierender dar und geht 
dabei sowohl auf die Struktur des Hochschulsystems 
und die wichtigsten Akteure als auch auf Strategien 
auf Bundes-, Landes- und Hochschulebene ein. 
Kapitel 3 fasst Erkenntnisse zu internationalen Studie-
renden aus der Hochschulstatistik und aus Befragun-
gen zusammen und stellt die wichtigsten Faktoren bei 
der Entscheidung für ein Studium in Deutschland dar. 
In Kapitel 4 wird der rechtliche Rahmen des Studiums 
von Drittstaatsangehörigen in Deutschland beschrie-
ben, von der Bewerbung und Zulassung bei der Hoch-
schule über die Erteilung eines Visums bis zur Ertei-
lung der entsprechenden Aufenthaltserlaubnis und der 
damit einhergehenden Rechte und Pflichten. Dabei 
wird auch die Umsetzung der europäischen REST-
Richtlinie (RL (EU) 2016/801) und die damit einherge-
hende Erleichterung der EU-Binnenmobilität von in-
ternationalen Studierenden beschrieben. 
Kapitel 5 beschreibt konkrete Maßnahmen zur Anwer-
bung von internationalen Studierenden auf Bundes-, 
Landes- und Hochschulebene, darunter Informations-
angebote, Marketingmaßnahmen, aber auch das An-
gebot an englischsprachigen Studiengängen und An-
gebote zur sprachlichen und fachlichen Vorbereitung 
des Studiums in Deutschland. Dabei werden auch die 
Herausforderungen sowie bewährte Maßnahmen be-
schrieben. 
Kapitel 6 geht auf Betreuungs- und Unterstüt-
zungsmaßnahmen für internationale Studierende in 
Deutschland ein und beschreibt Herausforderungen 
und bewährte Maßnahmen in diesem Kontext. 
Kapitel 7 stellt die rechtlichen Voraussetzungen und 
Maßnahmen zur Bindung von internationalen Studie-
renden dar. Dabei wird ein Überblick über Maßnah-
men von Hochschulen, Kommunen, Unternehmen und 
weiteren Akteuren gegeben, die internationale Stu-
dierende beim Übergang vom Studium in den Arbeits-
markt unterstützen, und auch hier wird auf Herausfor-
derungen und bewährte Maßnahmen eingegangen. 
In Kapitel 8 werden schließlich internationale Koope-
rationen im Hochschulbereich und die hierfür rele-
vanten Akteure auf Bundes-, Landes- und Hochschu-
lebene behandelt, wobei auch auf Maßnahmen zur 
Verhinderung eines Brain Drains eingegangen wird. 
Für die Erstellung der Studie wurde hauptsächlich auf 
öffentlich verfügbare Informationen sowie auf ein-
schlägige Fachliteratur zurückgegriffen. Zudem wur-
den an relevante bundesweite Akteure schriftliche 
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Fragebögen versendet und teilweise weitere Hinter-
grundgespräche geführt.6 Die verwendeten Statistiken 
basieren zu einem großen Teil auf der Hochschulsta-
tistik des Statistischen Bundesamtes. Die weitergehen-
den Auswertungen dieser Statistik durch die Publika-
tionsreihe „Wissenschaft Weltoffen“ vom Deutschen 
Akademischen Austauschdienst (DAAD) und dem 
Deutschen Zentrum für Hochschul- und Wissen-
schaftsforschung (DZHW) wurden ebenfalls berück-
sichtigt, ebenso die Profildaten zur Internationalität 
an deutschen Hochschulen, die im Auftrag des DAAD, 
der Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) und der 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) erhoben werden 
(DAAD/DZHW 2018a; DAAD/AvH/HRK 2018). Eine 
weitere wichtige Informationsquelle für quantitative 
Daten zu internationalen Studierenden ist die Sozialer-
hebung des Deutschen Studentenwerkes, im Rahmen 
derer 2018 ein gesonderter Bericht zur Situation von 
Bildungsausländerinnen und Bildungsausländern an 
deutschen Hochschulen veröffentlicht wurde (Apoli-
narski/Brandt 2018).
6 An dieser Stelle möchten wir uns herzlich beim BMBF, dem 
DAAD, dem Deutschen Studentenwerk, der HRK sowie dem SVR 
für ihre schriftlichen Zulieferungen sowie für die Bereitschaft 
zu Hintergrundgesprächen zur Verfügung zu stehen, bedanken! 
Darüber hinaus bedanken wir uns bei Nicolas Bodenschatz, 
Isoline Rossi und Paula Lingscheid für ihre Recherchen und ihre 
Korrekturarbeit im Rahmen dieser Studie während ihres Prakti-
kums im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge.
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Politischer Rahmen der Anwerbung 
und Bindung internationaler 
Studierender in Deutschland
2
2.1 Struktur des 
Hochschulsystems in 
Deutschland
Die Zuwanderung von internationalen Studierenden 
nach Deutschland bestimmt sich einerseits nach den 
Regelungen des Aufenthaltsrechts (hier insbesondere 
§ 16 AufenthG). Andererseits wird sie maßgeblich von 
den Gegebenheiten des deutschen Hochschulsystems 
bestimmt, das föderal organisiert ist und der Autono-
mie der Hochschulen eine hohe Bedeutung zuschreibt. 
So sind die „allgemeinen Grundsätze des Hochschul-
wesens […] bundesweit einheitlich durch Art. 5 Abs. 3 
des Grundgesetzes (GG) festgeschrieben, der die Frei-
heit von Kunst und Wissenschaft sowie von Forschung 
und Lehre garantiert. […] Die verfassungsrechtlichen 
Kompetenzen der Bildungspolitik liegen mehrheitlich 
und zu substantiellen Teilen bei den Ländern“ (Mayer 
et al. 2012: 17). Zugleich wurden in den vergangenen 
Jahren Grundgesetzänderungen vorgenommen, die das 
Zusammenwirken von Bund und Ländern in den Berei-
chen Wissenschaft, Forschung, Lehre intensivieren. So 
trat am 1. Januar 2015 eine Änderung von Artikel 91b 
GG in Kraft, der vorsieht, dass Bund und Länder auf 
Grund von Vereinbarungen in Fällen überregionaler 
Bedeutung bei der Förderung von Wissenschaft, For-
schung und Lehre zusammenwirken können, wobei 
entsprechende Vereinbarungen, die den Schwerpunkt 
Hochschulen betreffen, der Zustimmung aller Länder 
bedürfen (Artikel 91b Abs. 1 GG). Im Juli 2017 wurde 
wiederum Artikel 104c ins Grundgesetz eingeführt, 
wodurch dem Bund ermöglicht wurde, „den Ländern 
Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame Investi-
tionen der finanzschwachen Gemeinden (Gemeinde-
verbände) im Bereich der kommunalen Bildungsinfra-
struktur [zu] gewähren“ (Artikel 104c Satz 1 GG). 
Das Hochschulwesen wird aus staatlichen Mitteln von 
Bund und Ländern finanziert. Dies gilt auch für das 
Studium von internationalen Studierenden7, die sich 
7  Baden-Württemberg erhebt derzeit als einziges Bundesland 
grundsätzlich an allen Hochschulen bewerben können, 
die staatlich oder privat und staatlich anerkannt sind 
(vgl. § 16 Abs. 1 Satz 1 AufenthG). 
Im Folgenden werden die wichtigsten Organisationen 
und Strukturen auf Bundes-, Landes- und Hochschule-
bene beschrieben, wobei insbesondere auf diejenigen 
Institutionen und Organisationen eingegangen wird, 
die bei der Internationalisierung von Wissenschaft und 
der internationalen Mobilität von Studierenden eine 
Rolle spielen. 
2.1.1 Bundesebene
Das auf Bundesebene zuständige Ministerium ist vor-
rangig das Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF). Zu den Aufgaben des BMBF gehören 
die Weiterentwicklung und Förderung des deutschen 
Wissenschaftssystems. Das BMBF trägt durch ver-
schiedene Initiativen und Programme zur Finanzierung 
der Hochschulen, von Forschungsvorhaben und For-
schungsinfrastruktur bei und ist für das Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (BAFöG) verantwortlich. 
Weiterhin ist das BMBF für die internationale und eu-
ropäische Zusammenarbeit in Bildung und Forschung 
zuständig (BMBF o. J.a). 
Mit Blick auf internationale Studierende ist die wich-
tigste bundesweite Organisation der Deutsche Aka-
demische Austauschdienst (DAAD). Der DAAD ist 
eine Mitgliedsorganisation deutscher Hochschulen 
und Studierendenschaften und als Verein organisiert 
(DAAD 2018a: 10). „2017 waren 241 Hochschulen und 
104 Studierendenvertretungen eingetragene Mitglie-
der“ (DAAD 2018a: 13). Im Kuratorium des DAAD sit-
zen Vertreterinnen und Vertreter des Bundes und der 
Länder (DAAD 2017a: 2). Zu den Tätigkeiten des DAAD 
gehört die Vergabe von Stipendien für Auslandsauf-
enthalte deutscher Studierender und für internationale 
Studiengebühren für internationale Studierende, siehe Kapitel 
4.1.
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Studierende in Deutschland (siehe auch Kapitel 6.2.1) 
und die Informationsvermittlung über das Studium in 
Deutschland (siehe Kapitel 5.1.1). Der DAAD verfügt 
über ein weltweites Netz an Außenstellen und Infor-
mationszentren und finanziert Stellen von deutschen 
Lektorinnen und Lektoren an Hochschulen im Ausland 
(DAAD 2018a: 11; siehe Kapitel 5.1.1). 
Daneben ist der DAAD die Nationale Agentur für die 
EU-Hochschulzusammenarbeit im Programm Eras-
mus+ und ein Akteur der auswärtigen Kulturpolitik, 
der Bildungs- und Wissenschaftspolitik und der Ent-
wicklungszusammenarbeit (DAAD 2018a: 10). Finan-
ziert wird der DAAD vor allem aus Mitteln des Auswär-
tigen Amtes (AA), des BMBF, des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) sowie der Europäischen Union (im Rahmen des 
Programms Erasmus+; DAAD 2018a: 16). Gefördert 
wird der DAAD jährlich in Höhe von mehr als 500 Mio. 
Euro. Im Jahr 2016 trug das Auswärtige Amt davon 
den Hauptanteil mit 186,7 Mio. Euro (37 % der Ge-
samtfördersumme). Weitere Mittel erhielt der DAAD 
durch das BMBF (126,9 Mio. Euro/25 %), EU-Förder-
töpfe (102 Mio. Euro/21 %) und das BMZ (50,7 Mio. 
Euro/10 %). Sonstige Drittmittel in Höhe von 34 Mio. 
Euro bezog der DAAD über ausländische Regierungen, 
Unternehmen, Stiftungen und den Stifterverband für 
die Deutsche Wissenschaft (DAAD 2017a: 4). 
Die Bundesländer tragen wiederum die Kosten der 
Studienplätze für ausländische Studierende, die im 
Rahmen eines DAAD-Programms ein Stipendium er-
halten haben (DAAD 2017a: 4). Stipendien werden 
sowohl für deutsche Studierende, die ins Ausland 
gehen, als auch für ausländische Studierende, die nach 
Deutschland kommen, vergeben (siehe Kapitel 6.2.1). 
Teilweise sind Stipendienprogramme auch für an einer 
deutschen Hochschule immatrikulierte reguläre aus-
ländische Studierende für einen Auslandsaufenthalt 
möglich (z. B. im Rahmen der ‚Go East‘-Initiative8 des 
DAAD).
2.1.2 Landesebene
Die Bundesländer „sind zuständig für die Gesetzge-
bung, Administration und die finanzielle Ausstattung 
der Hochschulen“ und damit „die zentralen Akteure in 
der deutschen Bildungs- und Hochschulpolitik“ (Mayer 
et al. 2012: 17). Sie üben zudem die Aufsicht über die 
Hochschulen aus (Mayer et al. 2012: 17).
8 Webseite der ‚Go East‘-Initiative des DAAD: https://goeast.daad.
de/de/ (03.12.2018).
Das wichtigste Gremium der Koordination zwischen 
den Ländern in der Bildungspolitik ist die ‚Stän-
dige Konferenz der Kultusminister der Länder‘ in der 
Bundesrepublik Deutschland (Kultusministerkonfe-
renz, KMK). Zu den Aufgaben der KMK gehören die 
Sicherstellung der „Einheitlichkeit und Vergleichbar-
keit von Zeugnissen und Abschlüssen“ in den Bundes-
ländern, die „Sicherung von Qualitätsstandards“ sowie 
die Förderung der „Kooperation von Einrichtungen der 
Bildung, Wissenschaft und Kultur“ (KMK o. J.). Im Se-
kretariat der KMK ist außerdem die Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen (ZAB) angesiedelt, die 
die für die Anerkennung ausländischer Abschlüsse zu-
ständigen Stellen berät und unterstützt.9 
Ein weiteres zentrales Gremium ist die ‚Konferenz der 
Wissenschaftsministerinnen und -minister der Bun-
desländer und des Bundes‘ (Gemeinsame Wissen-
schaftskonferenz – GWK), die seit 2008 besteht und 
der zusätzlich die Finanzministerinnen und -minister 
von Bund und Ländern angehören (GWK o. J.). Aufgabe 
der GWK ist es, alle den Bund und die Länder „ge-
meinsam berührenden Fragen der wissenschafts- und 
forschungspolitischen Strategien, der Wissenschafts-
förderung und des Wissenschaftssystem“ zu behan-
deln (GWK o. J.). Hierzu gehören beispielsweise För-
derprogramme und Projekte und die institutionelle 
Förderung von Wissenschafts- und Forschungseinrich-
tungen. Daneben hat die GWK 2013 eine Strategie zur 
Internationalisierung der Hochschulen verabschiedet 
(siehe Kapitel 2.2.2). 
2.1.3 Hochschulebene
Im Jahr 2017 zählte das Statistische Bundesamt 476 
Hochschulen in Deutschland. Hiervon waren zehn in 
der Trägerschaft des Bundes, 266 in der Trägerschaft 
der Bundesländer, 163 in privater und 37 in kirchlicher 
Trägerschaft.10 Zu den Hochschulen gehören Universi-
täten, technische Universitäten, Fachhochschulen, Pä-
dagogische Hochschulen, Theologische Hochschulen, 
Kunst- und Musikhochschulen und Verwaltungsfach-
hochschulen (Statistisches Bundesamt 2018: 11). 
Durch die grundgesetzlich garantierte Freiheit von 
Lehre und Forschung (Art. 5 Abs. 3 GG) genießen die 
Hochschulen eine weitgehende Autonomie. „Diese Au-
9 Die ZAB betreibt unter anderem die Datenbank anabin (www.
anabin.kmk.org), die Informationen zu ausländischen Schul- und 
Hochschulabschlüssen und ihrer Gleichwertigkeit mit deutschen 
Abschlüssen bereitstellt.
10 Quelle: Zulieferung der Hochschulstatistik, Statistisches Bun-
desamt. 
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tonomie findet ihre Grenzen lediglich in den Haushal-
ten der Länder sowie in der staatlichen Personalpolitik, 
die auch das Dienstrecht für Beamte umfasst“ (Mayer 
at al. 2012: 18). Die Hochschulen sind in der Regel al-
lein für die Zulassung von Studienbewerberinnen und 
-bewerbern verantwortlich. Eine Ausnahme bilden die 
bundesweit zulassungsbeschränkten Studiengänge 
Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin und Pharmazie, für 
die 40 % der Studienplätze zentral durch die Stiftung 
für Hochschulzulassung vergeben werden (Stiftung für 
Hochschulzulassung 2018). 
Der wichtigste bundesweite Zusammenschluss auf 
Hochschulebene ist die Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK). In der HRK sind zum Stand November 2018 
268 staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen 
vertreten, in der 94 % aller Studierenden in Deutsch-
land immatrikuliert sind (HRK 2018). Die HRK fungiert 
als Interessenvertretung der Hochschulen gegenüber 
der Politik, entwickelt Standards und bietet Dienstleis-
tungen für Hochschulen und die Öffentlichkeit. Hierzu 
gehört zum Beispiel das Audit Internationalisierung, 
womit Hochschulen in ihren Internationalisierungs-
prozessen begleitet werden, oder die Studiengangsda-
tenbank Hochschulkompass (siehe Kapitel 5.2). 
Auf Ebene der praktischen Zusammenarbeit spielt 
zudem die Arbeits- und Servicestelle für internationale 
Studienbewerbungen ‚uni-assist e.V.‘ eine entschei-
dende Rolle. Die Bewerbung um einen Studienplatz 
erfolgt für internationale Studierende entweder direkt 
bei der Hochschule oder über uni-assist e.V., die eine 
Einrichtung zur Vorprüfung von internationalen Studi-
enbewerbungen sind, der derzeit circa 180 Hochschu-
len angehören (siehe Kapitel 4.1.4).




Strategien zur Anwerbung oder zur Bindung von inter-
nationalen Studierenden existieren auf Bundes- und 
Landesebene und in vielen Hochschulen selbst. Auf 
der Ebene der Bundesregierung und der Landesregie-
rungen sind sie in der Regel in breitere Internationa-
lisierungsstrategien für Wissenschaft und Forschung 
eingebettet. Die Internationalisierungsstrategie der 
Bundesregierung (siehe Kapitel 2.2.1) ist nicht explizit 
und ausschließlich auf internationale Studierende aus-
gerichtet, was unter anderem damit zusammenhängt, 
dass Hochschulpolitik zu großen Teilen in den Kompe-
tenzbereich der Bundesländer fällt (siehe Kapitel 2.1). 
Es hat jedoch auch damit zu tun, dass aus Sicht der 
Bundesregierung die „incoming“ und die „outgoing“-
Mobilität von Studierenden gleiches Gewicht besitzen 
und somit nicht die einseitige Anwerbung von interna-
tionalen Studierenden nach Deutschland im Vorder-
grund steht, sondern stattdessen ein partnerschaftli-
cher Ansatz, wenngleich parallel das Ziel verfolgt wird, 
die Anzahl internationaler Studierender in Deutsch-
land weiter zu erhöhen (siehe Kapitel 2.2.1). Ebenso ist 
die Bindung von internationalen Studierenden an den 
Standort nicht das alleinige Ziel der Anwerbung von 
internationalen Studierenden; vielmehr werden auch 
der Aufenthalt und die dadurch entstandene Verbin-
dung zu Deutschland an sich als Vorteil gesehen. 
Die Anwerbung von internationalen Studierenden ist 
auf Bundes- und Landesebene in der Regel nicht auf 
bestimmte Studienfächer oder bestimmte Regionen 
ausgerichtet, wenngleich für einige Regionen spezielle 
übergreifende Internationalisierungsstrategien verab-
schiedet wurden (siehe Kapitel 2.2.1). Dies wird auch 
in der Fachöffentlichkeit als Vorteil des Hochschulsys-
tems gesehen, da die Konzentration insbesondere auf 
einzelne wenige Herkunftsländer Risiken bergen kann, 
etwa wenn sich die wirtschaftliche oder politische 
Lage in diesen ändert (SVR 2015: 9).
Angefangen mit einem Erlass des Bundesinnenminis-
teriums vom 28. März 2013 zur Umwandlung des Auf-
enthaltes bei syrischen Studierenden in eine humani-
täre Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG 
(Erlass Nr. 04/2013)11, insbesondere aber seit dem Jahr 
2015, haben Bund, Länder und Hochschulen zuneh-
mend die Gruppe der Geflüchteten in ihren (Internati-
onalisierungs-)Strategien berücksichtigt oder spezi-
elle Maßnahme und Programme für Geflüchtete und 
deren Zugang zu Hochschulen entwickelt (vgl. BMBF 
2016: 24). 
2.2.1 Internationalisierungsstrategie der 
Bundesregierung
Die Bundesregierung hat zuletzt 2017 eine Interna-
tionalisierungsstrategie beschlossen und damit eine 
11 BMI-Erlass Nr. 04/2013. Aufenthaltsrecht; Anordnung gem. 
§ 23 Abs. 1 AufenthG zur Aufnahme syrischer Studierender, die 
im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 1 AufenthG 
sind, und ihrer Familienangehörigen, die sich mit einer Aufent-
haltserlaubnis nach Abschnitt 6 AufenthG in Deutschland auf-
halten.
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frühere Strategie aus dem Jahr 2008 aktualisiert.12 Die 
jüngste ‘Strategie der Bundesregierung zur Interna-
tionalisierung von Bildung, Wissenschaft und For-
schung‘ wurde unter Federführung des BMBF erar-
beitet (BMBF o. J.b) Sie besteht im Wesentlichen aus 
fünf Zielfeldern, die unterschiedliche Aspekte abde-
cken, darunter Kooperationen im Hochschulbereich 
und die Mobilität von Studierenden und Forschenden, 
aber auch Innovationskooperationen, Kooperationen 
im Berufsbildungsbereich, Kooperationen mit Schwel-
len- und Entwicklungsländern und die Förderung der 
Forschung zu globalen Herausforderungen (BMBF 
2016: 5). 
Im ersten Zielfeld unter dem Titel „Exzellenz durch 
weltweite Kooperation stärken“ ist das Ziel die Ver-
stärkung weltweiter Kooperationen zur Festigung 
der Attraktivität Deutschlands als Studien- und For-
schungsstandort, zum Abbau von Mobilitätsbarrieren 
für deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler und zur Vertiefung des Europäischen Forschungs-
raumes (BMBF 2016: 5). Dabei setzt sich die Bundes-
regierung das Ziel, „mehr qualifizierte ausländische 
Studierende und Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler“ anzuwerben und visiert – ebenso wie 
der Koalitionsvertrag von 2013 - eine Steigerung auf 
350.000 ausländische Studierende bis 2020 an (BMBF 
2016: 31). Auch die Zahl der deutschen Studieren-
den, die studienbezogene Auslandserfahrung sam-
meln, soll erhöht werden, mit dem Ziel, dass bis 2020 
„jede zweite Hochschulabsolventin bzw. jeder zweite 
Hochschulabsolvent“ solche Erfahrung gesammelt hat 
(BMBF 2016: 31; siehe auch GWK 2013: 7). Gleichzei-
tig sollen deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, die im Ausland arbeiten, zur Rückkehr ermu-
tigt werden, um „den Bedarf der deutschen Wirtschaft 
an Fachkräften […] zu decken“ (BMBF 2016: 30). Auch 
die „Stärkung der „akademischen Willkommenskul-
tur“ ist Teil der Strategie und soll unter anderem durch 
das Stipendien- und Betreuungsprogramm des DAAD 
und „durch die Schaffung verbesserter Rahmenbedin-
gungen an deutschen Hochschulen […] beispielsweise 
durch fachliche Studienbetreuung und integrationsför-
dernde Tutorenprogramme“ realisiert werden (BMBF 
2016: 31). 
12 Die Strategie der Bundesregierung zur Internationalisierung 
von Wissenschaft und Forschung von 2008 sollte „gezielt die 
Kohärenz der Internationalisierungsaktivitäten in der gesamten 
deutschen Bildungs- und Forschungsgemeinschaft erhöhen“ 
und sah „gezielte Werbemaßnahmen und Informationsver-
breitung im Ausland sowie die vereinfachte Ermöglichung des 
Studiums für internationale Studierende in Deutschland“ vor 
(Mayer et al. 2012: 30; BMBF 2008).
Neben der übergreifenden Internationalisierungsstra-
tegie hat das BMBF auch regionale Strategien ver-
abschiedet. Hierzu gehören die China-Strategie von 
2015, die die Bereiche Bildung, Forschung und Inno-
vation abdeckt (BMBF o. J.c) und die Afrika-Strategie 
mit ihren fünf Handlungsfeldern „Wissenstransfer und 
Innovation, Hochschulbildung und wissenschaftlicher 
Nachwuchs, Beschäftigungsfähigkeit von Hochschul-
absolventen und Praxisnähe in der Berufsbildung, For-
schungszusammenarbeit zur Umsetzung der Ziele für 
nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen sowie 
Nutzung von Synergiepotenzialen auf nationaler, eu-
ropäischer und internationaler Ebene“, die auf die Zu-
sammenarbeit mit afrikanischen Partnern und auf die 
Förderung von Projekten durch das BMBF ausgerichtet 
ist (BMBF o. J.d). Auch der DAAD hat einige regionale 
Strategien (siehe Kapitel 8.2).
2.2.2 Gemeinsame Strategie der 
Wissenschaftsministerinnen und 
Wissenschaftsminister von Bund und 
Ländern für die Internationalisierung der 
Hochschulen in Deutschland
Die Gemeinsame Strategie von Bund und Ländern für 
die Internationalisierung der Hochschulen in Deutsch-
land wurde auf der Konferenz der Wissenschaftsmi-
nisterinnen und -minister der Bundesländern und des 
Bundes am 12. April 2013 beschlossen (GWK 2013). 
Im Gegensatz zur Internationalisierungsstrategie der 
Bundesregierung ist sie ausschließlich und gezielt auf 
Hochschulen ausgerichtet und besteht aus insgesamt 
neun Handlungsfeldern (GWK 2013: 2). Sie wird als 
„Instrument zur Qualitätsentwicklung“ betrachtet, 
„um im globalen Wettbewerb über hochwertige Ange-
bote in Forschung und Lehre sowie über Gastfreund-
lichkeit und Serviceorientierung attraktiv und konkur-
renzfähig zu sein“ (GWK 2013: 3). Zu den konkreten 
Handlungsfelder gehören unter anderem 
  die strategische Internationalisierung der einzelnen 
Hochschulen, 
  die Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen vor allem für Hochschulkooperationen, 
  die Etablierung einer Willkommenskultur an Hoch-
schulen und darüber hinaus (z. B. in Konsulaten 
oder Ausländerbehörden), 
  die Etablierung eines „internationalen Campus“ 
durch Internationalisierung der Curricula inklusive 
der Erhöhung des englischsprachigen Lehrangebo-
tes,
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  die Steigerung der Auslandsmobilität von Studie-
renden, 
  die Erhöhung der Attraktivität Deutschlands für in-
ternationale Studierende,
  die Gewinnung von exzellenten Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern aus dem Ausland, 
  der Ausbau internationaler Forschungskooperatio-
nen und
  die Etablierung von Angeboten transnationaler 
Hochschulbildung (GWK 2013). 
Die Erhöhung der Attraktivität deutscher Hochschu-
len für internationale Studierende soll die Zahl von in-
ternationalen Studierenden erhöhen. Erreicht werden 
soll sie unter anderem durch „bewerberfreundlichere 
[…] Bewerbungs- und Zulassungsverfahren“, die zur 
Auswahl derjenigen Personen beitragen, „bei denen 
die Prognose für ein erfolgreiches Studium an einer 
deutschen Hochschule gut ist“ (GWK 2013: 8) und 
durch die „Steigerung des Studienerfolgs und der In-
tegration ausländischer Studierender“ (GWK 2013: 7). 
Zur Erhöhung der Zahl von internationalen Studieren-
den werden zudem insbesondere das Forschungs- und 
Hochschulmarketing und die Bereitstellung von Infor-
mationen zu Studien- und Forschungsangeboten und 
zu den aufenthalts- und sozialrechtlichen Angeboten 
als wichtige Faktoren angesehen (GWK 2013: 9). 
Die Etablierung einer Willkommenskultur soll unter 
anderem zur gelungenen Integration internationa-
ler Studierender in das Hochschulleben beitragen und 
wird darüber hinaus als förderlich für den „Verbleib in 
Deutschland und damit für die Gewinnung von qualifi-
zierten Fachkräften“ gesehen (GWK 2013: 5). 
Die Etablierung von transnationalen Bildungsange-
boten deutscher Hochschulen im Ausland trägt laut 
GWK-Strategie zur „Stärkung der eigenen internati-
onalen Reputation und Sichtbarkeit der deutschen 
Hochschulen“ bei, aber auch zur „Gewinnung hoch-
qualifizierter Absolventen für Graduiertenstudien“ 
(GWK 2013: 10f.; siehe genauer Kapitel 8.3.4). 
2.2.3 Strategien der Bundesländer
Einige Bundesländer haben spezifische Strategien zur 
Internationalisierung der Hochschulen entwickelt 
(siehe z. B. Ministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst (MWK) Baden-Württemberg o. J.a) oder 
sehen die Internationalisierung von Hochschulen als 
Teil ihrer landesweiten Hochschulentwicklungspla-
nung (siehe Bayerisches Staatsministerium für Wissen-
schaft und Kunst o. J.a; Land Brandenburg 2014: 24; 
Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst 
2015: 6f.). Häufig ist Internationalisierung auch Ge-
genstand von Zielvereinbarungen zwischen Bundes-
ländern und den einzelnen Hochschulen. Unabhängig 
von Strategien oder Rahmenplänen haben einige Bun-
desländer „Maßnahmen entwickelt, die jedoch nicht 
in eine umfassende Strategie eingebettet sind“ (Mayer 
et al. 2012: 31).
Die Ziele und Vorgaben der Bundesländer in Strate-
gien oder Rahmen- und Zielvereinbarungen sind dabei 
unterschiedlich konkret und setzen auch unterschied-
liche Schwerpunkte bei der Internationalisierung von 
Hochschulen: Teilweise wird die Internationalisie-
rung allgemein als Ziel dargestellt, teilweise werden 
Schwerpunkte z. B. auf die Erhöhung der Mobilität von 
Studierenden sowie von Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern, auf die Internationalisierung der 
Curricula und die Erhöhung der englischsprachigen 
Studiengänge, auf die Etablierung einer Willkommens-
kultur oder auch auf den Ausbau des Hochschulmar-
keting gelegt (z. B. Land Brandenburg 2014: 24; Freie 
Hansestadt Bremen o. J.; Hessisches Ministerium für 
Wissenschaft und Kunst 2015: 6; Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern 2015: 26; zu Hochschulmarketing 
siehe auch Kapitel 5.1.2). Eine Reihe von Bundeslän-
dern hat Kooperationsvereinbarungen im Wissen-
schaftsbereich mit Staaten oder mit Regionen in ande-
ren Staaten geschlossen (MWK Baden-Württemberg 
o. J.a; Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung 
und Kultur des Landes Rheinland-Pfalz o. J; Hessisches 
Ministerium für Wissenschaft und Kunst o. J.; Kapi-
tel 8.1.2). 
2.2.4 Strategien von Hochschulen 
Laut einer Befragung von Hochschulleitungen im Jahr 
2014 hatten etwa 80 % der teilnehmenden Hochschu-
len eine eigene Internationalisierungsstrategie (Stif-
terverband für die Deutsche Wissenschaft 2014: 21). 
Diese sind in einigen Fällen Teil einer Gesamtstrategie 
der jeweiligen Hochschule, teilweise haben die Hoch-
schulen aber auch separate Strategien zur Internatio-
nalisierung verabschiedet (Wissenschaftsrat 2018: 44). 
Während Strategien auf Bundesebene internationale 
Studierende oft nur als Teilbereich behandeln, sind 
die Internationalisierungsstrategien von Hochschulen 
oft mehr auf Studium und Lehre und somit auch auf 
Studierendenmobilität ausgerichtet (Wissenschaftsrat 
2018: 44). Die Erhöhung des Anteils ausländischer Stu-
dierender oder von international ausgerichteten Stu-
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diengängen sind oft Bestandteile solcher Strategien. 
Bei einer Online-Umfrage des Sachverständigenrat 
deutscher Stiftung für Integration und Migration (SVR) 
unter 116 Hochschulen gaben etwa 25 % der Hoch-
schulen an, dass auch der Berufseinstieg von internati-
onalen Studierenden Teil ihrer Internationalisierungs-
strategie sei (SVR 2015: 30; siehe Kapitel 7.3). „Für die 
Hochschulen ist diese Form der Internationalisierung 
mittlerweile ein Prestigeprojekt geworden, für das oft 
die Hochschulleitung direkt verantwortlich ist“ (SVR 
2017a: 11).
Der Anteil der Fachhochschulen mit einer eigenen In-
ternationalisierungsstrategie ist etwas geringer als 
bei den Universitäten (Wissenschaftsrat 2018: 44). 
Gleichzeitig haben Fachhochschulen insgesamt auch 
einen geringeren Anteil an internationalen Studieren-
den und internationalem wissenschaftlichem Perso-
nal (siehe Kapitel 3.1; Wissenschaftsrat 2018: 48). Dies 
liegt einerseits daran, dass „viele Förderinstrumente 
mit internationaler Zielrichtung auf die Forschung und 
die Phase der Promotion ausgerichtet“ sind (Wissen-
schaftsrat 2018: 49). Andererseits haben Fachhoch-
schulen auch weniger Personal im Wissenschaftsma-
nagement und im Mittelbau und die Professorinnen 
und Professoren an Fachhochschulen haben eine hö-
here Lehrverpflichtung, was die Planung und Durch-
führung von langfristigen Kooperationen zwischen 
Universitäten erschwert (Wissenschaftsrat 2018: 49). 
Dennoch arbeiten zunehmend auch Fachhochschulen 
an eigenen Internationalisierungsstrategien (Wissen-
schaftsrat 2018: 49; siehe auch HRK 2014a). 
Während Strategien auf Bundes- und Landesebene in 
der Regel nicht auf bestimmte Fächer oder Regionen 
ausgerichtet sind, ist dies bei der Mehrheit der Hoch-
schulen der Fall (Stifterverband für die Deutsche Wis-
senschaft 2014: 22). Die am häufigsten genannte Welt-
region war in der Befragung des Stifterverbandes von 
2014 Asien (in vielen Fällen wird ein Schwerpunkt spe-
zifisch auf China gesetzt), gefolgt von Europa (Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft 2014: 21). Die 
am häufigsten genannten Fächergruppen waren die 
Wirtschafts- und die Naturwissenschaften (ohne Inge-
nieurswissenschaften; Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft 2014: 21). Oft wird die Internationalisie-
rung von Studiengängen eher im Master- und Promo-
tionsbereich als im Bachelor-Bereich vorangetrieben, 
was sich z. B. in der Anzahl der auf Englisch angebote-
nen Studiengänge widerspiegelt (siehe Kapitel 5.2). Die 
Ausrichtung der Strategien von Hochschulen hängt 
von einer Vielzahl an Faktoren ab, darunter dem fach-
lichen Profil der jeweiligen Hochschule, aber auch dem 
Standort: Hochschulen in Ballungsräumen und Groß-
städten sind in der Regel unabhängig von ihrem spezi-
fischen Angebot attraktiver für internationale Studie-
rende und sehen deshalb gegebenenfalls auch einen 
geringeren Bedarf an einer spezifischen Anwerbungs-
strategie (Hintergrundgespräch HRK). Hochschulen 
ohne diese klassischen Standortvorteile bemühen sich 
hingegen teilweise besonders um Internationalisie-
rung, um diesen Nachteil auszugleichen und für Stu-
dierende aus dem In- und dem Ausland sichtbar und 
attraktiv zu werden.13 
Einige Hochschulstandorte begreifen die Interna-
tionalisierung und die Anwerbung internationaler 
Studierender zudem als eine Möglichkeit, um dem 
demografischen Wandel und dem schrumpfenden 
Hochschulstandort zu begegnen (vgl. SVR 2019). 
2.2.5 Instrumente der 
Hochschulrektorenkonferenz und 
weiterer Akteure
Die HRK hat mit dem Audit „Internationalisierung der 
Hochschulen“ ein Beratungsangebot für Hochschulen 
entwickelt, um Strategieprozesse der Internationalisie-
rung zu begleiten. Das durch das BMBF mitfinanzierte 
Audit existiert seit 2009; mittlerweile haben über 90 
Hochschulen das Audit durchlaufen. Es soll jede teil-
nehmende Hochschule in die Lage versetzen, „auf der 
Grundlage ihres institutionellen Auftrags und der ihr 
zur Verfügung stehenden Ressourcen ein spezifisches 
Internationalisierungsprofil zu definieren und weiter-
zuentwickeln“ (HRK 2014b: 2). Die HRK hat außerdem 
2009 einen ‚Nationalen Kodex für das Ausländerstu-
dium an deutschen Hochschulen‘ verabschiedet, der 
im Rahmen von GATE-Germany, einem Konsortium für 
internationales Hochschulmarketing erarbeitet wurde 
(vgl. Kapitel 5.1.1). „Ziel des Kodex ist es, gemeinsame 
Mindeststandards für die Bereiche ‚Information und 
Werbung, Zulassung, Betreuung und Nachbetreuung‘ 
festzulegen“ (GATE-Germany 2009: 1). Zu den Ver-
pflichtungen der unterzeichnenden Hochschulen ge-
hören die umfassende Information über Studienan-
gebot, Zulassungsvoraussetzungen und die örtlichen 
Studien- und Lebensbedingungen, „möglichst auch 
in Englisch sowie ggf. in anderen verbreiteten Fremd-
sprachen“ (GATE-Germany 2009: 1), das Anbieten von 
Orientierungsangeboten und von studienvorbereiten-
den und studienbegleitenden Deutschkursen sowie 
13 Ein Beispiel hierfür ist die Hochschule Reutlingen, die trotz ihrer 
Lage in einer vergleichsweise kleinen Großstadt und ihrer relativ 
kleinen Studierendenzahl einen mit circa 20 % deutlich über-
durchschnittlichen Anteil an ausländischen Studierenden und 
mehr als 200 Partnerhochschulen hat (Hochschule Reutlingen 
o. J.).
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weitere Unterstützung während und auch nach dem 
Studium (GATE-Germany 2009). Zum Stand Dezember 
2018 hatten 146 Hochschulen den Kodex unterzeich-
net (HRK o. J.). 
Neben der HRK finden sich eine Vielzahl weiterer rele-
vanter Akteure auf Bundes-, Länder- und kommunaler 
Ebene im Bereich der Anwerbung und Bindung inter-
nationaler Studierender, wie zum Beispiel die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft (DFG), die Alexander 
von Humboldt-Stiftung (AvH) oder die Welcome-Cen-
ter vor Ort, deren Arbeit und Ausrichtung in den nach-
folgenden Kapiteln näher beschrieben wird.
22 Erkenntnisse zu internationalen Studierenden in Deutschland
3.1 Statistik
Statistiken zu ausländischen und internationalen Stu-
dierenden in Deutschland bietet vor allem die Hoch-
schulstatistik des Statistischen Bundesamtes. Die 
Statistik basiert auf den Verwaltungsdaten der Hoch-
schulen (Statistisches Bundesamt 2018: 4). Sie lässt 
damit keine Rückschlüsse auf den Aufenthaltsstatus 
der Studierenden oder auf die Art des Aufenthaltsti-
tels, mit dem sie sich in Deutschland aufhalten, zu. 
3.1.1 Zahl und Anteil der internationalen 
Studierenden
Wie in Abbildung 2 zu sehen, ist sowohl die Zahl der 
ausländischen Studierenden wie auch die der Bil-
dungsausländerinnen und Bildungsausländer seit dem 
Wintersemester 1992/93 stark angestiegen und hat 
sich jeweils mehr als verdreifacht. Die Gesamtzahl der 
Studierenden ist im gleichen Zeitraum um etwa das 
1,5-fache gestiegen (DAAD/DZHW 2018b: Tab. 1.1). 
Der DAAD, die GWK und auch die Bundesregierung 
hatten 2013 das Ziel formuliert, dass bis zum Jahr 
2020 350.000 ausländische Studierende an deutschen 
Hochschulen studieren sollten (siehe Kapitel 2.2; 
DAAD 2013; GWK 2013; CDU/CSU/SPD 2013).  
Im Wintersemester 2016/17 studierten 358.895 aus-
ländische Studierende an deutschen Hochschulen – 
damit wurde dieses Ziel frühzeitig erreicht (DAAD/
DZHW 2018b: Tab. 1.1). Von den 358.895 auslän-
dischen Studierenden waren 265.484 eingeschrie-
bene Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer 
(DAAD/DZHW 2018: Tab. 1.1). 
Der insgesamt ansteigende Trend in der Zahl inter-
nationaler Studierender ist auch in anderen Staaten 
festzustellen: In den Mitgliedstaaten der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) ist die Zahl der ausländischen Studierenden) 
Erkenntnisse zu internationalen 
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Abbildung 2:  Ausländische Studierende in Deutschland, 1993-2018
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„von 2 Millionen 1999 auf 5 Millionen 17 Jahre später“ 
gestiegen (OECD 2018: 281). 
Der Anteil der Bildungsausländerinnen und Bildungs-
ausländer an allen Studierenden bewegt sich hin-
gegen seit dem Wintersemester 2002/03 und dem 
Wintersemester 2017/18 zwischen 8 und 10 % (WS 
2017/18: 10 %; Statistisches Bundesamt 2018; DAAD/
DZHW 2018b: Tab. 1.3). Er ist an Universitäten in der 
Regel etwas höher als an Fachhochschulen. Im Win-
tersemester 2016/17 betrug ihr Anteil an Universi-
täten 11 %, an Fachhochschulen 7 % (DAAD/DZHW 
2018a: 53). 
Auch zwischen den Bundesländern gibt es Unter-
schiede: „[I]n Berlin (15%), Sachsen (14%) und Bran-
denburg (13%) [ist] der Anteil von Bildungsauslände-
rinnen und Bildungsausländern an allen Studierenden 
am höchsten. Die geringsten Anteile verzeichnen 
Schleswig-Holstein (6%) und Mecklenburg-Vorpom-
mern (7%)“ (DAAD/DZHW 2018a: 54). 
3.1.2 Herkunftsländer
Im Wintersemester 2017/18 waren 374.583 ausländi-
sche Studierende an deutschen Hochschulen einge-
schrieben – darunter 282.002 Bildungsausländerin-
nen und Bildungsausländer (Statistisches Bundesamt 
2018). Von diesen waren 208.752 Drittstaatsangehö-
rige (also internationale Studierende im Sinne dieser 
Studie, siehe Kapitel 1.2) und 73.250 Staatsangehörige 
von EU-Mitgliedstaaten. Der Anteil der Drittstaatsan-
gehörigen an allen Bildungsausländerinnen und Bil-
dungsausländern betrug somit 74 %.
Die fünf wichtigsten Herkunftsländer von internatio-
nalen Studierenden waren im Wintersemester 2017/18 
China, Indien, Russland, Syrien und die Türkei. Unter 
den EU-Mitgliedstaaten waren Österreich, Italien und 
Frankreich die häufigsten Herkunftsländer von Bil-
dungsausländerinnen und Bildungsausländern (Sta-
tistisches Bundesamt 2018). Dabei hat sich die Zu-
sammensetzung der Top-5-Drittstaaten in den letzten 
Jahren leicht verschoben, wobei China über den ge-
samten betrachteten Zeitraum und sowohl bei weibli-
chen als auch bei männlichen Studierenden das wich-
tigste Herkunftsland ist (siehe Tabelle 1). Bei anderen 
Herkunftsländern ist das Geschlechterverhältnis un-
ausgeglichener: Beispielsweise sind unter den Studie-
renden aus der Russischen Föderation und der Ukraine 
deutlich mehr Frauen als Männer, während deutlich 
mehr Inder als Inderinnen in Deutschland studieren 
und auch aus der Türkei und Kamerun mehrheitlich 
männliche Studierende nach Deutschland kommen. 
Die Bandbreite der wichtigsten Herkunftsländer zeigt, 
dass kein Land und keine Herkunftsregion deutlich 
dominant sind. Die fünf wichtigsten Herkunftsstaaten 
machten im Wintersemester 2017/18 circa 29 % aller 
Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer aus. 
Damit ist die Gruppe der internationalen Studierenden 
in Deutschland auch im Vergleich mit anderen Staa-
ten divers: In „klassischen“ Zielländern von internati-
onalen Studierenden wie den USA und in Australien 
machten die Top-5 Herkunftsländer im Jahr 2015 über 
60 % aller internationalen Studierenden aus; im Ver-
einigten Königreich circa 41 %. In Frankreich liegt der 
Anteil mit knapp 36 % etwas niedriger (DAAD/DZHW 
2018a: 23).
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3.1.3 Abschlussarten
„Mit einem Anteil von 90 % strebt die überwiegende 
Mehrheit der Bildungsausländer/innen an deutschen 
Hochschulen an, einen Abschluss in Deutschland ab-
zulegen. Dieser Anteil ist in den vergangenen zehn 
Jahren konstant geblieben. Ein Zehntel der Bildungs-
ausländer/innen weilt für einen Gastaufenthalt in 
Deutschland und strebt keinen Abschluss an der jewei-
ligen Hochschule an“ (DAAD/DZHW 2018a: 56). 
Unter allen im Wintersemester 2016/17 eingeschrie-
benen 265.484 Bildungsausländerinnen und Bildungs-
ausländern war der Anteil derjenigen, die einen Bache-
lor-Abschluss anstrebten, in etwa genauso hoch wie 
der Anteil der Masterstudierenden (circa 37 % Bache-
lor, 36 % Master; siehe Abbildung 3). Jedoch gab es 
hier Unterschiede zwischen Herkunftsregionen: Bei 
Bildungsausländerinnen und Bildungsausländern aus 
den Weltregionen Nordamerika, Lateinamerika sowie 
Asien und Pazifik war der Anteil der Master-Studie-
renden überdurchschnittlich hoch; unter Studierenden 
aus den Regionen Mittel- und Südosteuropa, Osteu-
ropa, Zentralasien und Südkaukasus sowie Subsahara-
Afrika fand sich hingegen ein höherer Anteil an Bache-
lor-Studiereden (Abbildung 3).
3.1.4 Fächergruppen
Die Ingenieurswissenschaften sind die von internati-
onalen Studierenden am häufigsten gewählte Fächer-
gruppe, gefolgt von Sozial-, Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaften (Tabelle 2). Werden die MINT-Fächer 
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft, Technik) 
unter Einbeziehung der Ingenieurswissenschaften zu-
sammengezählt, ergibt sich ein Anteil von knapp 52 % 
aller internationalen Studierenden. Unter den Top-5 
Staatsangehörigkeiten von internationalen Studieren-
den haben die MINT-Fächer bei Studierenden aus In-
dien mit circa 77 % den größten Anteil (Abbildung 4). 
Weniger wichtig sind sie bei Studierenden aus der 
Russischen Föderation, wo Sozial-Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften und auch Geisteswissenschaf-
ten und künstlerische Fächer höhere Anteile haben. 
Ein vergleichsweise hoher Anteil von Studierenden der 
Sozial-Rechts- und Wirtschaftswissenschaften findet 
sich auch bei türkischen Staatsangehörigen.
Abbildung 3:  Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer mit Abschlussabsicht nach Weltregionen und Abschlussart, 
Wintersemester 2016/17 (in Prozent)
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Erziehungswissenschaften 13.599 9.224 1.141 705 692 262 361
Geisteswissenschaften und 
Kunst 42.909 27.783 5.420 360 2.334 601 1.070
Sozial-, Rechts-, Wirtschafts-
wissenschaften 66.755 44.487 6.842 2.156 3.602 832 1.866
Naturwissenschaften* 26.781 19.880 3.870 1.859 937 640 703
Informatik 25.637 21.296 2.177 3.260 1.042 1.328 749
Ingenieurwesen, Fertigung 
und Bauwesen
76.814 66.879 15.455 8.160 1.297 3.314 2.364
Agrarwissenschaften 4.666 3.613 379 229 140 77 65
Gesundheit und Soziales 18.073 10.968 998 302 550 1.419 333
Dienstleistungen 5.024 3.600 478 240 167 102 75
Nicht bekannt oder keine 
Angabe
1.744 1.022 155 23 34 43 47
Gesamt 282.002 208.752 36.915 17.294 10.795 8.618 7.633
* Mathematik + Statistik, Physik, Biowissenschaften.
Quelle: Zulieferung Statistisches Bundesamt, angelehnt an ISCED-Klassifikation von Studienfächern. Die Auswahl der Top-5 Herkunftsstaaten 
basiert auf der Grundgesamtheit der drittstaatsangehörigen Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer (=internationale Studierende).
Abbildung 4:  Anteile der Fächergruppen bei internationalen Studierenden, Wintersemester 2017/18
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3.1.5 Sprachkenntnisse von internationalen 
Studierenden
In der 21. Sozialerhebung des Deutschen Studenten-
werks im Jahr 2016 gaben 82 % der befragten Bil-
dungsausländerinnen und Bildungsausländer an, be-
reits vor Studienbeginn Deutsch gelernt zu haben, 
wobei der Anteil bei Studierenden im Bachelor deut-
lich höher ist als im Master. 57 % gaben an, über gute 
oder sehr gute Deutschkenntnisse zu verfügen, 14 % 
gaben an, nur Grundkenntnisse zu haben (Apolinar-
ski/Brands 2018: 21). „Demgegenüber schätzten mehr 
als vier Fünftel ihre Englischkenntnisse als „(sehr) gut“ 
ein, nur zwei Prozent verfügten lediglich über „Grund-
kenntnisse“ in Englisch“ (Apolinarski/Brands 2018: 21). 
Eine Differenzierung nach Herkunftsländern erlaubt 
die Auswertung von Angaben der Studienbewerber-
innen und -bewerber, die sich über die Arbeits- und 
Servicestelle für internationale Studienbewerbungen 
uni-assist e. V. bei einer Hochschule bewerben (siehe 
Kapitel 4.1.4). Eine solche wurde im Rahmen der Pu-
blikation „Wissenschaft Weltoffen“ von DAAD und 
DZHW vorgenommen:
„Bei den im Rahmen der Bewerbungen abgefragten 
Deutschkenntnissen gibt es deutliche Unterschiede 
zwischen den Herkunftsländern. Die höchsten An-
teile von Bewerber/innen mit einer gemäß dem 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen 
(GER) kompetenten Sprachverwendung (C1/C2) 
weisen im Studienjahr 2017 diejenigen aus Polen 
(57%) und Bulgarien (52%) auf. Hohe Anteile von 
Bewerberinnen und Bewerbern mit einem mittle-
ren Sprachniveau (B1/B2) erreichen vor allem Viet-
nam (91%), Marokko (89%) und Indonesien (87%). 
In Bezug auf Indien (57%) und Nigeria (47%) sind 
schließlich die höchsten Anteile mit lediglich ele-
mentarer Sprachbeherrschung (A1/A2) zu verzeich-
nen“ (DAAD/DZHW 2018a: 68).
3.1.6 Erwerbstätigkeit neben dem Studium
Laut der 21. Sozialerhebung des Deutschen Studen-
tenwerks waren 49 % aller ausländischen Studierenden 
neben dem Studium erwerbstätig (Apolinarski/Brandt 
2018: 44).14 Etwa die Hälfte (48 %) der erwerbstäti-
14 In der Sozialerhebung werden allerdings nicht nur Studierende 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 AufenthG berück-
sichtigt, weshalb für viele der Befragten andere Bestimmungen 
zur Erwerbstätigkeit gelten. Insbesondere werden auch EU-
Bürgerinnen und EU-Bürger befragt, die zum Studium keinen 
gen Studierenden gab an, dass sich ihre Arbeit „zeit-
lich problemlos mit dem Studium vereinbaren lässt“, 
wohingegen 45 % „gerne weniger arbeiten würden, um 
mehr Zeit in ihr Studium investieren zu können“ (Apo-
linarski/Brandt 2018: 45).
 „Am häufigsten sind die Studierenden als Aus-
hilfen beschäftigt (40 %[..]); sechs Prozent geben 
Nachhilfeunterricht. Etwa ein Drittel (35 %) der 
erwerbstätigen Studierenden arbeitet neben 
dem Studium als studentische Hilfskraft. Weitere 
17 Prozent üben eine Tätigkeit aus, die einen Hoch-
schulabschluss (9 %) oder einen beruflichen Ab-
schluss (8 %) voraussetzt. Jeweils elf Prozent ab-
solvieren ein entgeltliches Praktikum bzw. gehen 
anderen, nicht weitergehend differenzierten Tätig-
keiten nach“ (Apolinarski/Brandt 2018: 46). 
„Mehr als die Hälfte der Bildungsausländer(innen) 
stimmt jeweils der Aussage zu, dass die Erwerbstä-
tigkeit inhaltlichen Bezug zum Studium hat (58 %) 
bzw. dass im Rahmen der Erwerbstätigkeit Studi-
enwissen angewendet werden kann (56 %). Fast 
genauso viele (55 %) geben an, durch ihre Tätigkeit 
Wissen und Erfahrungen zu sammeln, von denen 
sie im Studium profitieren“ (Apolinarski/Brandt 
2018: 47).
3.1.7 Stipendien
Im Jahr 2016 erhielten laut Sozialerhebung des Deut-
schen Studentenwerks 22 % der Bildungsauslän-
derinnen und Bildungsausländer für ihr Studium in 
Deutschland ein Stipendium, wovon 43 % auf deut-
sche Stipendien, 39% auf Stipendium des Herkunfts-
landes, 23 % auf ein europäisches Stipendium, 2 % 
auf Stipendien internationaler Organisationen und 
5 % auf andere Stipendien fielen (Apolinarski/Brandt 
2018: 32f.)15. 
Der Anteil der Stipendiatinnen und Stipendiaten ist bei 
Studierenden in Bachelor- und Staatsexamensstudi-
engängen mit 12 % deutlich geringer als im Gesamt-
durchschnitt (Apolinarski/Brandt 2018: 32). Unter den 
internationalen Promovierenden ist der Anteil der 
Stipendiatinnen und Stipendiaten mit 49 % hingegen 
deutlich höher und Stipendien sind für diese Gruppe 
eine fast ebenso wichtige Einkommensquelle wie eige-
ner Verdienst (Apolinarski/Brandt 2018: 32; 43). Unter 
Austauschstudierenden, die nur einen Teil ihres Stu-
Aufenthaltstitel benötigen (vgl. DAAD/BMBF 2018a). 
15 Mehrfachnennungen waren bei der Sozialerhebung möglich. 
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diums in Deutschland verbringen und dabei weiterhin 
an ihrer Hochschule im Ausland eingeschrieben sind 
(DZHW 2017: 5), ist der Anteil derjenigen, die ein Sti-
pendium haben, mit 68 % noch einmal deutlich höher 
(Apolinarski/Brandt 2018: 43).16
Die durchschnittliche Höhe der monatlich vergebenen 
Stipendien lag bei Bachelorstudierenden bei 408 Euro, 
bei Masterstudierenden bei 642 Euro und bei promo-
vierenden bei 1.139 Euro (Apolinarski/Brandt 2018: 32; 
34). Finanzielle Unterstützung durch die Eltern sowie 
eigener Verdienst sind insgesamt wichtigere Einnah-
mequellen für internationale Studierende als Stipen-
dien (Apolinarski/Brandt 2018: 40). Gleichzeitig ist der 
Anteil der Stipendiatinnen und Stipendiaten unter aus-
ländischen Studierenden höher als unter deutschen 
Studierenden (Middendorff et al. 2017: 43).
3.2 Faktoren, die die 
Entscheidung für 
Deutschland als Studienort 
beeinflussen
Studierende, die sich für ein Studium außerhalb ihres 
Herkunftslandes entscheiden, haben dafür unter-
schiedliche, teils sehr individuelle Gründe. Dennoch 
gibt es Faktoren, die die Entscheidung für ein be-
stimmtes Zielland für eine Vielzahl an Studierenden 
maßgeblich beeinflussen. Auch ist die Entscheidung 
von den Gegebenheiten im Herkunftsland selbst be-
einflusst. Laut OECD gehören hierzu etwa die Ver-
fügbarkeit und Qualität entsprechender Bildungsan-
gebote im Herkunftsland (OECD 2018: 286). Zu den 
Faktoren, die die Wahl des Ziellandes beeinflussen, 
kann ein erwarteter höherer Bildungsertrag durch das 
Studium im Zielland zählen (OECD 2018: 286f.). 
Ebenfalls wichtig sind weitere wirtschaftliche Faktoren 
wie eine „höhere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit“, 
aber auch „bezahlbarere Mobilitäts- und Bildungskos-
ten im Gastland“ (OECD 2018: 286f.). Auch „nicht wirt-
schaftliche Faktoren, wie die politische Stabilität und 
die Zuverlässigkeit der Institutionen im Zielland, sowie 
[…] kulturelle oder religiöse Verbindungen zwischen 
16 Zu den Stipendien zählen auch Erasmus-Stipendien, die in der 
Regel Studierende erhalten, die innerhalb der EU und einiger 
weiterer Partnerländer ein Austauschsemester machen. Der An-
teil der Erasmus-Studierenden unter allen befragten Austausch-
studierenden betrug in der Stichprobe der 21. Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerks 2016 53 % (Apolinarski/Brandt 
2018:32; 34).
Herkunfts- und Zielländern“ können die Entschei-
dung für oder gegen ein Zielland beeinflussen (OECD 
2018: 286f.).
Ein weiterer zentraler Faktor ist die Unterrichtsspra-
che. Die wichtigsten Zielstaaten für internationale Stu-
dierende sind englischsprachige Staaten (insbesondere 
die USA, das Vereinigte Königreich und Australien; 
DAAD/DZHW 2018a: 18). Aber auch andere Staaten, 
deren Amts- oder Unterrichtssprache außerhalb des 
jeweiligen Landes verbreitet ist, können aus sprachli-
chen Gesichtspunkten für internationale Studierende 
interessant sein. Hierzu zählen neben deutschsprachi-
gen Staaten zum Beispiel auch französisch-, spanisch- 
oder russischsprachige Staaten (OECD 2018: 287).
Ebenso wichtig wie wirtschaftliche, kulturelle und 
sprachliche Gründe sind Faktoren wie der Ruf be-
stimmter Fächer oder bestimmter Hochschulen. „Bil-
dungsteilnehmer weltweit sind sich zunehmend der 
Qualitätsunterschiede im Tertiärbereich bewusst, da 
Hochschulrankings und andere internationale Hoch-
schulvergleiche weit verbreitet sind“ (OECD 2018: 
287). Die MINT-Fächer ziehen in Deutschland, aber 
auch global gesehen, einen überdurchschnittlich 
hohen Anteil an internationalen Studierenden an 
(siehe Kapitel 3.1.4). Die OECD sieht die Gründe hier-
für einerseits in den geringeren erforderlichen Sprach-
kenntnissen in dieser Fächergruppe, vor allem aber im 
hohen Innovationspotenzial dieser Fächer und in den 
„besseren beruflichen Möglichkeiten, die mit einem 
Abschluss in einer dieser Disziplinen assoziiert wer-
den“ (OECD 2018: 283; siehe auch Kapitel 7). 
Als Gründe, warum sich internationale Studierende 
speziell für ein Studium in Deutschland entscheiden, 
werden in verschiedenen Studien vor allem die folgen-
den Faktoren genannt:
  die besseren Berufschancen durch ein Studium in 
Deutschland (sowohl in Deutschland als auch im 
Herkunftsland),
  das Erwerben spezieller Fachkenntnisse durch das 
Studium in Deutschland,
  der gute Ruf der Universitäten und von spezi-
fischen Fächern und Abschlüssen (vor allem im 
Ingenieursbereich) sowie die erwarteten guten 
Studienbedingungen und die Qualität der Hoch-
schulausbildung,
  die Vertiefung von deutschen Sprachkenntnissen,
  bereits bestehende Kontakte zu in Deutschland le-
benden Personen,
  die moderaten Lebenshaltungskosten und die Le-
bensqualität sowie die soziale Absicherung in 
Deutschland und 
29Erkenntnisse zu internationalen Studierenden in Deutschland
  die geringen oder nicht erhobenen Studiengebüh-
ren (SVR 2015: 12; Hanganu/Heß 2014: 30; 219f.; 
Apolinarski/Poskowsky 2013: 45ff; Ripmeester/
Pollock 2013: 26).
Die Unterrichtssprache ist in Deutschland tendenziell 
weniger ausschlaggebend, insbesondere im Vergleich 
zu Staaten mit einem deutlich größeren Angebot 
an englischsprachigen Studiengängen. Andererseits 
spricht eine nicht unerhebliche Zahl von internatio-
nalen Studierenden auch schon vor dem Studienan-
tritt Deutsch, so dass ein Studium in deutscher Spra-
che hier durchaus ein Entscheidungsfaktor sein kann 
bzw. zumindest kein Faktor, der gegen ein Studium 
in Deutschland spricht (siehe Kapitel 3.1.5; Hanganu/
Heß 2014: 220). Bei der Befragung von Bildungsaus-
länderinnen und Bildungsausländern im Rahmen der 
Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks im 
Jahr 2012 wurden fachliche und karriereorientierte 
Motive (Erwerb von Fachkenntnissen, verbesserte Be-
rufschancen) deutlich häufiger als entscheidende Fak-
toren für ein Studium in Deutschland genannt als fi-
nanzielle Gründe (Apolinarski/Poskowsky 2013: 45f.; 
SVR 2015: 12). In einer Befragung von Studieninter-
essierten aus dem Jahr 2011 wurden die Ausbildungs-
kosten in Deutschland ähnlich hoch eingeschätzt wie 
in Frankreich, Kanada und Australien und höher als 
etwa in Dänemark oder Singapur (Ripmeester/Pollock 
2013: 30). Von 48 % der Befragten wurde es als schwer 
oder sehr schwer eingeschätzt, ein Visum für ein Stu-
dium in Deutschland zu erhalten (Ripmeester/Pollock 
2013: 31).
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4.1 Bewerbung und Zulassung 
bei der Hochschule
Für die Bewerbung und Zulassung internationaler Stu-
dierender an Hochschulen in Deutschland sind die 
Hochschulen selbst zuständig (DAAD 2017b: 20). Zwei 
Anforderungen gelten allerdings bundesweit für alle 
Hochschulen: Studieninteressierte müssen erstens für 
ein Bachelor- oder Staatsexamensstudium eine Hoch-
schulzugangsberechtigung (in der Regel ein Schul-
abschluss der Sekundarstufe 2) vorweisen, die als der 
deutschen Hochschulzugangsberechtigung gleichwer-
tig anerkannt wird. Für die Zulassung zu einem Mas-
ter-Studium ist ein entsprechend anerkannter erster 
Studienabschluss erforderlich. Zweitens müssen sie 
ausreichende Sprachkenntnisse der jeweiligen Unter-
richtssprache nachweisen (siehe Abbildung 6). Dane-
ben können die Hochschulen selbst weitere Vorausset-
zungen für die Zulassung verlangen.
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Abbildung 5:  Überblick – Schritte zur Aufenthaltserlaubnis für Studienzwecke in Deutschland
1.  Bewerbung und Zulassung  
 bei der Hochschule
3.  Ausstellung der  
 Aufenthaltserlaubnis  
 durch die zuständige  
 Ausländerbehörde
2.  Beantragung und Erteilung  
 des Visums bei der  
 zuständigen deutschen  
 Auslandsvertretung




 ▪ Kenntnis der Unterrichts-
sprache
 ▪ Weitere Voraussetzungen je 
nach Hochschule und Stu-
diengang
 ▪ Aufenthaltserlaubnis zum 
Vollzeitstudium, für studi-
envorbereitende Maßnah-
men oder zur Studienbe-
werbung
 ▪ Gültigkeitsdauer: bis zu 
zwei Jahre
 ▪ Arbeitserlaubnis für max. 
120 Tage/Jahr
 ▪ Zulassung durch die  
Hochschule
 ▪ Sprachnachweis  
(wenn noch nicht geprüft)
 ▪ Nachweis ausreichender  
finanzieller Mittel und der 
Krankenversicherung
Der Weg vom Studienwunsch zur Aufenthaltserlaubnis 
in Deutschland besteht für internationale Studierende 
in der Regel aus drei Schritten (vgl. Abbildung 5):
Im ersten Schritt erfolgt die Bewerbung und Zulas-
sung direkt bei der jeweiligen Hochschule. Im zwei-
ten Schritt wird mit der Zulassung ein Visum für die 
Einreise nach Deutschland beantragt, sofern ein Visum 
zur Einreise notwendig ist (§ 41 AufenthV). Wenn 
noch keine Zulassung vorliegt oder diese von weite-
ren Bedingungen abhängig gemacht wird, kann auch 
ein Visum zur Studienbewerbung oder für studienvor-
bereitende Maßnahmen erteilt werden. Nach der Ein-
reise nach Deutschland wird in einem dritten Schritt 
das Visum in eine Aufenthaltserlaubnis zum Vollzeit-
studium, zur Studienbewerbung oder für studienvor-
bereitende Maßnahmen umgewandelt. Das folgende 
Kapitel schildert die einzelnen Schritte und Vorausset-
zungen im Detail.
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4.1.1 Hochschulzugangsberechtigung
Die Gleichwertigkeit der Hochschulzugangsberech-
tigung wird für entsprechende Schulabschlüsse aus 
den Mitgliedstaaten der EU sowie aus Liechtenstein, 
Island, Norwegen und der Schweiz, die in den jewei-
ligen Ländern für ein Studium an einer Hochschule 
qualifizieren, in der Regel anerkannt. Gleiches gilt für 
die Abschlüsse von deutschen Schulen im Ausland 
(DAAD 2017b: 19). Bei Schulabschlüssen aus Dritt-
staaten kommt es sowohl auf den jeweiligen Staat als 
auch auf die jeweilige Art des Schulabschlusses an, ob 
die Hochschulzugangsberechtigung anerkannt wird. 
Ausländische Schulabschlüsse können entweder als 
„allgemein“ gleichwertig anerkannt werden oder die 
Anerkennung kann fachgebunden sein, also nur für 
bestimmte Fächer gelten. Für Studierende aus be-
stimmten Staaten und ggf. mit bestimmten Schulab-
schlüssen ist der Zugang zu deutschen Hochschulen 
erst nach einigen Semestern Studium im Herkunfts-
land möglich. In künstlerischen Fächern ist in man-
chen Fällen auch eine Zulassung ohne eine Hochschul-
zugangsberechtigung möglich, wenn die Zulassung 
anhand von Arbeitsproben oder Eignungstests erfolgt 
(DAAD 2017b: 22). 
Der DAAD stellt auf seiner Webseite eine Daten-
bank17 zur Verfügung, die für eine Vielzahl von Staa-
17 Webseite des DAAD zur herkunftslandspezifischen Anerken-
nung von Bildungsabschlüssen: www.daad.de/zulassungsdaten-
bank (03.12.2018).
Abbildung 6:  Hochschulzugang für drittstaatsangehörige Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer
Bewerbung bei der Hochschule (Prüfung der Hochschulzugangsberechtigung (HZB) über ‚anabin‘)
Anerkennung der HZB Keine Gleichwertigkeit der HZB
Nachweis Sprachkenntnisse Deutschtest
Feststellungsprüfung Vorbereitungskurs im Studienkolleg
DeutschtestNicht bestandenBestanden
Hochschulzugang
Quelle: Statistisches Bundesamt; DAAD/DZHW 2018a: 37 (leicht abgeändert).
ten Informationen dazu bereitstellt, ob die jeweiligen 
Schulabschlüsse für die Zulassung an einer deutschen 
Hochschule anerkannt werden. Eine noch detaillier-
tere Datenbank ist ‚anabin‘18, die von der Zentralstelle 
für ausländisches Bildungswesen der KMK betrie-
ben wird. Die öffentlichen Datenbanken ermöglichen 
den Studierenden eine erste Orientierung zur Frage, 
ob ihr jeweiliger Schul- oder Hochschulabschluss für 
ein Studium in Deutschland anerkannt wird. Wird die 
Hochschulzugangsberechtigung nicht als gleichwertig 
anerkannt, müssen Studieninteressierte eine Feststel-
lungsprüfung ablegen. Die Feststellungsprüfung bein-
haltet sowohl einen Sprachtest als auch eine Fachprü-
fung für das jeweilige Studienfach (DAAD 2017b: 21). 
Zur Vorbereitung der Feststellungsprüfung besuchen 
Studieninteressierte ein Studienkolleg, das in der Regel 
ein Jahr bzw. zwei Semester dauert (siehe Kapitel 5.3). 
Für den Besuch des Studienkollegs wird der Nach-
weis von Deutschkenntnissen verlangt, da die Unter-
richtssprache in Studienkollegs Deutsch ist. Weitere 
Zulassungsvoraussetzungen bestimmen die jeweiligen 
Hochschulen und Studienkollegs (uni-assist o. J.).
4.1.2 Sprachliche Anforderungen
Die genauen Anforderungen für den Sprachnachweis 
regeln die Hochschulen jeweils selbst. Nachgewie-
18 Webseite der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen der 
KMK zur herkunftslandspezifischen Anerkennung von Bildungs-
abschlüssen: https://anabin.kmk.org (03.12.2018). 
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sen werden muss die Kenntnis der Unterrichtssprache, 
was in der Regel Deutsch ist, jedoch auch eine andere 
Sprache sein kann. Insbesondere auf dem Master-Ni-
veau gibt es eine Reihe an englischsprachigen Studi-
engängen, einige wenige Studiengänge werden auch 
in anderen Sprachen angeboten (vgl. Kapitel 5.2). In 
der Regel verlangen die Hochschulen Sprachnach-
weise durch standardisierte Tests. Hierzu gehören für 
Deutschkenntnisse etwa der Test Deutsch als Fremd-
sprache (TestDaF), der in etwa 100 Ländern absolviert 
werden kann, und die Deutsche Sprachprüfung für den 
Hochschulzugang (DSH), die nur in Deutschland abge-
legt werden kann (DAAD 2017b: 22). Keinen Test müs-
sen Bewerberinnen und Bewerber ablegen, die bereits 
das Goethe-Zertifikat C2, die Prüfung Telc Deutsch C1 
oder das Deutsche Sprachdiplom (Stufe II) der Kultus-
ministerkonferenz erworben haben. Auch das Abitur 
von einer deutschsprachigen Schule im Ausland wird 
als Sprachnachweis anerkannt (DAAD 2017b: 22). Die 
Webseite www.sprachnachweis.de gibt eine Übersicht 
über die jeweiligen Anforderungen und akzeptierten 
Nachweise nach Hochschulen und Studiengängen. Die 
Hochschule kann zur Zulassung auch studienvorberei-
tende Maßnahmen von den Studieninteressierten ver-
langen, die dem Erlangen der entsprechenden Sprach-
kenntnisse dienen. 
4.1.3 Weitere Voraussetzungen
Die Hochschulen können selbst weitere Nachweise 
oder Kenntnisse für die Zulassung verlangen. Hierzu 
können z. B. ein Motivationsschreiben gehören oder 
der Nachweis eines Praktikums. Einige Hochschu-
len berücksichtigen bei der Bewerbung auch den Test 
für Ausländische Studierende (TestAS) bzw. machen 
diesen zum obligatorischen Teil der Prüfung der Zu-
gangsvoraussetzungen. Der TestAS ist ein standardi-
sierter Studierfähigkeitstest, der die kognitiven Fähig-
keiten der Teilnehmenden prüft. Er kann auf Deutsch 
und Englisch abgelegt werden und besteht aus einem 
Kerntest und aus studienspezifischen Teilmodulen für 
vier Fächergruppen.19 Der Test kann nur in 281 Test-
zentren in 76 Ländern abgelegt werden (TestAS 2018). 
Eignungstests können dabei von Hochschulen und 
Ländern auch angewendet werden, um auf Basis der 
individuellen Prüfung von relevanten Vorkenntnissen 
formale Hürden bei der Zulassung abzubauen (u.a. bei 
fehlender Hochschulzugangsberechtigung oder feh-
lenden entsprechenden Nachweisen). 
19 Geistes-, Kultur- und Gesellschaftswissenschaften, Ingenieur-
wissenschaften, Mathematik, Informatik und Naturwissenschaf-
ten und Wirtschaftswissenschaften (TestAS 2018).
4.1.4 Bewerbungsprozess
Die Bewerbung um einen Studienplatz erfolgt für in-
ternationale Studierende entweder direkt bei der 
Hochschule oder über die Arbeits- und Servicestelle 
für internationale Studienbewerbungen ‚uni-assist e.V.‘. 
Uni-assist ist eine Einrichtung zur Vorprüfung von in-
ternationalen Studienbewerbungen, der derzeit circa 
180 Hochschulen angehören.20 Bei Bewerbungen für 
Mitgliedshochschulen senden Studieninteressierte alle 
benötigten Unterlagen zunächst an uni-assist. Dort 
werden die Unterlagen auf Vollständigkeit und anhand 
der Kriterien der jeweiligen Hochschule geprüft. Sind 
alle Voraussetzungen für die Zulassung erfüllt, werden 
die Unterlagen an die Hochschule weitergeleitet, die 
die endgültige Entscheidung trifft (uni-assist 2018a). 
Für die Bewerbung über uni-assist müssen Studienin-
teressierte Gebühren von derzeit 75 Euro für den ers-
ten Studienwunsch und 30 Euro je weiterem Studien-
wunsch bezahlen (uni-assist 2018b). 
Über die Bewerbungsfristen können die Hochschulen 
entscheiden, wobei die meisten Hochschulen Bewer-
bungen bis zum 15. Juli für das folgende Wintersemes-
ter und bis zum 15. Januar für das folgende Sommer-
semester zulassen. Frühere Fristen gelten häufig für 
Masterstudiengänge und für das Studienkolleg (uni-
assist 2018c).
4.1.5 Studiengebühren und Semesterbeiträge
Private Universitäten verlangen in der Regel Studien-
gebühren, die Höhe variiert jedoch je nach Hochschule 
und Studiengang. Über die Erhebung von Studienge-
bühren an staatlichen Hochschulen entscheiden die 
Bundesländer. Die meisten Bundesländer erheben 
derzeit für Bachelorstudiengänge und für die meisten 
Masterstudiengänge keine Studiengebühren (DAAD/
BMBF 2018b).21 Baden-Württemberg verlangt als ein-
ziges Bundesland Studiengebühren in Höhe von 1.500 
Euro pro Semester von internationalen Studierenden 
(aus Nicht-EU-Staaten). Die Gebühren wurden zum 
Wintersemester 2017/18 eingeführt (EMN/BAMF 
2018: 35). Jedoch gelten zahlreiche Ausnahmen, bei-
spielsweise für Studierende in Austausch- oder Dou-




21 In einigen Bundesländern werden Studiengebühren für ein 
Zweitstudium oder für weiterbildende Masterprogramme erho-
ben (DAAD/BMBF 2018b). 
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ble- bzw. Joint Degree-Programmen, für Geflüchtete 
und für Studierende, die BAFöG-berechtigt sind oder 
für besonders begabte internationale Studierende 
(nach Entscheidung durch die Hochschule; MWK Ba-
den-Württemberg o. J.b). Begründet wird die Einfüh-
rung der Studiengebühren mit der stark angestiegenen 
Zahl internationaler Studierender und dem erhöhten 
Betreuungsbedarf (MWK Baden-Württemberg 2017). 
Zudem wird argumentiert, dass 60 % der internatio-
nalen Studierenden aus Ländern kommen, in denen 
vergleichbar hohe Gebühren oder deutlich höhere Ge-
bühren gefordert werden.
Auch Hochschulen, an denen keine Studiengebühren 
zu entrichten sind, verlangen von allen Studierenden 
Semesterbeiträge. Diese enthalten in der Regel Ver-
waltungsgebühren sowie den Sozialbetrag, mit dem 
unter anderem Angebote der Studierendenwerke wie 
Mensen, Wohnheime oder Sportanlagen mitfinanziert 
werden. Teilweise ist in den Beiträgen auch ein Semes-
terticket für den öffentlichen Nah- und Regionalver-
kehr enthalten. Die Höhe der Semestergebühren ist je 
nach Hochschule unterschiedlich, bewegt sich in der 
Regel aber in einer Größenordnung um 250 Euro pro 
Semester (DAAD/BMBF 2018b). 
4.2 Voraussetzungen für 
die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels für das 
Studium
Internationale Studierende (aus Nicht-EU-Staaten) 
haben in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zum 
Zweck des Vollzeitstudiums (§ 16 Abs. 1 Satz 1 Auf-
enthG). Es ist aber auch möglich, eine Aufenthaltser-
laubnis zur Studienbewerbung zu erhalten (§ 16 Abs. 7 
AufenthG). Auch kann für studienvorbereitende Maß-
nahmen wie z. B. den Besuch eines Studienkollegs, für 
das Absolvieren eines Pflichtpraktikums oder für einen 
studienvorbereitenden Sprachkurs eine Aufenthalts-
erlaubnis erteilt werden (§ 16 Abs. 1 Satz 2 AufenthG). 
Promovierende können je nachdem, ob und wie viel 
sie arbeiten, einen Aufenthaltstitel für Forschungs-
zwecken (§ 20 AufenthG) oder unter Umständen auch 
eine Blaue Karte EU in Betracht (§ 19a AufenthG) er-
halten. Ein Aufenthaltstitel nach § 20 AufenthG wird 
in der Regel dann erteilt, wenn die Arbeitszeit (z. B. als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftli-
cher Mitarbeiter) die erlaubte Arbeitszeit für Studie-
rende mit einem Aufenthaltstitel nach § 16 AufenthG 
übersteigt (siehe Kapitel 4.5). Schließlich können auch 
Drittstaatsangehörige, die sich mit einem anderen 
Aufenthaltstitel in Deutschland aufhalten, unter Um-
ständen ein Studium aufnehmen. Hierzu gehören zum 
Beispiel international Schutzberechtige, die einen Auf-
enthaltstitel aus humanitären Gründen besitzen, oder 
Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel aus 
familiären Gründen. 
Die Aufenthaltserlaubnis wird nach der Einreise von 
der örtlichen Ausländerbehörde ausgestellt. Für die 
Einreise muss in der Regel ein Visum bei der deut-
schen Auslandsvertretung im Herkunftsland bean-
tragt werden. Halten sich Studierende für weniger als 
zwölf Monate in Deutschland auf (z. B. als Austausch-
studierende), können sie sich unter Umständen auch 
während der gesamten Studienzeit mit einem Visum in 
Deutschland aufhalten (Hanganu/Heß 2014: 49). 
4.2.1 Visum
Nach der Zulassung an einer Hochschule in Deutsch-
land ist der nächste Schritt in der Regel die Beantra-
gung eines Visums zum Zweck der Ausbildung. Die 
Bedingungen für das Visum richten sich nach den Vo-
raussetzungen zur Erteilung des jeweiligen Aufent-
haltstitels (Parusel/Schneider 2012: 24). Das Visum 
kann als „Übergangs-Aufenthaltstitel“ gesehen wer-
den: Es wird für mindestens drei und maximal zwölf 
Monate ausgestellt und berechtigt zur Einreise und 
zum Aufenthalt. Nach der Einreise beantragen inter-
nationale Studierende dann in der Regel eine Aufent-
haltserlaubnis bei der örtlichen Ausländerbehörde. 
Visumpflicht
Auch Studierende aus Staaten, die für Kurzaufenthalte 
von bis zu 90 Tagen von der Visumpflicht befreit sind, 
benötigen für längerfristige Aufenthalte ein Visum zur 
Einreise (Hoffmeyer-Zlotnik 2019: 17). Hiervon gibt es 
allerdings einige Ausnahmen (siehe Info-Box). Die zu-
ständige Ausländerbehörde muss der Visumerteilung 
in der Regel zustimmen (§ 31 Abs. 1 Nr. 1 AufenthV).22 
Bei Visa für Studienzwecke gilt die Zustimmung als er-
teilt, wenn die zuständige Ausländerbehörde nicht in-
nerhalb von drei Wochen und zwei Werktagen wider-
spricht oder mitteilt, dass die Prüfung nicht in diesem 
Zeitraum stattfinden kann (§ 31 Abs. 1 Satz 5 Auf-
22 Ausnahmen gelten unter anderem für Stipendiatinnen und Sti-
pendiaten sowie für Studierende, die ihre Hochschulzugangsbe-
rechtigung an einer deutschen Schule im Ausland oder an einer 
mit deutschen Mittel geförderten Hochschule erhalten haben, 
wenn diese mit dem Erwerb des Deutschen Sprachdiploms der 
KMK einher ging (§ 34 AufenthV).
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enthV). Die Gebühren zur Erteilung eines Visums be-
tragen 75 Euro (§ 46 AufenthV).
schiedlich. Die meisten Auslandsvertretungen bieten 
ein Online-Buchungssystem an, wobei der dort ver-
fügbare Buchungszeitraum zwischen wenigen Tagen 
und 14 Wochen lang sein kann (Deutscher Bundestag 
2018b: 3). „Bei Auslandsvertretungen mit extrem hoher 
Terminnachfrage wurde dem Online-Buchungssystem 
eine Terminliste vorgeschaltet, auf der sich die Antrag-
stellerinnen und Antragsteller für einen Termin anmel-
den. Termine zur Visumbeantragung werden dann in 
chronologischer Reihenfolge vergeben. Daraus lassen 
sich die ungefähren Wartezeiten für einen Termin kal-
kulieren, die auf den Webseiten der betroffenen Aus-
landsvertretungen veröffentlicht oder per automati-
sierter Mail individuell mitgeteilt werden“ (Deutscher 
Bundestag 2018b: 3). 
Mit Stand September 2018 gab es in einigen Auslands-
vertretungen Wartezeiten von über 12 Wochen, dar-
unter in Neu Delhi und Bangalore (Indien), Rabat (Ma-
rokko), Islamabad (Pakistan), Manila (Philippinen) und 
Belgrad (Serbien). In Teheran (Iran) betrug die War-
tezeit zu diesem Zeitpunkt mehr als ein Jahr (Deut-
scher Bundestag 2018b: 29). Gründe für die langen 
Wartezeiten in Teheran und auch an weiteren Stand-
orten sind nach Angaben der Bundesregierung die 
starke Zunahme von Visumanträgen und der sich dar-
aus ergebende Mangel an personellen und räumlichen 
Ressourcen, dem nicht schnell genug durch Ressour-
cenaufbau begegnet werden kann (Deutscher Bun-
destag 2018a: 15f.; siehe auch Deutscher Bundestag 
2018b: 4). Das Auswärtige Amt baut die Kapazitäten 
deshalb an einigen Orten aus; beispielsweise wurde in 
Mumbai (Indien) im Mai 2018 eine neue Visastelle fer-
tiggestellt; in Teheran (Iran) wird derzeit eine neue Vi-
sastelle gebaut (Deutscher Bundestag 2018b: 5). 
Akademische Prüfstellen
Die deutschen Auslandsvertretungen in China, Viet-
nam und der Mongolei haben akademische Prüfstellen 
(APS) eingerichtet, die vor der Visumvergabe eine Vor-
prüfung durchführen. „Die APS ist eine Service-Ein-
richtung des Kulturreferates der Deutschen Botschaft 
in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Akademischen 
Austauschdienst (DAAD). Sie überprüft die Richtig-
keit der vorgelegten Nachweise […] und führt mit den 
Studienbewerberinnen und -bewerbern ein Interview 
durch. Die Deutsche Botschaft vergibt Studienvisa 
nur an Bewerber mit dem Prüfsiegel der APS“ (HRK 
2018a). 
Die aufnehmenden Hochschulen können bei den APS 
einen Antrag auf ein vereinfachtes Verfahren stellen, 
wenn das Studienangebot mit einem eigenen Aus-
wahlverfahren der Hochschule verbunden war, wenn 
Info-Box: Befreiung von der Visumpflicht zur 
Einreise
Staatsangehörige aus folgenden Staaten benötigen 
für die Einreise kein Visum und können die Aufent-
haltserlaubnis nach der Einreise innerhalb von 90 
Tagen direkt bei der zuständigen Ausländerbehörde 





 ● Republik Korea
 ● Neuseeland
 ● Vereinigte Staaten von Amerika 
Für Staatsangehörige aus folgenden Staaten gilt 
das Gleiche, solange sie keine Erwerbstätigkeit in 
Deutschland planen oder nur studienbegleitende 
und zustimmungsfreie Tätigkeiten ausüben möchten 
(§ 41 Abs. 2 AufenthV; DAAD 2017c: 4):
 ● Andorra
 ● Brasilien
 ● El Salvador
 ● Honduras
 ● Monaco
 ● San Marino
Bearbeitungsdauer und Wartezeiten
Die Bearbeitungsdauer für Visa zu Studienzwecken 
beträgt nach Angaben der Bundesregierung circa drei 
bis vier Wochen, „sofern die Unterlagen für die Vis-
umbeantragung vollständig sind“ (Deutscher Bundes-
tag 2018a: 16). „Nur in Ausnahmefällen kommt es zur 
verzögerten Bearbeitung von Visumanträgen für Stu-
dien- oder Forschungsaufenthalte, da die Auslandsver-
tretungen über die Terminvergabe für die Antragsab-
gabe nur so viele Anträge annehmen, wie sie zeitnah 
bearbeiten können. Eine längere Bearbeitungszeit in 
Ausnahmefällen ist meist auf fehlende bzw. weitere 
benötigte Unterlagen oder mögliche Beteiligungser-
fordernisse weiterer deutscher Behörden zurückzufüh-
ren“ (Deutscher Bundestag 2018b: 8). 
Die Wartezeiten für einen Termin zur Stellung des Vi-
sumantrages sind je nach Auslandsvertretung unter-
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das Studium im Rahmen eines Partnerschafts- oder 
Austauschabkommens stattfindet oder wenn die Stu-
dierenden zuvor ein Studienkolleg besucht haben 
(HRK 2018a). Die APS wurden angesichts steigender 
Antragszahlen vor allem aus China eingerichtet, um 
eine sorgfältige Prüfung der Anträge zu gewährleisten 
und dem Missbrauch der Zuwanderungsmöglichkeit 
zu Studienzwecken, etwa durch die Vorlage gefälsch-
ter Zeugnisse, vorzubeugen (Mayer et al. 2012: 28). 
Derzeit prüft die Bundesregierung, die APS auch in 
weiteren Ländern einzurichten (Deutscher Bundestag 
2018b: 6).
4.2.2 Aufenthaltstitel für ein Vollzeitstudium
Ein Aufenthaltstitel zum Zweck eines Vollzeitstudiums 
wird erteilt, wenn die folgenden Voraussetzungen er-
füllt sind:
  Zulassung zum Studium an einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschule oder einer ver-
gleichbaren Ausbildungseinrichtung23 in Deutsch-
land,
  Nachweis ausreichender finanzieller Mittel,
  Nachweis einer Krankenversicherung,
  Nachweis von hinreichenden Kenntnissen der Aus-
bildungssprache (Niveau A2 des GER24), solange 
diese noch nicht bei der Zulassungsentscheidung 
geprüft wurden.
Zulassung zum Studium
Zum Studium gehören sowohl grundständige und wei-
terführende Studiengänge (Bachelor, Staatsexamen, 
Master) als auch ein Promotionsstudium. Auch „Som-
mer- und Graduierungskurse auf Hochschulniveau“ 
sind eingeschlossen (Hailbronner 2017: 152). 
Wenn zum Zeitpunkt der Beantragung des Visums 
noch keine Zulassung durch die Hochschule vorliegt, 
kann stattdessen ein Visum zur Studienbewerbung 
beantragt werden (siehe Kapitel 4.2.4). Wenn eine be-
dingte Zulassung vorliegt, die nicht mit dem Besuch 
23 Der Begriff der vergleichbaren Ausbildungseinrichtung ist 
gesetzlich nicht definiert (Hailbronner 2017: 153). Hierunter 
können zum Beispiel private Hochschulen fallen, die noch 
nicht staatlich anerkannt sind, oder „Einrichtungen, die ein-
zelne akkreditierte Studiengänge anbieten“ (Marx 2017: 341; 
Hailbronner 2017: 153). „Vor Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
für ein Studium an einer vergleichbaren weiteren Ausbildungs-
einrichtung soll eine Stellungnahme der für Hochschulfragen 
zuständigen obersten Landesbehörde eingeholt werden (Nr. 
16.0.3. AufenthG-VwV)“ (Marx 2017: 341). 
24 Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen.
studienvorbereitender Maßnahmen verbunden ist, 
liegt die Erteilung im Ermessen der zuständigen Be-
hörden, ansonsten besteht ein gesetzlicher Anspruch 
auf die Erteilung (§ 16 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 lit. a Auf-
enthG).
Ausreichende finanzielle Mittel
Die nachzuweisenden finanziellen Mittel müssen aus-
reichend sein, um den eigenen Lebensunterhalt ein-
schließlich der Krankenversicherung zu sichern. Wie 
hoch die nachzuweisenden Mittel sein müssen, be-
stimmt sich nach dem Förderungssatz des BAFöG (§ 2 
Abs. 3 Satz 5 AufenthG). Der Höchstfördersatz nach 
dem BAFöG beträgt im Jahr 2018 735 Euro pro Monat 
(BMBF 2018a). Da ausländische Studierende nicht in 
die Pflegeversicherung einzahlen, müssen sie diese 
auch nicht nachweisen (§ 13a Abs. 2 BAFöG ist in § 2 
Abs. 3 Satz 5 AufenthG ausdrücklich ausgenommen), 
so dass internationale Studierende nur 720 Euro pro 
Monat nachweisen müssen (AA 2018: 13). 
Der maßgebliche Betrag wird jährlich durch das Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. Letztlich entscheidet 
die zuständige Ausländerbehörde, ob der nachgewie-
sene vorhandene Betrag ausreichend ist. Dabei kann 
sie die örtlichen Begebenheiten berücksichtigen (zum 
Beispiel sind die Miet- und die weiteren Lebenshal-
tungskosten in Großstädten oft überdurchschnittlich 
hoch und in ländlichen Regionen niedriger). Der Nach-
weis muss in der Regel für mindestens ein Jahr erfol-
gen. Der Nachweis über ausreichende finanzielle Mit-
tel kann über verschiedene Wege erfolgen. In Frage 
kommen:
  Ein Einkommens- und Vermögensnachweis der El-
tern,
  eine Verpflichtungserklärung durch eine in 
Deutschland lebende Person (vgl. § 68 AufenthG),
  das Einzahlen eines Sicherheitsbeitrages auf ein 
Sperrkonto,
  das Vorlegen einer Bankbürgschaft und
  der Nachweis über ein Stipendium (DAAD/BMBF 
2018c).
In welcher Form der Nachweis zu erbringen ist, ent-
scheidet die zuständige deutsche Auslandsvertretung, 
die das Visum erteilt (DAAD/BMBF 2018c).
Krankenversicherung
Die Krankenversicherung kann entweder in Deutsch-
land abgeschlossen werden oder es kann die gesetz-
liche Versicherung aus dem Herkunftsland weiter 
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genutzt werden, wenn zwischen diesem und Deutsch-
land ein Sozialversicherungsabkommen25 besteht und 
die Krankenkasse aus dem Herkunftsland entspre-
chend anerkannt wird (DAAD 2017d). 
Alle Studierenden sind verpflichtet, krankenversichert 
zu sein, und müssen dies bei der Einschreibung nach-
weisen (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V26; DAAD 2017d). „Die 
gesetzlichen Krankenkassen in Deutschland sind ver-
pflichtet, Studierenden bis zum 30. Lebensjahr oder bis 
zum Ende des 14. Fachsemesters einen günstigen Tarif 
anzubieten. Dieser liegt im Durchschnitt bei etwa 80 
Euro […]. Die Tarife variieren, weil jede Krankenkasse 
individuelle Zusatzbeiträge erheben kann“ (DAAD 
2017d). Einige Studierendenwerke bieten Service-Pa-
kete für internationale Studierende an, die teilweise 
auch die Gebühren für die Krankenversicherung oder 
die Vermittlung in eine gesetzliche oder private Kran-
kenversicherung beinhalten (siehe Kapitel 6.1). 
Sprachkenntnisse
Die Kenntnisse der Ausbildungssprache müssen in der 
Regel bereits bei der Bewerbung an der Hochschule 
nachgewiesen werden (siehe Kapitel 4.1). Ist dies nicht 
der Fall, müssen für den Erhalt des Visums bzw. später 
der Aufenthaltserlaubnis Sprachkenntnisse auf „hinrei-
chendem“ Niveau nachgewiesen werden (§ 16 Abs. 1 
Satz 4 AufenthG), was dem Niveau A2 des GER ent-
spricht. 
Informationen zu den Voraussetzungen
Die deutschen Auslandsvertretungen in Drittstaaten 
bieten auf ihren Webseiten in der Regel Informatio-
nen zu den Voraussetzungen zur Beantragung eines 
Visums und Merkblätter oder Checklisten an. Diese 
zählen teilweise weitere vorzulegende Unterlagen auf 
(z. B. einen tabellarischen Lebenslauf oder ein Motiva-
tionsschreiben; siehe Vertretungen der Bundesrepub-
lik Deutschland in der Russischen Föderation 2018: 6; 
Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland in der 
Volksrepublik China2018: 3).
25 Eine aktuelle Übersicht zu den Sozialversicherungsabkommen, 
die die Bundesrepublik Deutschland mit anderen Staaten ge-
troffen hat, findet sich auf der Webseite des BMAS (2018). 
26 Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) - Gesetzliche Kranken-
versicherung.
4.2.3 Aufenthaltstitel für 
studienvorbereitende Maßnahmen  
und Sprachkurse 
Studieninteressierte können vor dem Studium an stu-
dienvorbereitenden Maßnahmen teilnehmen und hier-
für auch einen Aufenthaltstitel zu Studienzwecken 
bekommen (§ 16 Abs. 1 Satz 2 AufenthG). Was studi-
envorbereitende Maßnahmen sind, ist gesetzlich fest-
geschrieben: 
  der Besuch eines studienvorbereitenden Sprach-
kurses, wenn die betreffende Person zu einem 
Vollzeitstudium zugelassen worden ist und die Zu-
lassung an den Besuch eines studienvorbereiten-
den Sprachkurses gebunden ist,
  der Besuch eines Studienkollegs oder einer ver-
gleichbaren Einrichtung, wenn die Annahme an der 
entsprechenden Einrichtung nachgewiesen ist (§ 16 
Abs. 1 Satz 3 AufenthG; siehe Kapitel 5.3).
Wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, besteht 
ebenso wie bei der Aufenthaltserlaubnis zum Vollzeit-
studium ein Anspruch auf Erteilung. Die Vorausset-
zungen und die Vorgaben zu Erteilungsdauer, Verlän-
gerung, Wechsel und Gebühren sind dieselben wie für 
die Aufenthaltserlaubnis zum Vollzeitstudium – mit 
der Ausnahme, dass die Zulassung der Hochschule 
entweder bedingt vorliegen muss (mit der Bedingung, 
dass ein Sprachkurs besucht wird) oder dass statt der 
Zulassung die Annahme zu einem Studienkolleg vor-
liegt. Auch dürfen die betreffenden Personen im ers-
ten Jahr des Aufenthaltes nur in Ferienzeiten arbeiten 
(siehe Kapitel 4.5). Ferner besteht während der Teil-
nahme an studienvorbereitenden Maßnahmen keine 
Krankenversicherungspflicht, weshalb sich die betref-
fenden Personen auch nicht über den Studierenden-
tarif der gesetzlichen Krankenversicherung versichern 
können (DAAD 2017d).27 Die betreffenden Personen 
müssen sich entweder über eine Versicherung im Her-
kunftsland absichern, sofern diese in Deutschland 
anerkannt ist (siehe Kapitel 4.2.2), oder eine private 
Krankenversicherung abschließen. Nach der studien-
vorbereitenden Maßnahme können Studierende in 
die gesetzliche Krankenversicherung wechseln, wenn 
sie unter 30 Jahre alt sind (DSW 2018a). Nach erfolg-
reichem Abschluss der studienvorbereitenden Maß-
nahme kann die Aufenthaltserlaubnis zur Aufnahme 
des Studiums verlängert werden (§ 16 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG; Marx 2017: 348). 
27 Für den Besuch eines Studienkollegs gelten unterschiedliche 
Regelungen (DSW 2018).
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4.2.4 Aufenthaltstitel zur Studienbewerbung
„Wer noch auf den Zulassungsbescheid wartet oder 
eine Aufnahmeprüfung machen muss, hat die Mög-
lichkeit, ein Studienbewerbervisum zu beantragen“ 
(EMN/BAMF 2018: 33). Hierfür müssen, statt der Zu-
lassung zu einer Hochschule, eine anerkannte Hoch-
schulzugangsberechtigung und ein Nachweis der 
Bewerbung bzw. des Kontaktes mit Hochschulen vor-
gelegt werden (siehe z. B. Vertretungen der Bundes-
republik Deutschland in der Russischen Föderation 
2018: 6). Der Nachweis ausreichender Krankenversi-
cherung ist auch für den Aufenthalt zur Studienbe-
werbung notwendig (DAAD 2017c: 7). Zudem kann die 
zuständige Auslandsvertretung bei der Visumbean-
tragung bereits den Nachweis ausreichender finanzi-
eller Mittel für das anschließende Studium verlangen 
(DAAD 2017c: 8). „Überwiegend wird der Finanzie-
rungsnachweis erst von der Ausländerbehörde im Bun-
desgebiet verlangt, wenn eine Umschreibung des Stu-
dienbewerbervisums in eine Aufenthaltserlaubnis zur 
Studienbewerbung oder zum Studium beantragt wird“ 
(DAAD 2017c: 8). 
Auf die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis besteht 
auch bei Vorliegen der Voraussetzungen kein Anspruch 
(vgl. § 16 Abs. 7 Satz 1 AufenthG, „kann […] erteilt wer-
den“). Das Visum zur Studienbewerbung wird in der 
Regel für drei Monate erteilt und kann nach der Ein-
reise von der zuständigen Ausländerbehörde für ma-
ximal weitere sechs Monate verlängert werden (DAAD 
2017c: 9). Die maximale Aufenthaltsdauer zur Studi-
enbewerbung beträgt somit neun Monate (§ 16 Abs. 7 
Satz 2 AufenthG). Die Ausländerbehörde kann den 
Aufenthaltstitel zur Studienbewerbung in eine Aufent-
haltserlaubnis zur Studienvorbereitung oder zum Stu-
dium umschreiben (DAAD 2017c: 9). 
Die Möglichkeit des Studienbewerbervisums ist des-
halb praktisch relevant, weil sowohl der Bewerbungs-
prozess bei der Hochschule als auch die Beantragung 
eines Visums eine vergleichsweise lange Zeit in An-
spruch nehmen können. Oftmals ist nach der Zulas-
sung nicht mehr genug Zeit, um noch vor Beginn des 
angestrebten Studiums ein Visum zu erhalten. Studi-
eninteressierte können deshalb mit dem Studienbe-
werbervisum auch schon ein Visum beantragen, bevor 
die Zulassung vorliegt (vgl. DSW 2018b). 
4.2.5 Gültigkeitsdauer, Verlängerung, 
Widerruf und Gebühren für die 
Aufenthaltserlaubnis
Gültigkeitsdauer
Die Aufenthaltserlaubnis zum Studium oder für stu-
dienvorbereitende Maßnahmen wird für mindestens 
ein Jahr erteilt; die Gültigkeitsdauer soll nicht län-
ger als zwei Jahre sein (§ 16 Abs. 2 Satz 1 AufenthG). 
Wenn Studierende an einem EU- oder einem multi-
lateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen (z. B. 
ein Auslandssemester) teilnehmen oder ihr Aufent-
halt in Deutschland auf einer Vereinbarung zwischen 
Hochschulen basiert, wird die Aufenthaltserlaubnis für 
mindestens zwei Jahre ausgestellt (§ 16 Abs. 2 Satz 2 
AufenthG). Wenn der Studienaufenthalt weniger als 
zwei Jahre dauert, wird die Aufenthaltserlaubnis nur 
für die Dauer des Studiums erteilt (§ 16 Abs. 2 Satz 3 
AufenthG). Wie lange die Gültigkeitsdauer im Einzel-
fall ist, entscheidet die zuständige Ausländerbehörde. 
Hierbei kann zum Beispiel berücksichtigt werden, für 
welchen Zeitraum die ausreichenden finanziellen Mit-
tel nachgewiesen werden können. „Die Gesamtauf-
enthaltsdauer für das Studium (inklusive Weiterquali-
fizierung durch Master und Promotion), einschließlich 
einer eventuell erforderlichen Studienvorbereitung 
und nachgelagerten Praxisphasen – aber ohne Stu-
dienbewerbung […] darf in der Regel nicht länger als 
zehn Jahre betragen (vgl. Ziff. 16.2.7 AVwV AufenthG)“ 
(Mayer et al. 2012: 24f.).
Verlängerung
Die Aufenthaltserlaubnis wird verlängert, wenn das 
Studium noch nicht abgeschlossen ist und noch in 
einem angemessenen Zeitraum abgeschlossen werden 
kann (§ 16 Abs. 2 Satz 4 AufenthG). Um zu bestim-
men, ob das der Fall ist, muss die zuständige Auslän-
derbehörde eine Prognoseentscheidung treffen (Marx 
2017: 348). Dabei „wird berücksichtigt, ob das Stu-
dium ordnungsgemäß betrieben wird. Dies ist [bei-
spielsweise, A.d.A] der Fall, solange der Antragsteller 
die durchschnittliche Studiendauer an der betreffen-
den Hochschule in dem jeweiligen Studiengang nicht 
um mehr als drei Semester überschreitet“ (Marx 2017: 
348) und dadurch der Abschluss des Studiums nicht 
gefährdet scheint. 
Zahlreiche Hochschulen bzw. ihre International Of-
fices und Studienberatungen kooperieren in diesem 
Zusammenhang eng mit den örtlichen Ausländerbe-
hörden und nutzen teils Fallkonferenzen, um gemein-
sam Lösungen für Einzelfälle zu erarbeiten, wenn die 
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Ausländerbehörde auf Basis der Sachlage nur einge-
schränkt einer aufenthaltsrechtlichen Verlängerung 
zustimmen kann. Anhand von gemeinsam abgestimm-
ten Auflagen können in solchen Fällen mitunter Ver-
längerungen gewährt werden, was im Ermessenspiel-
raum der Ausländerbehörden liegt.
Wechsel des Studiengangs
Ein Wechsel des Studiengangs innerhalb einer Fach-
richtung ist in der Regel während der ersten 18 Mo-
nate bzw. drei Semester möglich (16.2.5 AVwV Auf-
enthG; Näheres siehe Marx 2017: 350ff.). Ein Wechsel 
des Aufenthaltszwecks – beispielsweise ein Wechsel 
zu einem Aufenthaltstitel zum Zweck der Erwerbstä-
tigkeit – ist in der Regel nicht möglich; es sei denn es 
besteht ein gesetzlicher Anspruch auf den entspre-
chenden Titel (§ 16 Abs. 4 Satz 3 AufenthG).28 
In bestimmten Fällen kann die Aufenthaltserlaubnis 
auch widerrufen werden. Dies kann geschehen, wenn 
die betreffende Person keine ausreichenden Studien-
fortschritte macht, sie ohne die erforderliche Erlaub-
nis eine Erwerbstätigkeit ausübt oder wenn die Vor-
aussetzungen zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
(siehe oben) nicht mehr vorliegen (§ 52 Abs. 3 Satz 1 
AufenthG). Vor einem Widerruf wegen nicht ausrei-
chender Studienfortschritte müssen sowohl die durch-
schnittliche Studiendauer im jeweiligen Studiengang 
an der betreffenden Hochschule als auch die individu-
elle Situation der betroffenen Person berücksichtigt 
werden (§ 52 Abs. 3 Satz 1 AufenthG, siehe auch Möl-
ler 2016: AufenthG § 52 Rn. 32).29 
Gebühren für die Aufenthaltserlaubnis
Die Gebühren für die Erteilung der Aufenthaltserlaub-
nis betragen in der Regel 100 Euro; die Gebühren für 
die Verlängerung betragen 93 Euro (§ 45 AufenthV). 
Ausnahmen gelten für Stipendiatinnen und Stipendi-
28 Wenn ein gesetzlicher Anspruch auf die Erteilung eines Aufent-
haltstitels besteht, bedeutet das, dass der Titel erteilt werden 
muss, wenn alle Voraussetzungen dafür vorliegen. Die zustän-
dige Behörde hat dann kein Ermessen. Ein solcher Anspruch 
besteht z. B. bei vielen Aufenthaltstiteln aus familiären Gründen 
oder bei der Blauen Karte-EU (§ 19a AufenthG).
29 Wenn ein Widerruf erfolgen soll und die Gründe dafür in der 
Verantwortung der jeweiligen Hochschule liegen und nicht in 
der der betreffenden Person, so muss ihr die Möglichkeit gege-
ben werden, eine Zulassung bei einer anderen Hochschule zu 
beantragen (§ 16 Abs. 8 AufenthG). Dieser Fall kann etwa eintre-
ten, wenn die jeweilige Hochschule Insolvenz anmeldet, wenn 
ein Verstoß der Hochschule gegen ihre rechtlichen Verpflich-
tungen in Bezug auf Sozialversicherung, Steuern, Arbeitsrecht 
oder Arbeitsbedingungen vorliegt oder wenn festgestellt wird, 
dass sie mit dem Ziel eingerichtet wurde, die Einreise von Dritt-
staatsangehörigen zu erleichtern (vgl. Art. 21 Abs. 2 der REST-
Richtlinie (RL (EU) 2016/801).
aten, die unter Umständen von den Gebühren befreit 
sind (§ 52 Abs. 5 Nr. 2 AufenthV). Die Dauer der Bear-
beitung und Ausstellung hängt von den Gegebenhei-
ten in der jeweiligen Ausländerbehörde ab. 
4.3 Intra-EU Mobilität 
von internationalen 
Studierenden: Die REST-
Richtlinie und ihre 
Umsetzung in Deutschland
Die sogenannte REST-Richtlinie der EU wurde in 
Deutschland am 1. August 2017 durch das ‚Gesetz zur 
Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Eu-
ropäischen Union zur Arbeitsmigration‘ umgesetzt. 
‚REST‘ steht für ‚Researchers‘ und ‚Students‘, also For-
schende und Studierende, wobei die Richtlinie auch 
Regelungen für Drittstaatsangehörige enthält, die 
sich für ein Praktikum, einen Freiwilligendienst, einen 
Schüleraustausch oder für eine Au-Pair-Tätigkeit in der 
EU aufhalten. In Bezug auf internationale Studierende 
enthält die Richtlinie zum einen allgemeine aufent-
haltsrechtliche Vorgaben und zum anderen ein Verfah-
ren zur erleichterten Mobilität innerhalb der EU.
Die wichtigste Änderung im Aufenthaltsgesetz durch 
die REST-Richtlinie ist, dass Studierende nunmehr 
einen Anspruch auf Erteilung der Aufenthaltserlaub-
nis zu Studienzwecken haben und die Erteilung somit 
nicht mehr im Ermessen der Behörden steht (§ 16 
Abs. 1 Satz 1 AufenthG, siehe EMN/BAMF 2018: 35). 
Auch auf die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zur 
Arbeitssuche nach Studienabschluss besteht nun ein 
Rechtsanspruch. Zudem führte das Gesetz die Mög-
lichkeit ein, bei einem Studienabbruch in eine Berufs-
ausbildung zu wechseln und eine entsprechende Auf-
enthaltserlaubnis zu erhalten (siehe Kapitel 7.1.2). 
Mit dem durch die Richtlinienumsetzung eingeführten 
Mitteilungsverfahren wird die Mobilität von internatio-
nalen Studierenden innerhalb der EU deutlich erleich-
tert. Drittstaatsangehörige, die in einem anderen EU-
Mitgliedstaat studieren, über einen Aufenthaltstitel 
zum Zweck des Studiums verfügen und für maximal 
360 Tage einen Teil ihres Studiums in Deutschland ab-
solvieren möchten, brauchen dafür nun keinen Aufent-
haltstitel in Deutschland mehr, wenn der Aufenthalt 
in Deutschland auf einer Vereinbarung zwischen der 
Hochschule in Deutschland und der jeweiligen Hoch-
schule im Mitgliedstaat beruht oder auf einem Unions- 
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oder multilateralen Austauschprogramm (§ 16a Abs. 1 
Satz 1 AufenthG). Wie für die Aufenthaltserlaubnis zu 
Studienzwecken muss die betreffende Person nach-
weisen, dass ihr Lebensunterhalt gesichert ist (§ 16a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AufenthG). 
Die nationale Kontaktstelle für das Mitteilungsver-
fahren ist das BAMF. Die aufnehmende Hochschule 
leitet alle erforderlichen Unterlagen (u. a. den Nach-
weis über das beabsichtigte Studium und über die Auf-
enthaltserlaubnis aus dem jeweiligen Mitgliedstaat) 
an das BAMF weiter, das die zuständige Ausländer-
behörde am Ort der Hochschule beteiligt. Wenn die 
Ausländerbehörde nicht innerhalb von 30 Tagen eine 
Ablehnung erteilt, stellt das BAMF der betreffenden 
Person eine Bescheinigung über die Berechtigung zur 
Einreise und zum Aufenthalt aus (§ 16a Abs. 6 Auf-
enthG). Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist 
geplant, dass das BAMF künftig das Mitteilungsverfah-
ren ohne Beteiligung der Ausländerbehörde durch-
führt (vgl. Kapitel 4.6). Zudem ist die Kontaktstelle 
im BAMF der zentrale Ansprechpartner für Behörden 
und Hochschulen in den EU-Mitgliedstaaten und in 
Deutschland in Fragen der Mobilität von internationa-
len Studierenden. 
4.4 Kooperation zwischen 
Hochschulen und 
Ausländerbehörden
Während die Hochschulen für die Zulassung von in-
ternationalen Studierenden und für alle studienrele-
vanten Belange zuständig sind, sind die kommunalen 
Ausländerbehörden für die aufenthalts- und pass-
rechtlichen Maßnahmen zuständig. Ob eine instituti-
onelle oder auch einzelfallbezogene Kooperation zwi-
schen Hochschule und Ausländerbehörde stattfindet, 
hängt von den Institutionen vor Ort ab. Einige Hoch-
schulen und Behörden haben Kooperationsmodelle, 
die auch oder explizit auf internationale Studierende 
und Forschende ausgerichtet sind (für einige Beispiele 
siehe HRK 2015). Solche Kooperationsmodelle bein-
halten zum Beispiel mobile Sprechstunden der Auslän-
derbehörde an der Hochschule oder eigene Zeitfenster 
für Studierende bei der Ausländerbehörde, die Benen-
nung von Kontaktpersonen für die jeweils andere Ein-
richtung oder auch Fallkonferenzen, bei denen Einzel-
fälle diskutiert werden, um gemeinsam Lösungen zu 
finden (vgl. Memar/Wohlgemuth 2015: 8). Zahlreiche 
Ausländerbehörden führten solche Kooperationen im 
Zuge des ab 2013 durch das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge mit zehn Ausländerbehörden durch-
geführten zweijährigen Modellprojekts „Ausländerbe-
hörden – Willkommensbehörden“ ein (BAMF 2015: 1). 
Beispielhaft kann hier die Ausländerbehörde Weimar 
genannt werden, die an der Bauhaus-Universität in 
Weimar einen mobilen Arbeitsplatz einrichtete, wo in-
ternationale Studierende sich im Melderegister anmel-
den konnten und auch Anträge auf eine Aufenthaltser-
laubnis für Ersteinreisende sowie die Verlängerung des 
Aufenthaltstitels beantragt werden konnte (Ausländer-
behörde Weimar 2015: 1). 





Personen, die in Deutschland studienvorbereitende 
Maßnahmen absolvieren, dürfen während ihres ersten 
Aufenthaltsjahres nur in der Ferienzeit arbeiten (§ 16 
Abs. 3 Satz 2 AufenthG). Internationale Studierende 
mit einer Aufenthaltserlaubnis zum Vollzeitstudium 
(§ 16 Abs. 1 Satz 1 AufenthG) dürfen für insgesamt 
120 Tage oder 240 halbe Tage pro Jahr arbeiten.30 Nur 
die tatsächlichen Arbeitstage werden gezählt (Marx 
2017: 356). Dabei ist es egal, ob sie im Block z. B. wäh-
rend der Semesterferien oder stundenweise über einen 
längeren Zeitraum arbeiten (Marx 2017: 355). Für stu-
dentische Nebentätigkeiten an einer Hochschule oder 
einer anderen wissenschaftlichen Einrichtung gelten 
keine zeitlichen Beschränkungen (§ 16 Abs. 3 Satz 1 
AufenthG; Hailbronner 2017: 158). Welche Tätigkei-
ten Studierende ausüben dürfen, ist nicht vorgeschrie-
ben oder besonders begrenzt. Da die Aufenthaltser-
laubnis zur Beschäftigung berechtigt, muss weder die 
Ausländerbehörde noch die Bundesagentur für Arbeit 
(BA) der Beschäftigung zustimmen (vgl. Hailbronner 
2017: 158). Die zustimmungsfreie Berechtigung zur Ar-
beit erfasst aber nur Beschäftigungen und damit keine 
selbstständigen Tätigkeiten wie z. B. Nebentätigkei-
ten auf Honorarbasis (Marx 2017: 356). Diese sind zwar 
30 Als halbe Tage zählen Tätigkeiten von bis zu vier Stunden bei 
einer Regelarbeitszeit von acht Stunden. Alle Tätigkeiten über 
vier Stunden gelten als ganze Tage (Hailbronner 2017: 158). „Be-
trägt die regelmäßige Arbeitszeit zehn Stunden, so gilt eine fünf 
Stunden überschreitende Beschäftigung als ganztägig“ (Fleuß 
2018: AufenthG § 16 Rn. 38). 
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dennoch möglich, die Ausländerbehörde muss aber 
zustimmen (§ 21 Abs. 6 AufenthG; Marx 2017: 356). 
Praktika, die vorgeschriebener Bestandteil des Studi-
ums oder zur Erreichung des Ausbildungsziels nach-
weislich erforderlich sind, sind vom Aufenthaltszweck 
des Studiums und somit vom Aufenthaltstitel zum 
Zweck des Studiums mit umfasst. Als durch die BA 
zustimmungsfreie Beschäftigung (§ 15 Nr. 2 BeschV) 
werden sie  nicht auf die erlaubten Arbeitstage ange-
rechnet. Dagegen werden freiwillige Praktika auf die 
erlaubte Beschäftigungszeit angerechnet. 
Überschreitet eine Beschäftigung die Zahl der er-
laubten Arbeitstage, ist die Erlaubnis der Ausländer-
behörde und die Zustimmung der BA erforderlich 
(§ 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG). Dies gilt auch für freiwil-
lige Praktika. Soweit Studierende in einem fachfrem-
den Nebenjob arbeiten, können diese Praktika durch 
die Ausländerbehörde erlaubt werden, wenn dadurch 
der Aufenthaltszweck nicht verändert und ein erfolg-
reicher Abschluss des Studiums nicht gefährdet wird 
(vgl. Nr. 16.3.7 AVwV AufenthG). Für die Erteilung der 
Zustimmung der BA gelten die Bestimmungen von 
§ 39 Abs. 3 i. V. m. Abs. 4 AufenthG. Praktika sind eine 
wichtige Möglichkeit, Kontakt zu Unternehmen und 
somit potenziellen Arbeitgebern nach dem Studium zu 




Der Nachzug von Familienangehörigen ist für inter-
nationale Studierende unter bestimmten Umständen 
möglich. Maßgeblich sind hier die allgemeinen Bestim-
mungen zum Nachzug von Familienangehörigen zu 
Drittstaatsangehörigen.31 Grundsätzlich sind nur Ehe-
gatten bzw. Lebenspartnerinnen und -partner32 sowie 
31 In dieser Studie wird nur auf Personen eingegangen, die sich 
mit einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums (§ 16 
AufenthG) in Deutschland aufhalten. Ferner wird nur auf die 
Situation eingegangen, dass die nachziehenden Personen eben-
falls Drittstaatsangehörige sind. Für ausführliche Informationen 
zum Familiennachzug von Drittstaatsangehörigen siehe Grote 
(2017).
32 „Nach ausländischen Recht geschlossene gleichgeschlechtliche 
Lebenspartnerschaften fallen unter den Begriff der „Lebenspart-
nerschaft“, wenn die Partnerschaft staatlich anerkannt ist und 
sie in ihrer Ausgestaltung der deutschen Lebenspartnerschaft 
im Wesentlichen entspricht“ (Marx 2017: 482). Seit Inkrafttreten 
des ‚Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung 
für Personen gleichen Geschlechts‘ (vom 20. Juli 2017, BGBl. I 
Nr. 52, S. 2787) am 10.10.2017 können auch gleichgeschlecht-
minderjährige Kinder von internationalen Studieren-
den nachzugsberechtigt; andere Familienangehörige 
können nur nachziehen, wenn dies zur Vermeidung 
einer außergewöhnlichen Härte erforderlich ist (§§ 27 
Abs. 2; 36 Abs. 2 Satz 1 AufenthG; Grote 2017: 21). 
Dürfen Familienangehörige nachziehen, erhalten sie 
eine Aufenthaltserlaubnis, die mindestens ein Jahr und 
höchstens so lange gültig ist wie die Aufenthaltser-
laubnis der bzw. des Studierenden, zu der oder dem sie 
nachziehen (§ 27 Abs. 4 AufenthG). Neben dem Nach-
zug aus dem Herkunftsland ist es auch möglich, dass 
Drittstaatsangehörige „durch die Heirat eines eben-
falls in Deutschland aufhältigen Ausländers eine Auf-
enthaltserlaubnis“ aus familiären Gründen erhalten 
(Mayer et al. 2012: 29; vgl. § 30 AufenthG). 
Kindernachzug
Der Nachzug von minderjährigen, ledigen Kindern von 
internationalen Studierenden ist in der Regel möglich, 
wenn die Kinder noch keine 16 Jahre alt sind und der 
oder die in Deutschland Studierende das alleinige Sor-
gerecht hat oder wenn sich beide Eltern in Deutsch-
land aufhalten (§ 32 Abs. 1 AufenthG). Bei gemein-
samen Sorgerecht muss der andere Elternteil in der 
Regel sein Einverständnis zum Nachzug geben (§ 32 
Abs. 3 AufenthG). Kinder über 16 Jahre, die nicht mit 
der betreffenden Person gemeinsam nach Deutsch-
land ziehen, müssen entweder die deutsche Sprache 
beherrschen oder es muss gewährleistet erscheinen, 
dass sie sich aufgrund ihrer bisherigen Ausbildung und 
Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland einfügen können (§ 32 
Abs. 2 Satz 1 AufenthG). 
Nachzug von Ehegatten und Lebenspartnerinnen 
und -partnern
Damit Ehe- oder Lebenspartnerinnen oder -partner 
von Studierenden mit einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16 AufenthG nachziehen können, müssen in der 
Regel die folgenden Voraussetzungen erfüllt sein:
  Es muss ausreichender Wohnraum zur Verfügung 
stehen (§ 29 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG; Näheres siehe 
Grote 2017: 26),
  der Lebensunterhalt muss für beide Ehegatten 
bzw. Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner ge-
liche Paare in Deutschland eine Ehe schließen. Bestehende 
Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz 
bleiben bestehen, können aber auch in eine Ehe umgewandelt 
werden (§ 20a Lebenspartnerschaftsgesetz). Seit Inkrafttreten 
des Gesetzes ist die Schließung einer Lebenspartnerschaft nicht 
mehr möglich (Art. 3 Abs. 3 des Gesetzes zur Einführung des 
Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts).
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sichert sein (§§ 2 Abs. 3 Satz 1; 5 Abs. 1 Nr. 1 Auf-
enthG),
  beide Ehegatten bzw. Lebenspartnerinnen oder 
-partner müssen über 18 Jahre alt sein (§ 30 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 AufenthG),
  die nachziehende Person muss mindestens 
Deutschkenntnisse auf dem Niveau A1 des GER 
nachweisen (vgl. § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AufenthG),
  der bzw. die Studierende muss entweder schon seit 
mindestens zwei Jahren eine Aufenthaltserlaubnis 
besitzen, die verlängerbar ist oder bei der die spä-
tere Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nicht 
ausgeschlossen ist (§ 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 lit. d 
AufenthG)  
oder
  der Aufenthalt in Deutschland muss voraussicht-
lich länger als ein Jahr dauern und die Ehe bzw. 
Lebensgemeinschaft muss schon vor der Einreise 
bestanden haben (§ 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 lit. e Auf-
enthG). 
Von dem Nachweis von einfachen Sprachkenntnissen 
in Deutsch kann unter bestimmten Bedingungen ab-
gesehen werden. Beispielsweise ist für Staatsangehö-
rige der Staaten, für die auch für längerfristige Auf-
enthalte keine Visumpflicht zur Einreise besteht, auch 
kein Nachweis nötig (vgl. § 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Auf-
enthG; siehe Kapitel 4.2.1). Eine weitere Ausnahme gilt 
für Ehegatten bzw. Lebenspartnerinnen oder -part-
ner mit „erkennbar geringem Integrationsbedarf“ (§ 30 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 AufenthG). Dieser ist in der Regel 
bei Personen mit Hochschulabschluss anzunehmen, 
die voraussichtlich auch ohne Sprachkurs in Deutsch-
land eine Beschäftigung aufnehmen können und die 
Annahme gerechtfertigt ist, dass sich die Person „ohne 
staatliche Hilfe in das wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und kulturelle Leben der Bundesrepublik Deutschland 
integrieren wird“ (vgl. § 4 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe 
a und Nr. 2 Integrationskursverordnung (IntV)). Auch 
Ehegatten oder Lebenspartnerinnen bzw. -partner, die 
„wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage sind“, 
Sprachkenntnisse nachzuweisen, sind davon ausge-
nommen, ebenso kann bei Unmöglichkeit oder Un-
zumutbarkeit des Nachweises vor der Einreise davon 
abgesehen werden (vgl.. § 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 und 6 
AufenthG). 
Bei der geforderten voraussichtlichen Aufenthalts-
dauer von mehr als einem Jahr kommt es nicht auf die 
Gültigkeitsdauer der Aufenthaltserlaubnis an, sondern 
auf den Aufenthaltszweck (Marx 2017: 522). Der Studi-
enaufenthalt muss also mindestens ein Jahr lang sein 
(Mayer et al. 2012: 29). „Abweichendes gilt nur, wenn 
mit überwiegender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, 
dass der Aufenthaltstitel des Ausländers, zu dem der 
Nachzug stattfindet, nicht über die Jahresfrist hinaus 
verlängert wird oder der Ausländer vor Ablauf der Jah-
resfrist seinen Aufenthalt im Bundesgebiet dauerhaft 
beenden wird“ (30.1.3.2 AVwV AufenthG). Die Dauer 
von mindestens einem Jahr gilt ab der Stellung des Vi-
sumantrags zum Familiennachzug (30.1.3.2 AVwV Auf-
enthG).
Nachziehende Familienangehörige sind zur Erwerbs-
tätigkeit berechtigt (§ 27 Abs. 5 AufenthG) und dürfen 
auch selbst ein Studium aufnehmen. Grundsätzlich 
haben nachziehende Familienangehörige von interna-
tionalen Studierenden Anspruch auf die Teilnahme an 
einem Integrationskurs, wenn sie sich dauerhaft33 in 
Deutschland aufhalten (§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 lit. b 
AufenthG). Personen mit erkennbar geringem Inte-
grationsbedarf (siehe oben) oder mit ausreichenden 
Deutschkenntnissen haben keinen Anspruch auf Teil-
nahme (§ 44 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 3 AufenthG). Auch 
ohne Anspruch ist eine Teilnahme jedoch möglich, 
wenn ein Kursplatz verfügbar ist (§ 44 Abs. 4 Satz 1 
AufenthG).
4.6 Geplante rechtliche 
Änderungen durch das 
Fachkräfte einwanderungs-
gesetz 
Mit dem geplanten Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
werden sich voraussichtlich auch Änderungen ergeben, 
die internationale Studierende betreffen. Im Folgen-
den werden nur die vorgesehen Änderungen für inter-
nationale Studierende beschrieben, wie sie in der von 
der Bundesregierung am 19. Dezember 2018 beschlos-
senen Fassung des Gesetzesentwurfes vorgesehen sind 
(BMI 2018). 
Für den Aufenthalt zu Ausbildungszwecken sieht der 
Entwurf zunächst eine Grundsatznorm vor:
„Der Zugang von Ausländern zur Ausbildung dient 
der allgemeinen Bildung und der internationa-
len Verständigung ebenso wie der Sicherung des 
Bedarfs des deutschen Arbeitsmarktes an Fach-
kräften. Neben der Stärkung der wissenschaftli-
33 Von einem dauerhaften Aufenthalt ist in der Regel auszugehen, 
wenn die Person eine Aufenthaltserlaubnis von mindestens 
einem Jahr erhält oder seit über 18 Monaten eine Aufenthaltser-
laubnis besitzt, es sei denn, der Aufenthalt ist vorübergehender 
Natur (§ 44 Abs. 1 Satz 2 AufenthG; BAMF 2018).
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chen Beziehungen Deutschlands in der Welt trägt 
er auch zu internationaler Entwicklung bei. Die 
Ausgestaltung erfolgt so, dass die Interessen der 
öffentlichen Sicherheit beachtet werden“ (BMI 
2018: 10). 
Damit werden die Bindung von internationalen Studie-
renden sowie die zwischenstaatliche Kooperation und 
die internationale Entwicklung als gesetzliche Ziele 
des Aufenthaltes von Studierenden und Auszubilden-
den formuliert (vgl. BMI 2018: 102).
In Bezug auf die Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwe-
cken sieht der Entwurf auch weiterhin keine konkrete 
Festlegung des erforderlichen Sprachniveaus für die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Studium 
vor; stattdessen wird – wie bisher nur für den Fall dass 
dies noch nicht im Rahmen der Zulassung durch die 
Hochschule erfolgte – „ein Nachweis über die für den 
konkreten Studiengang erforderlichen Kenntnisse der 
Ausbildungssprache“ verlangt (BMI 2018: 11). Laut 
Gesetzesbegründung „dürften in der Regel mindes-
tens Sprachkenntnisse auf dem Niveau B2“ des GER 
erforderlich sein (BMI 2018: 104); dies entspricht den 
Anforderungen, die bislang in der Regel an einen An-
trag auf einen Aufenthaltstitel gestellt wurden. Wei-
terhin sieht der Entwurf eine Vereinheitlichung und 
Klarstellung der Wechselmöglichkeiten zu einem an-
deren Aufenthaltstitel vor (BMI 2018: 12). Demnach 
soll es während des Studiums – somit vor bzw. ohne 
erfolgreichen Abschluss des Studiums – möglich sein, 
von einem Aufenthaltstitel zum Zweck des Studi-
ums in einen anderen Aufenthaltstitel „zum Zweck 
einer qualifizierten Berufsausbildung, der Ausübung 
einer Beschäftigung als Fachkraft, der Ausübung einer 
Beschäftigung mit ausgeprägten berufspraktischen 
Kenntnissen nach § 19c Absatz 2 oder in Fällen eines 
gesetzlichen Anspruchs“ zu wechseln (BMI 2018: 12).
Weitere Änderungen bei der Intra-EU-Mobilität von 
internationalen Studierenden betreffen das Mittei-
lungsverfahren (siehe Kapitel 4.3). Dieses soll „künf-
tig vollständig durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge durchgeführt [werden], um eine Handha-
bung innerhalb der kurzen Ablehnungsfrist (30 Tage) 
zu gewährleisten“ (BMI 2018: 106). Nach der Aus-
stellung der Bescheinigung oder der Ablehnung der 
Mobilität durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) geht die Zuständigkeit für alle 
aufenthaltsrechtlichen Regelungen und Maßnah-




5.1 Informationsangebote und 
Marketing
Es gibt eine Vielzahl an Informationsangeboten und 
auch an Marketing-Maßnahmen zum Studium in 
Deutschland. Zum einen existieren zentrale Plattfor-
men und Konsortien, die bundesweit agieren und die 
Hochschulen in Deutschland insgesamt repräsen-
tieren. Wichtigster Akteur ist hier der DAAD. Ferner 
haben die Bundesländer, die für Bildungs- und Wis-
senschaftspolitik hauptsächlich zuständig sind, teil-
weise eigene Kampagnen oder Informationsangebote. 
Und schließlich werben auch viele Hochschulen selbst 
um internationale Studierende, wobei die getroffenen 
Maßnahmen von Informationen auf der Webseite der 
Hochschule bis hin zu Büros oder transnationalen Bil-
dungsprojekten reichen. 
5.1.1 Maßnahmen und Angebote des DAAD
Der DAAD „setzt im Auftrag und mit Finanzierung des 
BMBF die weltweite Imagekampagne ‚Study in Ger-
many – Land of Ideas‘34 um, die internationale Stu-
dierende über Studium und Leben in Deutschland 
informiert. Ziel ist es, Deutschland als Studien- und 
Forschungsstandort zu bewerben und vor allem Gra-
duierte und Doktoranden für ein Studium bzw. eine 
Promotion zu gewinnen“ (Schriftliche Antwort DAAD). 
Parallel dazu wirbt die Kampagne ‚Research in Ger-
many‘ weltweit um Promovierende und Postdocs und 
bewirbt Deutschland als Forschungsstandort.35 Diese 
Kampagne wird vom DAAD gemeinsam mit der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG), der Alexander 
von Humboldt-Stiftung und der Fraunhofer-Gesell-
schaft durchgeführt (Schriftliche Antwort DAAD). Die 
allgemeine Webseite des DAAD enthält ebenfalls zahl-
reiche Informationen zum Studium in Deutschland. 
Der DAAD hat über die vergangenen Jahrzehnte 
zudem ein umfangreiches internationales Netzwerk 
aufgebaut, das 2018 aus 15 Außenstellen und 57 In-
34 Webseite der Imagekampagne ‚Study in Germany – Land of 
Ideas‘: www.study-in.de (19.11.2018).
35 Webseite der Kampagne ‚Research in Germany‘: www.research-
in-germany.org (19.11.2018). 
formationszentren (ICs) in 60 europäischen und außer-
europäischen Ländern bestand (siehe Abbildung 7).
Die Mitarbeitenden der 15 DAAD-Außenstellen, 
wovon elf im außereuropäischen Ausland liegen,36 sind 
gemeinsam mit den Informationszentren auch bera-
tend für Studierende sowie Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler tätig, die Interesse an einem Studien- 
oder Forschungsaufenthalt in Deutschland haben. Die 
Außenstellen und ICs vermitteln dabei 
„auch durch gezielte Marketing-Maßnahmen wie Mes-
sen und Informationsveranstaltungen, ein zeitgemäßes 
Deutschlandbild und tragen dazu bei, dass Deutsch-
land bei jungen Talenten als attraktiver Studien- und 
Forschungsstandort wahrgenommen wird. Auch nach 
der Rückkehr aus Deutschland können sich die Stipen-
diatinnen und Stipendiaten auf das DAAD-Netzwerk 
verlassen: Durch Alumni Treffen oder Seminare helfen 
die Außenstellen und ICs dabei, nachhaltige Kontakte 
zu den ehemaligen Stipendiatinnen und Stipendiaten 
zu knüpfen und zu pflegen“ (DAAD 2018b). 
Ein weiterer zentraler Akteur ist GATE-Germany, ein 
Konsortium für internationales Hochschulmarketing, 
dessen Geschäftsstelle ebenfalls beim DAAD angesie-
delt ist (GATE-Germany o. J.). GATE-Germany „un-
terstützt die Hochschulen durch Bereitstellen von 
Marketinginstrumenten (Präsenzmessen, Webinare, 
Anzeigenschaltungen etc.) und Expertise (Studien, Pu-
blikationen, Konferenzen, Seminare & Webinare, etc.) 
darin, sich mit ihren Studien- und Forschungsange-
boten international zu präsentieren und zu positio-
nieren. Diese Angebote können von allen staatlich 
anerkannten und gemeinnützigen Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen genutzt werden“ (Schriftli-
che Antwort DAAD). Sowohl zielgruppen- als auch re-
gionalspezifische Angebote stehen den Hochschulen 
dabei zur Verfügung. Durch die zentrale Bereitstellung 
von Dienstleistungen im Hochschulmarketing trägt 
GATE-Germany nach Einschätzung der HRK auch zu 
einer einheitlichen Sichtbarkeit der deutschen Hoch-
schulen und damit des Hochschulstandortes insge-
samt bei (Hintergrundgespräch HRK).
36 Die außereuropäischen DAAD-Außenstellen liegen in Kairo/
Ägypten, Rio de Janeiro/Brasilien, Peking/China, Neu Delhi/In-
dien, Jakarta/Indonesien, Tokyo/Japan, Nairobi/Kenia, Mexiko-
Stadt/Mexiko, Moskau/Russland, New York/Vereinigte Staaten, 
Hanoi/Vietnam (DAAD 2018c).
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Abbildung 7:  Weltweite Außenstellen und Informationszentren des DAAD
Quelle: DAAD 2018b
Daneben gibt es weitere Informationsplattformen zum 
Studium in Deutschland für internationale Studienin-
teressierte, z. B. www.studienwahl.de37, eine Informati-
onsseite für internationale Studierende des Deutschen 
Studentenwerks38, oder auch den Hochschulkompass 
der HRK39, eine Datenbank mit rund 20.000 Studien-
gängen und rund 900 Promotionsmöglichkeiten, die 
sich auch gezielt nach international ausgerichteten 
und englischsprachigen Studiengängen durchsuchen 
lässt. Die Informationsangebote der verschiedenen 
öffentlichen Stellen wurden in den letzten Jahren zu-
nehmend vernetzt und bauen oft aufeinander auf oder 
verweisen aufeinander. Die Vernetzung erhöht aus 
Sicht der HRK ebenfalls die Sichtbarkeit der verschie-
denen Informationsangebote (Hintergrundgespräch 
HRK). 
37 Herausgeber der Webseite www.studienwahl.de (19.11.2018) 
sind die Stiftung für Hochschulzulassung und die Bundesagen-
tur für Arbeit.
38 Informationsseite für internationale Studierende des Deutschen 
Studentenwerks: http://www.internationale-studierende.de/en 
(19.11.2018).
39 Webseite zum Hochschulkompass: www.hochschulkompass.de 
(08.01.2019). 
5.1.2 Landesebene
Für Bildungs- und Wissenschaftspolitik – und damit 
für die Hochschulen – sind maßgeblich die Bundeslän-
der verantwortlich (siehe Kapitel 2.1). Wenngleich die 
Hochschulen über einen hohen Grad an Autonomie in 
der Anwerbung und Auswahl von Studierenden verfü-
gen, veröffentlichen die Bundesländer teilweise eigene 
Informationsangebote, die auf die Anwerbung inter-
nationaler Studierender ausgerichtet sind.40 Bayern 
stellt auf der Webseite www.study-in-bavaria.de unter 
anderem spezifische Informationen für Studieninte-
ressierte aus Brasilien, lateinamerikanischen Staaten, 
frankophonen Staaten sowie russischsprachigen Staa-
40 Online-Informationsangebote einzelner Bundesländer für 














sachsen.de/38.html und Thüringen: https://www.campus-thue-
ringen.de/study-in-thuringia-germany/.
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ten zur Verfügung. Bundesländer, die keine eigenen 
Webseiten zur Information und Anwerbung betreiben, 
informieren häufig auf den Webseiten der Landesre-
gierung oder des Landes-Studierendenwerkes über das 
Studium im jeweiligen Bundesland.
Für die Hochschulen in Bayern hat das zuständige Mi-
nisterium für Wissenschaft und Kultur Hochschulzen-
tren für verschiedene Regionen eingerichtet, die „in-
ternationale Kontakte in Forschung und Lehre sowie 
den studentischen und akademischen Austausch“ un-
terstützen (Bayerisches Staatsministerium für Wissen-
schaft und Kunst o. J.b) und auch die Steigerung des 
Bekanntheitsgrades des Standortes Bayern „als Zen-
trum für Technologie und Innovation sowie Wissen-
schaft und Lehre“ zum Ziel haben (BAYLAT o. J.; siehe 
auch Kapitel 8.1.2).41 
Mehrere Bundesländer haben bilaterale Abkommen im 
Hochschulbereich mit anderen Staaten oder einzel-
nen Regionen in anderen Staaten getroffen, die unter 
anderem den Austausch zwischen Studierenden und 
Forschenden fördern (siehe z. B. MWK Baden-Würt-
temberg o. J.a; Ministerium für Wissenschaft, Weiter-
bildung und Kultur des Landes Rheinland-Pfalz o. J; 
Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst 
o. J.; siehe auch Kapitel 8.1.2) oder beteiligen sich an 
internationalen Universitäten im Rahmen von transna-
tionalen Bildungsprojekten (siehe Kapitel 8.3.4). 
Einige Bundesländer bieten auch landesweite Stipen-
dien für internationale Studierende an (siehe Kapi-
tel 6.2.1). Weitere Maßnahmen, die Bundesländer er-
greifen um internationale Studierende anzuwerben, 
sind z. B. das Bereitstellen von finanziellen Mitteln für 
das Hochschulmarketing im Ausland oder für die die 
Betreuung internationaler Studierender sowie die Er-
weiterung des englischsprachigen Lehrangebotes, das 
Werben „für den Hochschulstandort auf Unterneh-
merreisen der regionalen Wirtschaft […], die Teilnahme 
an Fachmessen durch ein spezielles Marketingunter-
nehmen42, Werbung an deutschen Auslandsschulen 
sowie die finanzielle Unterstützung der Hochschu-
len auf Rekrutierungsmessen“ (Mayer et al. 2012: 32; 
MWK Baden-Württemberg o. J.c; Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern 2015: 26). 
41 Hochschulzentren gibt es für China, Indien, Frankreich und den 
Bundesstaat Kalifornien der Vereinigten Staaten sowie für die 
Regionen Mittel-, Ost- und Südosteuropa und Lateinamerika 
(Bayerisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 
o. J.b).
42 Gemeint ist ‚Baden-Württemberg International‘, ein Dienst-
leistungsunternehmen, das Unternehmen, Forschungsein-
richtungen und Hochschulen im Bereich Internationalisierung 
unterstützt (siehe Webseite https://www.bw-i.de/services/wir-
ueber-uns.html, 19.11.2018). 
5.1.3 Hochschulebene
Auf Hochschulebene sind in der Regel die jeweiligen 
International Offices bzw. die akademischen Auslands-
ämter die zentralen Ansprechpartner für internationale 
Studierende, sowohl während der Informations- und 
Bewerbungsphase als auch während des Studienauf-
enthaltes.
Die Webseiten der Hochschulen sind für die Anwer-
bung von internationalen Studierenden zentral (siehe 
auch Kapitel 5.1.4). Büros von Universitäten oder uni-
versitätsnahen Einrichtungen im Ausland und transna-
tionale Bildungsangebote deutscher Hochschulen im 
Ausland tragen häufig auch zur Anwerbung internatio-
naler Studierender bei, auch wenn dies nicht immer ihr 
primäres Ziel ist (siehe Kapitel 8.3). 
5.1.4 Bedeutung von Informationsangeboten 
für die Wahl des Studienfaches und 
-ortes
In einer Befragung von Bildungsausländerinnen und 
Bildungsausländern im Rahmen der 21. Sozialerhe-
bung des Deutschen Studentenwerks wurden die 
Studierenden nach ihren Informationsquellen für ein 
Studium in Deutschland befragt. Die erste Quelle für 
Informationen über Deutschland als möglicher Studi-
enort ist demnach die eigene Recherche im Internet 
(50 %), gefolgt von Familie, Freundinnen und Freun-
den bzw. Bekannten (46 %), wobei Studierende in Ba-
chelor- und Staatsexamensstudiengängen letztere 
häufiger nennen (Apolinarski/Brandt 2018: 58). Etwas 
weniger häufig dienen als Erstinformationsquelle Hin-
weise in der Hochschule im Herkunftsland (33 %) oder 
Personen, die in Deutschland studiert haben (32 %). 
Eine Ausnahme bilden in diesem Zusammenhang Aus-
tauschstudierende, bei denen Hinweise in der Hoch-
schule im Herkunftsland die zentrale Erstinformati-
onsquelle darstellen (73 %). 
Marketingaktionen waren für 19 % der Befragten eine 
Erstinformationsquelle. Für ebenso viele war ein vo-
riger Aufenthalt in Deutschland (z. B. als Au Pair oder 
über ein Austauschprogramm) Anlass, ein Studium in 
Deutschland in Betracht zu ziehen, wobei dieser Anteil 
bei Studentinnen doppelt so hoch ist wie bei Studen-
ten (26 % vs. 13 %) und bei Bachelor- und Staatsexa-
mensstudierenden wichtiger als bei Master- oder Pro-
motionsstudierenden (Apolinarski/Brandt 2018: 58). 
Auch geben mehr Studierende aus Osteuropa und aus 
Amerika an, dass ein voriger Aufenthalt in Deutschland 
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wichtig war für ihre Entscheidung als Studierende aus 
anderen Weltregionen (Apolinarski/Brandt 2018: 59). 
Informationsmaterial und Marketingmaßnahmen sind 
hingegen für Studierende aus den Regionen Afrika, 
Ostasien sowie aus anderen Teilen Asiens wichtiger als 
für Studierende aus Europa und Amerika (Apolinarski/
Brandt 2018: 59). Soziale Medien spielen insgesamt 
nur eine vergleichsweise geringe Rolle als Informa-
tionsquelle (7 % gaben an hierdurch auf ein Stu-
dium in Deutschland aufmerksam geworden zu sein), 




Die Zahl der englischsprachigen Studiengänge ist ins-
besondere im letzten Jahrzehnt stark angestiegen 
(DAAD/AvH/HRK 2018: 88). Englischsprachige Studi-
engänge machen es einerseits für internationale Stu-
dierende aufgrund des Wegfalls der Sprachbarriere 
leichter, ein Studium in Deutschland zu beginnen, an-
dererseits „schaffen [sie] auch für die deutschen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer neue Chancen zum Er-
werb interkultureller und sprachlicher Kompetenzen“ 
(DAAD/AvH/HRK 2018: 88). Gleichwohl bleibt der 
Anteil der englischsprachigen Studiengänge an deut-
schen Hochschulen insbesondere im Vergleich mit nie-
derländischen oder skandinavischen Hochschulen ver-
gleichsweise niedrig (Wissenschaftsrat 2018: 45).
5.2.1 Verteilung auf Studienniveau und Fächer
Der Hochschulkompass der HRK43 ist eine Datenbank, 
in der sämtliche Studiengänge an deutschen Hoch-
schulen aufgeführt sind (DAAD/AvH/HRK 2018: 85). 
Sie enthält 1.438 Studiengänge, deren Hauptun-
terrichtssprache Englisch ist (Stand der Angaben: 
27.11.2018). Insgesamt enthält die Datenbank 19.424 
Bachelor-, Master-, und Staatsexamensstudiengänge. 
Der Anteil der englischsprachigen Studiengänge be-
trägt somit circa 7 %.44 Die Datenbank enthält 226 Ba-
43 Webseite des Hochschulkompasses der HRK:  
www.hochschulkompass.de (27.11.2018). 
44 Der Anteil der englischsprachigen an allen angebotenen Studi-
engängen lässt keine Aussage darüber zu, wie hoch der Anteil 
der Studierenden in diesen Studiengängen ist. Insbesondere bei 
Fachhochschulen, die in der Regel weniger Studiengänge an-
bieten als Universitäten, fallen englischsprachige Studiengänge 
ggf. stärker ins Gewicht als an Hochschulen mit einem breiten 
chelor-, 7 Staatsexamens- und 1.205 englischsprachige 
Masterstudiengänge. Studiengänge auf Masterniveau 
machen somit fast 84 % aller angebotenen englisch-
sprachigen Studiengänge aus. Von den aufgeführ-
ten englischsprachigen Masterstudiengängen sind 
circa 52 % den Fachbereichen Mathematik, Naturwis-
senschaften und Ingenieurwissenschaften zuzuord-
nen. Wirtschafts- und Rechtswissenschaften machen 
circa 31 % der aufgeführten Masterstudiengänge aus, 
Sprach- und Kulturwissenschaften circa 13 % und 
Gesellschafts- und Sozialwissenschaften circa 10 %. 
Bachelorstudiengänge werden deutlich seltener mit 
Englisch als hauptsächlicher Unterrichtssprache ange-
boten. Jedoch ist auch in diesen Studiengängen in den 
letzten Jahren die Zahl der englischsprachigen Module 
innerhalb von Studiengängen gestiegen. Diese richten 
sich dabei sowohl an die inländischen Studierenden als 
auch an Austauschstudierende. 
Der Hochschulkompass stellt neben Studiengängen 
auch eine Datenbank mit Promotionsmöglichkeiten 
zur Verfügung. Von den 901 aufgeführten Promotions-
möglichkeiten ist bei 763 angegeben, dass die Promo-
tion auch in Englisch möglich ist. Das entspricht circa 
85 % der aufgeführten Promotionsmöglichkeiten. Der 
stärkere Fokus auf weiterführende Studiengänge zeigt 
sich auch am Anteil der ausländischen Studierenden, 
die auf Englisch studieren: In der Befragung von Bil-
dungsausländerinnen und Bildungsausländern im Rah-
men der 21. Sozialerhebung des Deutschen Studen-
tenwerks gaben 2016 71 bzw. 72 % der Master- bzw. 
Promotionsstudierenden an, in ihrem Studium Kurse 
in englischer Sprache belegen zu können, bei Bache-
lorstudierenden betrug der Anteil 33 % (Apolinarski/
Brandt 2018: 28). Insgesamt gaben 38 % der Befrag-
ten an, ausschließlich auf Englisch zu studieren; 43 % 
gaben nur Deutsch als Unterrichtssprache an (Apoli-
narski/Brandt 2018: 28).
5.2.2 Vor- und Nachteile englischsprachiger 
Studienangebote
Das steigende Angebot an englischsprachigen Modu-
len und Studiengängen wird in der Fachdiskussion ei-
nerseits begrüßt, andererseits auch kritisch beleuchtet: 
Es wird argumentiert, dass ein großes englischspra-
chiges Angebot die Hochschulen in Deutschland ei-
nerseits für internationale Studierende attraktiver 
mache (SVR 2017a: 21). Auch erleichtere das Stu-
dium auf Englisch die internationale Vernetzung und 
mache Studierende mit der jeweiligen Fachsprache 
Studiengangsangebot (DAAD/AvH/HRK 2018: 87).
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vertraut, die in vielen Fachbereichen Englisch sei (Geis 
2017: 97). Andererseits machen es fehlende Deutsch-
kenntnisse für internationale Studierende schwieri-
ger, „sich sozial zu integrieren, ihr Leben selbständig 
zu gestalten und sich Praktika und Nebenjobs bzw. 
später eventuell eine Beschäftigung in Deutschland zu 
suchen“ (SVR 2017a: 21). Auch Deutschkurse neben 
dem englischsprachigen Studium würden weniger 
besucht, wenn sie nicht (mehr) verpflichtend seien 
(SVR 2017a: 21). Zudem vermitteln sie oft Deutsch-
kenntnisse für das Alltagsleben, wohingegen „für eine 
qualifikationsadäquate Beschäftigung“ in Deutsch-
land außerhalb der Universitäten Deutschkenntnisse 
auf hohem Niveau „Grundvoraussetzung“ seien (Geis 
2017: 97).
Ein weiterer Aspekt ist, dass die vorhandenen Eng-
lischkenntnisse internationaler Studierender ebenso 
unterschiedlich sein können wie die Deutschkennt-
nisse. „Häufig verfügen z. B. Studierende aus osteuro-
päischen Ländern über hervorragende Deutschkennt-
nisse, sind jedoch weniger kompetent im Englischen, 
was zu Anpassungsschwierigkeiten in internationalen 
Studienprogrammen führen kann“ (Schriftliche Ant-
wort HRK; siehe auch Kapitel 3.1). 
„Eine langfristige Sprachenstrategie und ein transpa-
rentes Erwartungs management gegenüber interna-
tionalen Studienbewerber_innen und Studierenden 
können dazu beitragen, hier die Passung von Ange-
bot und Nachfrage zu optimieren“ (Schriftliche Ant-
wort HRK). Allerdings haben nur wenige Hochschu-
len bislang „eine dezidierte Sprachenpolitik erarbeitet 
und strategisch verankert“ (Wissenschaftsrat 2018: 46). 
Entscheidungen über das Angebot von englischspra-
chigen Studiengängen werden häufig auf Fakultäts- 
oder Institutsebene getroffen anstatt auf der Ebene 
der gesamten Hochschule (Schriftliche Antwort HRK). 
Dies führt häufig zu „fehlende[r] hochschulinterne[r] 
Abstimmung und wenig strategische[r] Herangehens-
weise mit Bezug auf die Sprachenwahl“ (Schriftliche 
Antwort HRK ).
5.3 Vorbereitungs- und 
Sprachkursangebote
Es gibt in Deutschland keine einheitlichen Vorgaben zu 
Vorbereitungskursen für internationale Studierende. 
Vielmehr hängt es von der jeweiligen Hochschule ab, 
ob und welche Vorbereitungskurse für internationale 
Studienanfängerinnen und Studienanfänger angebo-
ten werden.
5.3.1 Studienkollegs und 
Studienvorbereitungskurse
Ein bundesweites, strukturiertes Angebot zur Studien-
vorbereitung sind die Studienkollegs. Sie richten sich 
an internationale Studierende, deren Schulabschluss 
aus dem Herkunftsland nicht als gleichwertig aner-
kannt ist und die deshalb zunächst eine Feststellungs-
prüfung bestehen müssen. Die Studienkollegs berei-
ten die angehenden Studierenden auf diese Prüfung 
vor (DAAD/DZHW 2018a: 72). Zum Teil sind Studien-
kollegs direkt an Hochschulen angeschlossen. Sie be-
reiten jedoch nicht auf spezifische Studiengänge vor, 
sondern bieten Kurse für die jeweilige Fachrichtung 
des angestrebten Studiums an. Der Besuch der Studi-
enkolleges ist kostenlos (DAAD/DZHW 2018a: 72). Sie 
richten sich nur an Studieninteressierte, die ein grund-
ständiges Studium (Bachelor oder Staatsexamen) an-
streben. Studienkollegs werden in allen Bundesländern 
mit Ausnahme von Brandenburg, Bremen und Nord-
rhein-Westfalen (NRW) angeboten (Wissenschaftsrat 
2016: 67). In den Bundesländern, in denen keine staat-
lichen Studienkollegs existieren, bieten einige Hoch-
schulen selbst ein Vorstudium oder Propädeutikum für 
Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer an, das 
in der Regel ein Semester dauert und sowohl Sprach- 
als auch Fachkenntnisse vermittelt (Wissenschaftsrat 
2016: 67). Ferner bieten Hochschulen oft Vorkurse für 
bestimmte Studiengänge an. Diese richten sich in der 
Regel an alle Studierenden des jeweiligen Faches und 
nicht speziell an internationale Studierende. 
5.3.2 Sprachkurse
Auch bieten viele Hochschulen Sprachkurse an, die auf 
ein Studium in Deutschland vorbereiten. Diese wer-
den in der Regel entweder in den Sommersemester-
ferien angeboten oder dauern ein ganzes Semester. 
Der DAAD stellt auf seiner Webseite eine Datenbank 
mit Deutschsprachkursen und Vorbereitungskursen an 
Universitäten zur Verfügung.45 Für die Teilnahme an 
einem studienvorbereitenden Sprachkurs kann auch 
ein eigener Aufenthaltstitel erteilt werden (siehe Kapi-
tel 4.2). 
45 DAAD-Datenbank mit einer Übersicht zu Deutschsprachkursen 
und Vorbereitungskursen an Universitäten: https://www.daad.
de/deutschland/studienangebote/international-programmes/
en/ (03.12.2018). 
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5.3.3 Studienbrücken
Ein weiteres Angebot sind die Studienbrücken des 
Goethe Institutes. Sie bieten in den Herkunftsländern 
eine Vorbereitung auf ein Studium in den MINT-Fä-
chern an bestimmten Partnerhochschulen in Deutsch-
land an, so dass die Studierenden sich bereits dort 
vorbereiten und in Deutschland direkt mit dem Stu-
dium beginnen können. „Durch eine Kombination aus 
Sprachkursen und Prüfungen (TestDaF und TestAS 
inkl. Vorbereitung), MINT-Kursen, interkulturellen 
Trainings und Studienberatung werden die Schülerin-
nen und Schüler umfassend vorbereitet“ (Goethe-In-
stitut 2018). Die Sprachkurse finden an Goethe-In-
stituten im Herkunftsland statt, die fachsprachliche 
Vorbereitung und die Vorbereitung auf den Studierfä-
higkeitstest TestAS werden online absolviert. Die Part-
nerhochschulen in Deutschland stellen für die Teil-
nehmenden des Programms eine bestimmte Anzahl an 
Studienplätzen zur Verfügung (Goethe-Institut 2018). 
„Die Studienbrücke wird in der Region Ostereuropa/
Zentralasien (Russland, der Ukraine, Georgien, Kasach-
stan, Usbekistan, Kirgisistan, Aserbaidschan, Belarus), 
den USA, China, Vietnam, Thailand, Indonesien und 
Südamerika angeboten“ (Goethe-Institut 2018). Die 
teilnehmenden Partnerhochschulen sind die Ruhr-
Universität Bochum, die Technische Universität Dort-
mund, die Universität Duisburg-Essen, die Rheinisch-
Westfälische Technische Hochschule (RWTH Aachen), 
die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg und die Europa Uni-
versität Viadrina in Frankfurt an der Oder. 
5.4 Herausforderungen und 
Maßnahmen bei der 
Anwerbung
5.4.1 Herausforderungen
Zu den Herausforderungen, die staatliche Akteure und 
Hochschulen bei der Anwerbung internationaler Stu-
dierender sehen, gehören die sehr komplexen Regeln 
bei der Hochschulzulassung und im Visum- und Auf-
enthaltsrechtsverfahren (Schriftliche Antwort DAAD). 
Da die Hochschulen für die Zulassung internationaler 
Studierender selbst verantwortlich sind, unterscheiden 
sich auch die Kriterien, die Studieninteressierte erfül-
len müssen und die einzureichenden Unterlagen (siehe 
Kapitel 4.1). Das macht es teilweise schwierig, in ein-
heitlicher und kohärenter Weise über die Vorausset-
zungen für ein Studium in Deutschland zu informieren. 
Die relative Unübersichtlichkeit der Studienangebote 
und Zulassungsvoraussetzungen erschwert auch ein 
passgenaues „Matching“ zwischen den Studienange-
boten der Hochschulen und den „passenden“ Studien-
interessierten (Schriftliche Antwort DAAD).
„So zeigt sich, dass viele an einem Studium in 
Deutschland Interessierte, die sich von den Infor-
mationszentren des DAAD beraten lassen, die re-
striktiven deutschen Zugangsregelungen kritisch 
wahrnehmen. Denn der Weg vom Studieninter-
esse bis zur Aufnahme des Studiums erscheint in 
Deutschland – gerade im Vergleich zu anderen 
wichtigen Gastländern – als langwierig und mit 
vielen Unwägbarkeiten verbunden. Hierbei spielt 
insbesondere die Tatsache eine Rolle, dass bei der 
Zulassungsprüfung die Qualität des durchlaufenen 
Schulsystems und nicht die individuellen Fähigkei-
ten zugrunde gelegt werden. Ein Teil der Studienin-
teressierten entscheidet sich daher letztendlich für 
ein Studium im Heimatland, ein anderer Teil weicht 
auf Drittländer, insbesondere die USA und Großbri-
tannien, aus“ (DAAD/DZHW 2018a: 74).
Die vergleichsweise langen Vorlaufzeiten sowohl bei 
Bewerbung um einen Studienplatz als auch zur Bean-
tragung eines Visums stellen ebenfalls eine Heraus-
forderung für die wahrgenommene Attraktivität von 
Deutschland als Studienort dar, da sie im Zweifel dazu 
führen können, dass Studierende erst nach Studien-
beginn ein Visum erhalten und einreisen können und 
dadurch nicht nur den Studienbeginn, sondern auch 
Orientierungs- und Informationsveranstaltungen ver-
passen (Wissenschaftsrat 2016: 63). Auch die teilweise 
unterschiedliche Praxis von Ausländerbehörden bei 
der Erteilung und Verlängerung von Aufenthaltstiteln, 
z. B. was die geforderten Unterlagen und Nachweise 
angeht oder auch für welchen Zeitraum die Aufent-
haltserlaubnis erteilt wird, wird als Herausforderung 
wahrgenommen (vgl. Wissenschaftsrat 2016: 69). 
Neben den administrativen Herausforderungen kann 
auch die Tatsache, dass die Zahl an englischsprachigen 
Studiengängen in Deutschland im internationalen Ver-
gleich relativ klein ist, als Hindernis für die Anwerbung 
internationaler Studierender gesehen werden. Die HRK 
sieht dabei auch Hindernisse von Seiten des Lehrper-
sonals: Hier herrschten oft Vorbehalte dagegen, das 
englischsprachige Lehrangebot auszuweiten: „Neben 
fehlender Fremdsprachenkompetenz oder mangelnder 
Erfahrung spielt hier die (berechtigte) Sorge vor einem 
potenziellen Qualitätsverlust in der Lehre und dem 
Verlust des Deutschen als Wissenschaftssprache eine 
gewichtige Rolle“ (Schriftliche Antwort HRK).
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Schließlich sieht der DAAD auch im Hochschulmar-
keting an sich und den zugehörigen Methoden eine 
Herausforderung: „Die Kanäle, über die auf das Bera-
tungs- und Informationsangebot des DAAD aufmerk-
sam gemacht werden soll, müssen ständig überprüft 
werden, ob sie noch die Zielgruppe erreichen. Gleich-
zeit muss immer nach neu entstandenen Kanälen, ins-
besondere im Social-Media-Bereich Ausschau gehal-
ten werden“ (Schriftliche Antwort DAAD). 
5.4.2 Maßnahmen 
In Bezug auf die Intransparenz des Studienangebotes 
werden die Informations- und Marketinginitiativen auf 
nationaler Ebene als bewährte Maßnahmen gesehen, 
um ein einheitliches Bild von Deutschland als Studien-
standort zu vermitteln. Initiativen auf nationaler Ebene 
wie GATE-Germany sind aus Sicht der HRK eben-
falls erfolgreich, da sie den Hochschulen eine günstige 
Möglichkeit bieten, Marketing im Ausland zu betreiben 
und gleichzeitig das entsprechende Know-how dafür 
zu erlangen. Dies trägt nach Ansicht der HRK zu einer 
besseren internationalen Sichtbarkeit der deutschen 
Hochschulen bzw. des Hochschulstandortes Deutsch-
land insgesamt bei (Hintergrundgespräch HRK).
Nach Ansicht des DAAD sind bei Informationsange-
boten und beim Hochschulmarketing „authentische 
Kommunikation [und] zielgruppengerechte Anspra-
che über zeitgemäße Formate (z.B. Social Media, Be-
wegtbild, Storytelling)“ wichtig (Schriftliche Antwort 
DAAD). Auch das „Abstimmen der Marketing- und 
Kommunikationsinstrumente auf die jeweiligen Ziel-
gruppen (Zielland, Studienfach, Studienlevel, Sprache, 
u.a.)“ wird als Maßnahme genannt, ebenso wie Testi-
monials und Ambassadors Programme und Tutorials 
bzw. onlinebasierte Vorbereitungskurse (Schriftliche 
Antwort DAAD).
Als bewährte Maßnahmen, um die ‚Eintrittsbarriere‘ 
in das deutsche Hochschulsystem zu senken, werden 
die studienvorbereitenden Maßnahmen wie Studien-
kollegs und Sprachkurse genannt (siehe Kapitel 5.3). 
Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang auch die 
Möglichkeit, einen eigenen Aufenthaltstitel zur Studi-
envorbereitung oder zur Studienbewerbung zu erhal-
ten (siehe Kapitel 4.2). Insbesondere die vorige Teil-
nahme an einem Studienkolleg kann auch die Chancen 
erhöhen, das Studium in Deutschland erfolgreich zu 
meistern. Darüber hinaus werden mitunter auch indi-
viduelle Eignungstests zur Prüfung der Zulassungs-
voraussetzungen als eine Maßnahme verstanden, um 
formale Hürden – wie der Nachweis der Hochschulzu-
gangsberechtigung – abzubauen und den Zugang an 
die Hochschulen zu erleichtern (siehe Kapitel 4.1.3).
In Bezug auf das Angebot an englischsprachigen 
Studiengängen sieht die HRK als „wichtigste Stell-
schraube“ die Berufungs- bzw. Einstellungspolitik: 
„Gerade bei Neuberufenen und Neueinstellungen in 
der Verwaltung wird bereits im Bewerbungsprozess 
zunehmend auf fremdsprachliche Kompetenz geach-
tet bzw. es werden Anstrengungen unternommen, die 
Zahl internationaler Lehrstuhl- und Stelleninhaber zu 
erhöhen“ (Schriftliche Antwort HRK). Die HRK plädiert 
gleichzeitig für einen ganzheitlichen Ansatz, der nicht 
nur das englischsprachige Lehrangebot berücksichtigt, 
sondern auch die Hochschulverwaltung in den Inter-
nationalisierungsprozess mit einbezieht:
„Eine (stark) wachsende Zahl internationaler Stu-
dierender und Lehrender wird nur auf einem wahr-
haft internationalisierten Campus gut und gerne 
lernen, lehren und forschen. Dazu gehören nicht 
nur bilinguale Prozesse und Dokumente, sondern 
auch eine Offenheit aller Hochschulangehörigen 
gegenüber Mehrsprachigkeit. Eine gezielte Perso-
nalentwicklung über Weiterbildungsangebote (z. B. 
im fremdsprachlichen Bereich, aber auch über in-
terkulturelles Training) kann hier außerordent-
lich positive Effekte erzielen“ (Schriftliche Antwort 
HRK; siehe auch Wissenschaftsrat 2018: 83ff).
Jedoch wird die Erhöhung des englischsprachigen An-
gebotes auch nicht einseitig befürwortet, unter ande-
rem weil ein rein englischsprachiges Studium die sozi-
ale Integration von internationalen Studierenden und 
den späteren Übergang in den Beruf erschweren kann 
(siehe Kapitel 5.2). Einige Akteure empfehlen auch eine 
stärkere Kombination von englisch- und deutschspra-
chigen Angeboten bzw. die langsame Steigerung des 
Deutsch-Anteils im Verlauf des Studiums (siehe Kapi-
tel 6.4.2).
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Betreuung und Unterstützung6
6.1 Beratung und 
Unterstützung für 
Studierende im Alltag
Für die Orientierung, Beratung und Unterstützung im 
Alltag stehen internationalen Studierenden je nach 
Hochschule und Studiengang unterschiedliche und oft 
mehrere Akteure zur Verfügung. Hierzu gehört zum 
einen der DAAD, der insbesondere online und im Vor-
feld des Studiums eine wichtige Informationsquelle 
für internationale Studierende ist (siehe Kapitel 5.1). 
An den Hochschulen sind oft die International Offices 
bzw. die Akademischen Auslandsämter die ersten und 
wichtigsten Ansprechpartner. Weitere Angebote sind 
oft auf Fakultäts-, Instituts- oder Studiengangsebene 
angesiedelt. Auch die Studierendenwerke bieten Be-
ratung und Unterstützung an. Insgesamt gibt es in 
Deutschland 58 Studierenden- bzw. Studentenwerke 
(DSW o. J.). „Als hochschulunabhängige, gemeinnüt-
zige Organisationen fördern und unterstützen sie 
die rund 2,6 Millionen Studierenden in Deutschland“ 
(Schriftliche Antwort DSW). Die Studierenden- bzw. 
Studentenwerke sind für alle Studierenden zuständig, 
richten sich also nicht speziell an internationale oder 
ausländische Studierende. Sie betreiben unter ande-
rem Wohnheime, Mensen bzw. Cafeterien und Kin-
derbetreuungseinrichtungen, sind für die Bearbeitung 
von BAFöG-Anträgen zuständig und bieten soziale und 
psychologische Beratung für Studierende an. 
Wie die Unterstützung der Studierenden- und Stu-
dentenwerke konkret aussieht, hängt von den Gege-
benheiten vor Ort ab. Teilweise werden eigene Will-
kommens- und Informationsveranstaltungen für 
internationale Studierende organisiert. 
„18 Studentenwerke haben ein Servicepaket im An-
gebot, das u.a. Unterkunft, Verpflegung, Semester-
gebühren und Versicherungsleistungen enthält. Es 
erleichtert so Studienanfängern/innen die finanzi-
elle Planung ihres ersten Semesters. Da vor allem 
Studienanfänger/innen häufig noch nicht über 
umfassende Deutschkenntnisse verfügen, halten 
fast alle Studentenwerke ihr Informationsangebot 
in mehreren Sprachen bereit, z. T. wird in mehre-
ren Fremdsprachen beraten“ (Schriftliche Antwort 
DSW). 
Insbesondere in Wohnheimen gibt es oft zusätzliche 
Betreuungs- und Unterstützungsangebote: 
„In 45 Studentenwerken sind studentische Tuto-
ren/innen im Einsatz, um Kontaktmöglichkeiten 
zu schaffen, bei Konflikten zu vermitteln und den 
Kommilitonen/innen aus dem Ausland mit Rat und 
Tat zur Seite zu stehen. Die Tutorenprogramme der 
Studentenwerke leisten einen wesentlichen Beitrag 
zur erfolgreichen Integration von ausländischen 
Studierenden, auch gerade zu Beginn ihres Studi-
enaufenthalts, sie geben Orientierung in der Stadt 
und an der Hochschule. Die Tutoren/innen enga-
gieren sich auf Peer-to-Peer-Ebene zu alltagsprak-
tischen Fragen sowie als Vermittler zwischen den 
Kulturen, z.B. bei Sprachschwierigkeiten und büro-
kratischen Hürden“ (Schriftliche Antwort DSW).
Auch außerhalb der Wohnheime organisieren einige 
Studierenden- bzw. Studentenwerke Kontakt- und Pa-
tenprogramme zwischen internationalen und deut-
schen Studierenden oder auch zwischen internationa-
len Studiereden und Bürgerinnen und Bürgern aus der 
jeweiligen Region (Schriftliche Antwort DSW).
Das Deutsche Studentenwerk, der Dachverband der 
Studierenden- bzw. Studentenwerke in Deutschland, 
betreibt außerdem eine durch das BMBF geförderte 
Servicestelle Interkulturelle Kompetenz. Diese „unter-
stützt und fördert die Studentenwerke in ihrer Arbeit 
für internationale Studierende“ (Schriftliche Antwort 
DSW) unter anderem durch Schulungen, Fachtagun-
gen und Beratung der einzelnen Werke zur Weiterent-
wicklung ihrer Beratungs- und Serviceangebote (DSW 
2018c). 
6.2 Stipendien und weitere 
finanzielle Unterstützung
Neben eigenen finanziellen Mitteln und Erwerbstätig-
keit sind Stipendien für einige internationale Studie-
rende eine wichtige Finanzierungsquelle für das Stu-
dium in Deutschland (siehe auch Kapitel 3.1.7). Das 
Angebot an Stipendien lässt sich unterscheiden in 
staatlich und privat finanzierte Stipendien, in Stipen-
dien von deutschen Akteuren und von Akteuren des 
51Betreuung und Unterstützung
Herkunftslandes oder einem anderen Staat sowie nach 
Stipendien, die allen Studienfächern offen stehen und 
solchen, die sich an spezifische Fächergruppen richten. 
Neben Stipendien gibt es weitere Möglichkeiten, ein 
Studium an einer deutschen Hochschule zu finanzie-
ren, wie BAFöG und Studienkredite, die internationa-
len Studierenden jedoch teilweise nur eingeschränkt 
oder gar nicht offen stehen (vgl. Kapitel 6.2.3).
6.2.1 Stipendien speziell für internationale 
Studierende
Auf Bundesebene ist der DAAD der wichtigste Stipen-
diengeber für internationale Studierende. Die Stipen-
dien des DAAD sind zum überwiegenden Teil vom 
Auswärtigen Amt, also aus öffentlichen Mitteln finan-
ziert (DAAD 2018d). So wurden seit seiner Gründung 
im Jahr 1925 fast zwei Millionen junge Akademike-
rinnen und Akademiker im In- und Ausland geför-
dert (DAAD 2018f). In der Stipendiendatenbank des 
DAAD46 waren zum Stand Oktober 2018 129 Stipen-
dienprogramme des DAAD und 65 Stipendienpro-
gramme anderer Organisationen für einen Studien-
aufenthalt in Deutschland verzeichnet (Schriftliche 
Antwort DAAD). Hierin sind sowohl Stipendien für 
mehrjährige Studienaufenthalte als auch Stipen-
dien für Kurzaufenthalte (z. B. Sommerkurse) enthal-
ten. Grundsätzlich bietet der DAAD aber erst ab dem 
Master-Level Stipendien für internationale Studie-
rende an. „Eine Ausnahme bildet das Auslandsschul-
programm, bei dem Absolventinnen und Absolven-
ten deutscher Auslandsschulen für ein grundständiges 
Studium in Deutschland gefördert werden“ (Schrift-
liche Antwort DAAD). Die größten Stipendienpro-
gramme des DAAD richten sich nach dem Qualifikati-
onsniveau (z. B. Graduierte, Promovierende) und nicht 
an bestimmte Fächergruppen, Hochschularten oder 
Herkunftsländer, wenngleich das „Studienstipendium 
für Graduierte aller wissenschaftlichen Fächer“ über-
wiegend für Studierende aus Industrieländern angebo-
ten wird (Schriftliche Antwort DAAD). Ebenso gibt es 
ein Programm zur Promotionsförderung, das sich vor 
allem an Promovierende aus Entwicklungsländern47 
richtet, sowie Postgraduiertenstudiengänge, die durch 
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) finanziert werden 
und sich ebenfalls speziell an Graduierte aus Entwick-
lungs- und Schwellenländern richten (DAAD 2018e; 
46 Webseite der Stipendiendatenbank des DAAD: www.funding-
guide.de (21.11.2018). 
47 Gemäß der OECD-Liste von Ländern, die öffentliche Entwick-
lungsleistungen empfangen (DAC-Liste), siehe BMZ o. J.. 
für detaillierte Informationen siehe auch Deutscher 
Bundestag 2018c). 
Daneben bietet der DAAD aber auch eine Vielzahl an 
regional oder national fokussierten Programmen an, 
wovon jedoch ein großer Teil auch oder vollumfänglich 
durch ausländische Partner finanziert wird (Schrift-
liche Antwort DAAD). Diese Stipendien richten sich 
häufig an Studierende aus einem bestimmten Staat 
und sind teilweise auf bestimmte Fächer(gruppen) be-
schränkt. Stipendien von Akteuren des Herkunftslan-
des beinhalten oft die Verpflichtung, nach dem Stu-
dium wieder in das Herkunftsland zurückzukehren 
(SVR 2017a: 23). Für die Fächergruppe Mathematik/
Naturwissenschaften stehen mit 103 Programmen die 
meisten DAAD-Stipendienprogramme zur Verfügung, 
für Ingenieurwissenschaften 99 Stipendienprogram-
men (Schriftliche Antwort DAAD).48 Zusätzlich stellt 
der DAAD ausgewählten Hochschulen im Rahmen des 
STIBET-Programmes49 Mittel für die Betreuung von 
internationalen Studierenden und Forschenden, aber 
auch für Stipendien zur Verfügung (DAAD 2014a: 42). 
Neben dem DAAD gibt es weitere Organisationen, die 
Stipendien speziell für ausländische oder internatio-
nale Studierende anbieten. Zusätzlich zur Datenbank 
des DAAD bietet auch das BMBF eine Stipendienda-
tenbank an, die speziell nach Fördermöglichkeiten für 
ausländische Studierende durchsucht werden kann.50
Ein Beispiel für ein spezielles Stipendienprogramm 
auf Bundesland-Ebene ist das Baden-Württemberg-
Stipendium, mit dem aus Mitteln der gemeinnützigen 
Baden-Württemberg Stiftung Aufenthalte von bis zu 
11 Monaten von internationalen Studierenden in Ba-
den-Württemberg gefördert werden. Das Programm 
beinhaltet auch eine Komponente, die gezielt Studie-
rende aus Entwicklungsländern fördert, ein Programm 
für Berufstätige und Studierende der Filmakademie 
Baden-Württemberg sowie die Förderung von Aus-
landsaufenthalten von Studierenden an baden-würt-
tembergischen Hochschulen (Baden-Württemberg 
Stiftung o. J.).
Bayern bietet Stipendien für ausländische Studierende 
an bayerischen Hochschulen an, die nicht in der Lage 
48 Bei den genannten Zahlen handelt es sich nicht nur um Pro-
gramme, die sich ausschließlich an die jeweilige Fächergruppe 
richten, sondern um die Gesamtzahl an Programmen, die Stu-
dierenden der jeweiligen Fächergruppe zur Verfügung steht.
49 STIBET steht für kombiniertes Stipendien- und Betreuungspro-
gramm.
50 BMBF-Stipendiendatenbank speziell zu Fördermöglichkeiten 
für ausländische Studierende https://www.stipendienlotse.de/ 
(26.11.2018). 
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sind, ihren Studienaufenthalt aus eigenen Mitteln oder 
anderen Stipendien zu finanzieren und hat daneben 
ein eigenes Stipendienprogramm für Graduierte aus 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa (Bayerisches Staatsmi-
nisterium für Wissenschaft und Kunst 2018). 
6.2.2 Stipendien für Studierende allgemein
Eine Reihe an Stipendien richtet sich prinzipiell an alle 
Studierenden an deutschen Hochschulen. In einigen 
Fällen stehen diese Stipendien auch internationalen 
Studierenden offen.
Begabtenförderungswerke
Die Studienstipendien der Begabtenförderungswerke 
stehen internationalen Studierenden nur unter be-
stimmten Bedingungen offen. Bewerbungsberechtigt 
sind nur internationale Studierende, die die Voraus-
setzungen des § 8 BAFöG erfüllen, also die auch Aus-
bildungsförderung nach BAFöG beantragen könnten. 
Dies betrifft unter anderem ausländische Studierende 
mit einer Niederlassungserlaubnis, Ehe- und Le-
benspartnerinnen und –partner von Deutschen und 
EU-Bürgerinnen und –Bürgern sowie international 
Schutzberechtigte (siehe Kapitel 6.2.3).51
Deutschlandstipendium
Hochschulen können auch selbst Stipendien an Stu-
dierende vergeben. Ein bundesweites Programm, bei 
dem die Stipendien aber durch die teilnehmenden 
Hochschulen vergeben werden, ist das Deutschland-
stipendium. Das Stipendium wird zur Hälfte aus Mit-
teln des Bundes finanziert und zur anderen Hälfte aus 
privaten Mitteln (§ 11 StipG52). Die Förderhöhe beträgt 
in der Regel 300 Euro. Das Stipendium kann an alle 
Studierende, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit 
oder ihrem Aufenthaltsstatus vergeben werden. Aller-
dings können Studierende nicht gleichzeitig durch das 
Deutschlandstipendium und durch ein DAAD-Stipen-
dium gefördert werden (BMBF o. J.e). Die Bewerbung 
erfolgt nach der Einschreibung an der Hochschule, bei 
internationalen Studierenden also nach der Einreise.
51 Als international Schutzberechtigte gelten Personen, die als 
Asylberechtigte oder Flüchtlinge anerkannt sind oder denen 
subsidiärer Schutz zuerkannt wurde.
52 ‚Gesetz zur Schaffung eines nationalen Stipendienprogramms‘ 
vom 21. Juli 2010 (BGBl. I S. 957), zuletzt geändert durch Artikel 
74 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626).
6.2.3 Finanzierungsmöglichkeiten durch 
BAFöG und Studienkredite
Neben Stipendien gibt es weitere Möglichkeiten, ein 
Studium an einer deutschen Hochschule zu finanzie-
ren. In vielen Fällen stehen diese Möglichkeiten in-
ternationalen Studierenden jedoch nur eingeschränkt 
oder gar nicht offen. 
Bundesausbildungsförderungsgesetz – BaföG
Eine finanzielle Unterstützung durch BAFöG53 können 
in der Regel nur Drittstaatsangehörige erhalten, die 
sich schon seit Längerem in Deutschland aufhalten. 
Dies betrifft beispielsweise Personen mit einer Nieder-
lassungserlaubnis oder Ehe- oder Lebenspartnerinnen 
und -partner von Deutschen oder EU-Bürgerinnen und 
-Bürgern. Auch international Schutzberechtigte kön-
nen BAFöG erhalten.54 
Studienkredit
Einen Studienkredit der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW) können Drittstaatsangehörige nur erhal-
ten, wenn sie entweder Bildungsinländerinnen und 
Bildungsinländer sind oder wenn sie Ehe- oder Le-
benspartnerinnen und -partner von Deutschen, EU-
Bürgerinnen bzw. -Bürgern sind und mit diesen hier 
leben (KfW 2017). Weitere Bildungs- und Studienkre-
dite finden sich in einem Ranking des Centrums für 
Hochschulentwicklung (CHE; CHE 2018: 11). 
6.3 Unterstützung für 
Familienangehörige
In der 21. Sozialerhebung des Deutschen Studenten-
werks 2016 gaben 14 % der Bildungsausländerinnen 
und Bildungsausländer an, verheiratet zu sein bzw. 
in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft zu leben 
(Apolinarski/Brandt 2018: 36). Der Anteil der Studie-
renden in einer festen Partnerschaft ist damit mehr 
als doppelt so hoch als bei deutschen Studierenden 
und Bildungsinländerinnen und Bildungsinländern 
(6 %; Apolinarski/Brandt 2018: 36). „Der Anteil der in 
Deutschland studierenden Bildungsausländer(innen) 
mit Kindern liegt bei sieben Prozent und ist damit 
nur unwesentlich höher als der betreffende Anteil der 
53 Bundesgesetz über individuelle Förderung der Ausbildung (Bun-
desausbildungsförderungsgesetz - BAföG).
54 Zu den genauen Voraussetzungen siehe § 8 BAFöG. 
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Deutschen und Bildungsinländer(innen) von sechs Pro-
zent“ (Apolinarski/Brandt 2018: 37).
Nachgezogene Ehegatten und Lebenspartnerinnen 
oder -partner von internationalen Studierenden haben 
in einigen Fällen Anspruch auf die Teilnahme an einem 
Integrationskurs (siehe Kapitel 4.5). Auch ohne An-
spruch ist eine Teilnahme möglich, wenn ein Kursplatz 
verfügbar ist (§ 44 Abs. 4 Satz 1 AufenthG). Auch kön-
nen sie wie alle (neu) zugewanderten Personen die Mi-
grationsberatung für Erwachsene (MBE) in Anspruch 
nehmen (Grote 2017: 43). Staatliche Leistungen für 
Eltern wie Kindergeld und Elterngeld stehen interna-
tionalen Studierenden, die sich mit einer Aufenthalts-
erlaubnis zum Zweck des Studiums in Deutschland 
aufhalten, nicht zur Verfügung. Drittstaatsangehörige 
können Elterngeld nur erhalten, wenn sie „sich vor-
aussichtlich dauerhaft in Deutschland aufhalten und 
hier arbeiten dürfen“ (BMFSFJ 2018; § 1 Abs. 7 Nr. 2 
lit. a Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz). Auch 
der Bezug von Kindergeld ist für Drittstaatsangehöri-
gen mit einer Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken 
nicht möglich (§ 62 Abs. 2 Einkommenssteuergesetz). 
Weitere Unterstützung insbesondere für Studierende 
mit Kind bieten die Studierendenwerke und Studen-
tenwerke. „Bundesweit betreiben die Studentenwerke 
rd. 220 Kinderbetreuungsangebote mit rd. 8.850 Plät-
zen, davon 4.700 für Kinder unter drei Jahren. Darüber 
hinaus bieten viele Studentenwerke Kinderbetreuung 
außerhalb der Regelzeit sowie flexible Kurzzeitbetreu-
ung an. Daneben leisten die Studentenwerke mit einer 
Vielfalt an Service- und Beratungsleistungen einen 
umfangreichen Beitrag zu einer familienfreundlichen 
Hochschule und chancengleichem Studium für stu-
dierende Eltern. Dazu gehören u.a. spezielle Wohn-
raumangebote, Vernetzungs- und Freizeitangebote, 
Spiel-, Wickel-, und Stillräume, Kinderausstattung 
bzw. Spielecken in der Mensa, vergünstigtes/kostenlo-
ses Mittagessen für Kinder von Studierenden, Begrü-
ßungsgeld für Neugeborene sowie weitere finanzielle 
und materielle Unterstützung. Viele Studentenwerke 
führen zudem Informationsveranstaltungen durch und 
bieten spezialisierte Beratung an“ (Schriftliche Antwort 
DSW).
Internationale Studierende, die für mindestens sechs 
Monate durch ein Stipendium des DAAD gefördert 
werden, erhalten auch Unterstützung für ihre Famili-
enangehörigen: „Ehepartner und Kinder werden auch 
in die DAAD-Gruppenversicherung55 aufgenommen; 
55 Hierbei handelt es sich um eine kombinierte Kranken-, Unfall- 
und Privathaftpflichtversicherung, die Bestandteil des DAAD-
Stipendiums ist (DAAD o. J.a). 
für Ehepartner wird monatlich ein Verheiratetenzu-
schlag gezahlt; des Weiteren kann ein Deutschkurs, 
den ein Ehepartner belegt, durch den DAAD bezu-
schusst werden. Für Kinder der Stipendiaten wer-
den monatliche Kinderzuschläge gezahlt, wenn kein 
Anspruch auf staatliches Kindergeld besteht. Je nach 
Miethöhe gewährt der DAAD zudem monatliche Miet-
beihilfen; für Stipendiaten mit Ehepartner und/oder 
Kindern in Deutschland ist die Beantragung an allen 
Studienorten möglich (für Stipendiaten ohne beglei-
tende Familie nur in bestimmten Städten). Die ge-
nannten Leistungen stehen allen DAAD-Langzeitsti-
pendiaten (mehr als sechs Monate) offen – unabhängig 
vom Status (Studierende, Doktoranden, Postdocs etc.)“ 
(Schriftliche Antwort DAAD).
6.4 Herausforderungen und 
bewährte Maßnahmen für 
den Studienerfolg und bei 
der Betreuung
6.4.1 Herausforderungen 
Die Abbruchquote liegt bei ausländischen Studieren-
den deutlich höher als bei Studierenden mit deutscher 
Staatsangehörigkeit (DAAD7DZHW 2018a: 66). Die 
Gründe hierfür können vielfältig sein; die insgesamt 
höhere Quote deutet jedoch darauf hin, dass ausländi-
sche Studierende tendenziell vor einer Reihe an Her-
ausforderungen in mehreren Bereichen stehen. 
Wohnungssuche und Finanzierung
Zu den wichtigsten Herausforderungen für interna-
tionale Studierende nach ihrer Ankunft gehören die 
Wohnungssuche und die Finanzierung des Aufenthal-
tes (Schriftliche Antwort DSW). Laut der 21. Sozialer-
hebung des Deutschen Studentenwerkes hatten ledige 
ausländische Studierende, die sich für das gesamte 
Studium in Deutschland aufhielten, im Jahr 2016 pro 
Monat durchschnittlich 776 Euro zur Verfügung (Apo-
linarski/Brandt 2018: 41) und somit „140 Euro/Monat 
weniger als einheimische Studierende“ (Schriftliche 
Antwort DSW). 
Schwierigkeiten beim Suchen und Finden von bezahl-
barem Wohnraum ergeben sich für alle Studierende, 
insbesondere in größeren Städten und Ballungsgebie-
ten. Für internationale Studierende, die oft erst zum 
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Studium nach Deutschland einreisen, ist es aber umso 
schwieriger, auf dem privaten Wohnungsmarkt oder in 
einem Wohnheim ein Zimmer zu bekommen (Wissen-
schaftsrat 2016: 69). 
Deutsche Sprache
Daneben können für internationale Studierende die an 
deutschen Hochschulen verbreitete „deutlich selbstän-
digere Art des Studierens“ als an Hochschulen in vie-
len der wichtigsten Herkunftsländer (SVR 2017a: 22) 
und auch das Erlernen und Beherrschen der deutschen 
Sprache eine Herausforderung sein:
„Es ist zu beobachten, dass eine nicht geringe 
Zahl an Bewerberinnen und Bewerbern nicht in 
der Lage ist, das in der Prüfungsvorbereitung er-
reichte Sprachniveau während des Studiums dau-
erhaft zu halten. Hier können Hochschulen mit 
Hilfe von zielgruppengerechten Sprachkursen 
(Fachsprache) wertvolle Unterstützung leisten. […] 
Auch ist festzustellen, dass das für einen Studie-
nerfolg erforderliche Niveau an Sprachkompetenz 
im Deutschen von Lehrenden z. T. erheblich un-
terschätzt wird. Dies ist gerade in den Natur- und 
Ingenieurswissen schaften zu beobachten, da Spra-
che hier vermeintlich eine geringere Rolle spielt. 
Häufig gelingt es internationalen Studierenden 
nicht, zu Studienbeginn bestehende sprach liche 
Defizite im Verlauf des Studiums auszugleichen, 
sodass mangelnde Sprachkompetenz als einer der 
zentralen Gründe für die hohen Studienabbruch-
quoten bei internationalen Studieren den zu nen-
nen ist. In Anerkennung der Tatsache, dass die Er-
langung angemessener Sprachkompe tenz für ein 
wissenschaftliches Studium einen ‚full-time job‘ 
darstellt, der sich nicht ‚nebenbei‘ erledigen lässt, 
ist es hier an den Leiterinnen und Leitern einzelner 
Studiengänge, über die Zulassungsvoraussetzung 
ein angemessenes Sprachniveau bereits vor Stu-
dienbeginn sicherzustellen“ (Schriftliche Antwort 
HRK).
Unterstützungs- und Beratungsangeboten
Weiterhin ergeben sich Herausforderungen bei den 
Unterstützungs- und Beratungsangeboten vor Ort. 
Eine Studie im Auftrag von GATE-Germany sieht Raum 
für Verbesserungen bei der Unterstützung der Woh-
nungssuche, aber auch bei konkreten Ankunftshil-
fen wie z. B. der Abholung am Flughafen (Ripmees-
ter 2017: 5). Auch nehmen internationale Studierende 
bestehende Beratungs- und Unterstützungsangebote 
häufig nicht wahr. „Oft bitten sie erst dann um Infor-
mationen oder Hilfe, wenn bereits ein gravierendes 
Problem vorliegt“ (SVR 2017a: 24) oder „suchen nach 
den Erfahrungen des Beratungspersonals eher kurz-
fristig Hilfe, z. B. zur Vorbereitung auf eine bevorste-
hende Prüfung oder Hausarbeit. Für eine nachhaltige 
Verbesserung der Lern- und Arbeitstechniken ist das 
kaum geeignet“ (SVR 2017a: 24). „Diese selektive Nut-
zung könnte damit zusammenhängen, dass internatio-
nale Studierende sich von den Beratungs- und Betreu-
ungsangeboten ihrer Hochschule nicht angesprochen 
fühlen, etwa weil diese unregelmäßig stattfinden oder 
nicht hinreichend angekündigt werden. Womöglich 
verfügen die Hochschulen auch nicht über genug ent-
sprechend geschultes Personal, um auf die speziellen 
Schwierigkeiten einzugehen, vor denen internationale 
Studierende stehen“ (SVR 2017a: 25). 
Die Angebote für internationale Studierende sind 
zudem häufig nicht ausreichend ausgestattet, um eine 
individuelle Betreuung zu gewährleisten. Dies ist nach 
Ansicht der HRK unter anderem auf die zum Teil pre-
käre finanzielle Ausstattung der entsprechenden un-
terstützenden Einheiten innerhalb der Hochschulen, 
zum Beispiel von International Offices oder Welcome 
Centern zurückzuführen (Hintergrundgespräch HRK).
Aufenthaltsrechtliche Situation
Schließlich ist die aufenthaltsrechtliche Situation und 
die Praxis der Ausländerbehörden nicht nur eine Her-
ausforderung für die Anwerbung, sondern auch für die 
Betreuung und den Aufenthalt internationaler Stu-
dierender. „Viele internationale Studierende […] sehen 
Ausländerbehörden vor allem als einen Ort, an dem 
sich ihr Traum vom Studium plötzlich in Luft auflösen 
könnte. Selbst Studierende mit guten Deutschkennt-
nissen, die erfolgreich ihre Prüfungen ablegen und 
genügend Geld auf dem Konto haben, berichten von 
großem Unbehagen, wenn sie an ihren nächsten Ver-
längerungstermin denken“ (SVR 2017a: 24). Die Unsi-
cherheit ist oft auch mit einer mangelnden Kenntnis 
der rechtlichen Situation und der Rechte und Pflich-
ten von internationalen Studierenden verbunden (SVR 
2017a: 24).
Soziale Netzwerke
Nicht zuletzt ist die bloße Tatsache, in einem oft 
wenig vertrauten Land und häufig (zumindest zu Be-
ginn) ohne vorhandenes soziales Netzwerk zu studie-
ren, eine große Herausforderung für viele internatio-
nale Studierende (vgl. SVR 2017a: 21). Vielen fällt es 
schwer, Kontakt zu deutschen Kommilitoninnen und 
Kommilitonen zu finden (Wissenschaftsrat 2016: 68).
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6.4.2 Bewährte Maßnahmen
In Bezug auf die sprachlichen Herausforderungen kön-
nen insbesondere die studienvorbereitenden Maßnah-
men wie Studienkollegs, Sprachkurse und vor allem 
auch die Initiativen im Herkunftsland, wie etwa die 
Studienbrücken, genannt werden (siehe auch Kapi-
tel 5.3). Auch zielgruppengerechte Sprachkurse wäh-
rend des Studiums, die vor allem auf die jeweilige 
Fachsprache ausgerichtet sind, können es Studieren-
den erleichtern, das Studium in einer Fremdsprache 
erfolgreich zu absolvieren (Schriftliche Antwort HRK). 
„Idealerweise werden diese Sprachangebote fest in 
die entsprechenden Curricula integriert und kreditiert“ 
und somit für die Studierenden verpflichtend gemacht, 
da sie sonst häufig nicht wahrgenommen werden 
(Schriftliche Antwort HRK; Schriftliche Antwort DAAD; 
vgl. auch Geis 2017: 97). Weiterhin wird die schritt-
weise Erhöhung des Anteils an deutschsprachigen 
Veranstaltungen in Studiengängen als eine gute Mög-
lichkeit gesehen, die deutschen Sprachkenntnisse in-
ternationaler Studierender zu verbessern und sie somit 
auch schrittweise auf einen Einstieg in das Erwerbsle-
ben in Deutschland vorzubereiten (SVR 2017a: 29).
Die Herausforderungen in Bezug auf die aufenthalts-
rechtliche Unsicherheit werden in einigen Städten und 
Hochschulen insbesondere durch Kooperationen zwi-
schen Hochschulen und Ausländerbehörden versucht 
zu beheben (siehe Kapitel 4.4). Auch eine transparente 
Handhabung der Erteilung und Verlängerung von Auf-
enthaltstiteln können zur Informiertheit der Studie-
renden über ihre aufenthaltsrechtliche Situation und 
zur Vermeidung von Härtefällen oder Missverständnis-
sen beitragen.
In Bezug auf den Studienerfolg werden eine gute Vor-
bereitung und die möglichst genaue Information über 
die Studienbedingungen in Deutschland bereits im 
Vorfeld des Studiums als Maßnahmen genannt und 
empfohlen. Angebote und Anforderungen wie der 
Studierfähigkeitstest TestAS oder andere Selbst-Ein-
schätzung-Möglichkeiten können hilfreich für Studie-
rende sein, da sie es ihnen schon in der Vorbereitung 
ermöglichen, eine Orientierung über die Anforderun-
gen eines Studiums in Deutschland zu bekommen (vgl. 
SVR 2017a: 29; DAAD/DZHW 2018a: 74). Für gut ab-
gestimmte und umfassende Informationen für Studie-
rende bereits vor der Einreise bedarf es laut dem Deut-
schen Studentenwerk einer guten Kommunikation 
zwischen den Hochschulen, den Studierenden- bzw. 
Studentenwerken und den deutsche Außenvertretun-
gen (Schriftliche Antwort DSW). 
Auch die bessere Ausstattung der Betreuungsangebote 
durch Hochschulen durch Programme wie STIBET 
(Kapitel 6.2.1) oder eine dauerhafte Finanzierung, er-
höht ihre Effektivität und ihren Nutzen für internatio-
nale Studierende. Laut dem Deutschen Studentenwerk 
sollten Beratungsangebote kostenfrei und interkul-
turell sensibel ausgestaltet sein (Schriftliche Antwort 
DSW). Weiterhin wird gefordert, dass nicht (nur) spe-
zielle Beratungsangebote für internationale Studie-
rende geschaffen werden, sondern dass die regulären 
Beratungsangebote ausgebaut und so gestaltet wer-
den sollten, dass sie sich stärker auch an den Bedar-
fen internationaler Studierender orientieren (vgl. SVR 
2017a: 27). Einen wichtigen Beitrag leisten hier aus 
Sicht des Deutschen Studentenwerks auch Tutoren- 
oder Buddyprogramme sowie Begegnungszentren, die 
für internationale Studierende als Anlaufstelle dienen 
und gleichzeitig Anschluss zu anderen Studierenden, 
zum Beispiel auch durch Freizeitaktivitäten, anbieten 
und ermöglichen (Schriftliche Antwort DSW).
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Internationale Studierende werden zunehmend als zu-
künftige Fachkräfte für den deutschen Arbeitsmarkt 
gesehen (vgl. BMI 2018: 10; SVR 2015; Anger/Plünne-
cke/Schüler 2018: 44-45; Wissenschaftsrat 2016: 105). 
Insbesondere Großunternehmen an Standorten von 
Hochschulen besetzen Stellen teilweise aktiv mit in-
ternationalen Absolventinnen und Absolventen (SVR 
2015: 32). Das Potenzial von internationalen Studie-
renden als Fachkräfte wird auch deshalb als bedeutend 
angesehen, weil der Anteil der naturwissenschaftlichen 
und ingenieurswissenschaftlichen Studienfächer bei 
internationalen Studierenden besonders groß ist (siehe 
Kapitel 3.1.4) und der Bedarf an Arbeitskräften in die-
sen Bereichen als hoch angesehen wird (SVR 2015: 6; 
Anger/Plünnecke/Schüler 2018: 44-45). Gleichzeitig 
nehmen internationale Studierende beim Übergang in 
das Berufsleben in Deutschland häufig größere Her-
ausforderungen wahr als deutsche Studierende bzw. 
Bildungsinländerinnen oder -inländer (SVR 2015: 19). 
Rechtlicher Rahmen und 
Maßnahmen zur Bindung 
7
7.1 Rechtliche Voraussetzungen 
für den weiteren Aufenthalt 
nach Studienabschluss
2005 wurde mit dem Zuwanderungsgesetz erstmals 
die Möglichkeit für Absolventinnen und Absolventen 
deutscher Hochschulen eingeführt, nach dem Studie-
nabschluss zur Suche eines Arbeitsplatzes in Deutsch-
land zu bleiben oder direkt in einen Aufenthaltstitel 
zum Zweck der Erwerbstätigkeit zu wechseln (vgl. § 16 
Abs. 5 AufenthG; Hanganu/Heß 2014: 35). Die Blei-
bemöglichkeiten nach dem Abschluss wurden in den 
Folgejahren erweitert, in dem die Höchstdauer der 
Arbeitsplatzsuche auf 18 Monate verlängert und ein 
Rechtsanspruch auf den Aufenthalt zur Arbeitssuche 
eingeführt wurde. Abbildung 8 gibt einen Überblick 
über die Aufenthaltsmöglichkeiten nach dem Studium, 
die im Folgenden genauer beschrieben werden.
Abbildung 8:  Möglichkeiten des weiteren Aufenthalts nach dem Studium
Erfolgreicher Abschluss 
des Studiums
 ▪ Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche für bis zu 18 Monate
 ▪ Wechsel zu einem anderen Aufenthaltstitel (Beschäftigung, familiäre Gründe)
 ▪ Niederlassungserlaubnis nach zwei Jahren bei Beschäftigung, die dem Ab-
schluss entspricht
Studium  
nicht erfolgreich  
beendet
 ▪ Gegebenenfalls Wechsel in einen Aufenthaltstitel zur betrieblichen Ausbildung
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7.1.1 Aufenthaltsrecht nach erfolgreichem 
Abschluss
Aufenthalt zur Arbeitssuche und Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit
Nach dem erfolgreichen Abschluss des Studiums 
haben Absolventinnen und Absolventen die Möglich-
keit, für bis zu 18 Monate eine Aufenthaltserlaubnis zu 
erhalten, um eine ihrem Abschluss angemessene Be-
schäftigung zu finden (§ 16 Abs. 5 Satz 1 AufenthG). 
Wenn Sie innerhalb dieser Zeit einen Arbeitsplatz fin-
den oder sich selbstständig machen, kann ihnen dafür 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn die Vo-
raussetzungen der jeweils angestrebten Aufenthaltser-
laubnis erfüllt sind.56 Bei der Aufnahme einer Beschäf-
tigung ist keine Zustimmung durch die Bundesagentur 
für Arbeit nötig (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 BeschV). Was eine 
„angemessene Erwerbstätigkeit“ ist, ist gesetzlich 
nicht näher definiert. Erforderlich ist hier „eine umfas-
sende Würdigung des Einzelfalles unter Berücksichti-
gung insbesondere der Vergütung der Erwerbstätig-
keit und der Eingliederung des Arbeitsplatzes“ (Fleuß 
2018: AufenthG § 16 Rn. 59). Für Absolventinnen und 
Absolventen, die sich nach dem Studium selbstständig 
machen wollen, gelten günstigere Bestimmungen für 
die Erteilung eines Aufenthaltstitels im Vergleich zu 
anderen selbstständigen Drittstaatsangehörigen (§ 21 
Abs. 2a Satz 1 AufenthG). Die beabsichtigte Tätigkeit 
muss aber im Zusammenhang mit den im Studium 
erworbenen Kenntnissen stehen (§ 21 Abs. 2a Satz 2 
AufenthG).
Während der 18 Monate dürfen Absolventinnen und 
Absolventen jede Art von Erwerbstätigkeit ausüben 
(§ 16 Abs. 5 Satz 2 AufenthG). Wenn nach Ablauf der 
18 Monate kein angemessener Arbeitsplatz gefun-
den wurde, kann die Aufenthaltserlaubnis nicht weiter 
verlängert werden. Ein weiterer Aufenthaltstitel kann 
dann in der Regel nur erteilt werden, wenn darauf ein 
Anspruch besteht (§ 5 Abs. 2 Satz 2 AufenthG). An-
sonsten muss die betreffende Person zunächst aus-
reisen und kann dann von ihrem Herkunftsstaat oder 
einem anderen Staat aus wieder ein Visum beantragen, 
wenn die Voraussetzungen für einen Aufenthaltstitel 
vorliegen (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 1 AufenthG). 
56 In Frage kommen Aufenthaltstitel nach den §§ 18, 19, 19a, 20 
und 21 AufenthG.
Niederlassungserlaubnis und Einbürgerung
Absolventinnen und Absolventen deutscher Hoch-
schulen, die anschließend in Deutschland arbeiten, 
können schneller eine Niederlassungserlaubnis und 
damit einen unbefristeten Aufenthaltstitel bekom-
men: Hierfür müssen sie zwei Jahre lang in einer dem 
Abschluss angemessenen Erwerbstätigkeit (Anstel-
lung oder Selbständigkeit, § 21 AufenthG) gearbeitet 
und eine entsprechende Aufenthaltserlaubnis gehabt 
haben, wobei die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der 
Forschung (§ 20 AufenthG) hiervon ausgenommen ist. 
Auch müssen sie 24 Monate lang Beiträge zur gesetz-
lichen Rentenversicherung geleistet haben (§ 18b Auf-
enthG). In anderen Fällen wird die Zeit des Studiums 
zur Hälfte auf die Aufenthaltszeit angerechnet, die zur 
Erlangung einer Niederlassungserlaubnis erforderlich 
ist (§ 9 Abs. 4 Nr. 3 AufenthG). 
In besonderen Fällen kann eine Niederlassungserlaub-
nis auch mit deutlich kürzerer oder auch ohne Vorauf-
enthaltszeit erteilt werden, wenn es sich um Hoch-
qualifizierte nach § 19 AufenthG handelt, worunter 
beispielsweise Personen fallen, die über besondere 
fachlichen Kenntnisse verfügen, Lehrpersonen oder 
wissenschaftliche Mitarbeitende in herausgehobener 
Funktion sind.
Eine Einbürgerung ist für Absolventinnen und Absol-
venten – unter weiteren Voraussetzungen – grund-
sätzlich nach acht Jahren rechtmäßigem und gewöhn-
lichem Aufenthalt in Deutschland möglich (§ 10 Abs. 1 
Satz 1 Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG)). Bei erfolg-
reichem Bestehen eines Integrationskurses und ent-
sprechender Bescheinigung des BAMF wird die Frist 
auf sieben Jahre verkürzt (§ 10 Abs. 3 Satz 1 StAG). Bei 
Vorliegen besonderer Integrationsleistungen, insbe-
sondere beim Nachweis von Sprachkenntnissen, die 
über ‚ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache‘ 
hinausgehen, kann die Frist zudem auf sechs Jahre ver-
kürzt werden (§ 10 Abs. 3 Satz 2 StAG). 
Unter „gewöhnlichem Aufenthalt“ ist nach Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG) zu 
verstehen, dass eine Person „nicht nur vorübergehend, 
sondern auf unabsehbare Zeit hier lebt, so dass eine 
Beendigung des Aufenthalts ungewiss ist“ (Dienelt 
2016). In einem Urteil von 2016 stellte das BVerwG 
fest, dass auch ein Aufenthalt zum Studium einen sol-
chen gewöhnlichen Aufenthalt begründen kann, wenn 
dadurch „bei retrospektiver Betrachtung ein Zugang 
zu einer dauerhaften Aufenthaltsposition eröffnet 
worden ist“ (BVerwG 1 C 9.15, Urteil vom 26.04.2016). 
Wenn eine Absolventin oder ein Absolvent also nach 
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Studienabschluss in Deutschland bleibt und hier sei-
nen Lebensmittelpunkt hat, kann das Studium zur Be-
rechnung der nötigen Aufenthaltsdauer zur Einbürge-
rung berücksichtigt werden.
7.1.2 Aufenthaltsrecht nach Abbruch des 
Studiums
Wenn internationale Studierende ihr Studium in 
Deutschland abbrechen, können sie unter Umstän-
den eine betriebliche Ausbildung aufnehmen und 
dafür einen weiteren Aufenthaltstitel erhalten (§ 16 
Abs. 4 Satz 2 AufenthG). Voraussetzung dafür ist, dass 
die Ausbildung in einem Engpassberuf erfolgt (Fleuß 
2018: AufenthG § 16 Rn. 49). Die Engpassberufe veröf-
fentlicht die Bundesagentur für Arbeit in ihrer soge-
nannten Positivliste, die regelmäßig aktualisiert wird.57 
Zusätzlich müssen die Bedingungen für die Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betriebli-
chen Ausbildung erfüllt sein (§ 17 AufenthG). 
Außer für eine Ausbildung kann ein Aufenthaltstitel 
nach Studienabbruch nur erteilt werden, wenn ein An-
spruch darauf besteht (siehe oben; zum Wechsel des 
Studienfaches siehe Kapitel 4.2).




Die Bleibeabsicht von internationalen Studieren-
den wird als vergleichsweise hoch eingeschätzt: Einer 
Studie des SVR und der Migration Policy Group aus 
dem Jahr 2012 zufolge hatten circa 80 % der befrag-
ten internationalen Master-Studierenden die Absicht, 
nach dem Studium „zumindest zeitweise im Land zu 
bleiben, um Arbeitserfahrungen zu sammeln“ (SVR 
2015: 12; SVR 2012: 37). Die Bleibeabsicht war auch im 
Vergleich mit internationalen Studierenden in ande-
ren Staaten hoch (SVR 2012: 37). Für die Bleibeabsicht 
von Studierenden in Deutschland waren demnach 
die Aussichten auf dem Arbeitsmarkt, der Wunsch, in 
Deutschland internationale Berufserfahrung zu sam-
meln, die Lebensqualität und die Bildungsmöglich-
keiten, finanzielle Gründe wie das (erwartete) Ein-
57 Die aktuelle Liste der Engpassberufe in Deutschland kann auf 
der Webseite der BA abgerufen werden. 
kommen, aber auch die Möglichkeit innerhalb der EU 
mobil zu sein, die Chancen auf einen Aufenthaltstitel 
und die Verbundenheit mit dem Aufenthaltsort rele-
vant (SVR 2012: 39).
Eine Studie des BAMF-Forschungszentrums aus dem 
Jahr 2014 berechnete zum Stichtag 30. September 
2013 eine Bleibequote von fast 56 % bei ehemaligen 
internationalen Studierenden, die zwischen 2005 und 
dem 1. Oktober 2012 einen Aufenthaltstitel zu Studi-
enzwecken innehatten (Hanganu/Heß 2014: 49). Diese 
Berechnung basierte auf Daten des Ausländerzent-
ralregisters (AZR), aus denen nicht hervorgeht, ob es 
sich bei den ehemaligen Studierenden um Personen 
handelt, die ihr Studium in Deutschland auch abge-
schlossen haben (Hanganu 2015: 3; für eine Übersicht 
zu weiteren Berechnungen der Bleibequote siehe SVR 
2015: 20). Beim Verbleib internationaler Absolventin-
nen und Absolventen zeichnen sich auch Unterschiede 
zwischen den Bundesländern ab: Während 2012 in 
den Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Ber-
lin, Hamburg und Hessen der Anteil58 der internatio-
nalen Absolventinnen und Absolventen höher war als 
der der internationalen Studierenden, war dies in Nie-
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, dem Saarland, 
in Thüringen und in Sachsen-Anhalt umgekehrt (SVR 
2015: 35). Grund für diese Unterschiede können die 
Möglichkeiten am Arbeitsmarkt in den jeweiligen Re-
gionen und Bundesländern sein, aber auch die emp-
fundenen Unterschiede in der Lebensqualität oder Of-
fenheit der Studien- und Arbeitsorte:
„Ein Grund für diese Binnenmigration könnte 
neben wirtschaftlichen Opportunitäten auch der 
Wunsch nach einem interkulturell offenen Um-
feld sein, das in den neuen Bundesländern nur in 
einigen Ballungsgebieten vorzufinden ist. Interna-
tionale Studierende in den ostdeutschen Ländern 
berichten punktuell, dass sie sich als ‚Außenseiter‘ 
fühlen oder aufgrund ihrer Herkunft direkt diskri-
miniert werden“ (Dömling 2013b: 474; nach SVR 
2015: 35).
58 Hier ist der Anteil an allen im jeweiligen Bundesland lebenden 
internationalen Studierenden bzw. an allen im jeweiligen Bun-
desland lebenden internationalen Absolventinnen und Absol-
venten gemeint (SVR 2015: 35). 
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7.3 Maßnahmen und 
Initiativen zum Übergang 
in den Arbeitsmarkt
7.3.1 Maßnahmen von Hochschulen
An den Hochschulen sind in der Regel die Internati-
onal Offices und bzw. oder die Career Services An-
sprechpartner für internationale Studierende bei der 
Vorbereitung des Übergangs in den Arbeitsmarkt. 
Teilweise bieten auch die einzelnen Fakultäten oder 
Institute spezielle Trainings, Beratungen oder Infor-
mationen an (SVR 2015: 31). Für eine Studie des SVR 
aus dem Jahr 2015 wurden die International Offices 
und Career Services von 116 staatlichen Hochschu-
len in Deutschland zu ihren Unterstützungsangeboten 
für internationale Studierende befragt (SVR 2015: 24). 
Dabei gab etwa ein Viertel der Hochschulen an, dass 
der Berufseinstieg von internationalen Studierenden 
Teil der Internationalisierungsstrategie der Hochschule 
sei (SVR 2015: 30). Dies zeigt, dass die Strategien der 
Hochschulen häufig den Berufseinstieg von Studie-
renden nicht systematisch mit einbeziehen (siehe auch 
Kapitel 2.2.4). Entsprechend hat die Integration von in-
ternationalen Absolventinnen und Absolventen in den 
Arbeitsmarkt laut einer Befragung des Stifterverban-
des für Hochschulleitungen eine geringere Wichtigkeit 
als andere Maßnahmen der Internationalisierung, die 
direkter auf das Studium bezogen sind (Stifterverband 
für die Deutsche Wissenschaft 2014: 31). „Hochschu-
len, die den Berufseinstieg als einen Teil der Ausbil-
dungserfahrung in Deutschland ansehen und dies in 
ihrer Internationalisierungsstrategie explizit formu-
lieren, stellen deutlich öfter Spezialangebote bereit 
(80 %) als Hochschulen, die dies nicht tun (55 %)“ (SVR 
2015: 28). Bei der Befragung durch den SVR gab etwa 
ein Drittel der International Offices an, „den Berufs-
einstieg internationaler Studierender, z. B. über Infor-
mationsveranstaltungen zum deutschen Arbeitsmarkt 
und zu den rechtlichen Bleibemöglichkeiten“ zu unter-
stützen (SVR 2015: 26; siehe auch CSND 2015: 46). Zu 
Beginn des Studiums bietet etwa die Hälfte der Career 
Services an Hochschulen Studierenden Unterstützung 
an (SVR 2015: 26). Mit 80 % bietet die große Mehrheit 
der Career Services Studierenden auch nach dem Ab-
schluss noch „Bewerbungstrainings, Netzwerkveran-
staltungen und andere […] Unterstützungsangebote 
[…]“ an (SVR 2015: 27). Dies beinhaltet sowohl Ange-
bote speziell für internationale oder ausländische Stu-
dierende als auch Angebote, die sich an alle Studieren-
den richten. Zu den laut SVR am häufigsten genannten 
Spezialangeboten für den Berufseinstieg von interna-
tionalen Studierenden an Hochschulen zählen Bewer-
bungstrainings, Informationen zum deutschen Arbeits-
markt und Karriereberatungen (SVR 2015: 29).
7.3.2 Maßnahmen der Bundesagentur für 
Arbeit und kommunaler Akteure
Neben den Hochschulen bieten auch die Arbeitsagen-
turen oder weitere Akteure Informationen und Unter-
stützung zum Berufseinstieg für internationale Stu-
dierende an. Hier variiert das Angebot jedoch je nach 
Hochschule und konkretem Standort.
Die Bundesagentur für Arbeit sowie Stadtverwaltun-
gen und ihre Ausländerbehörden „unterstützen […] 
aktiv den Bleibewunsch, den viele internationale Ab-
solventen äußern“ (SVR 2015: 33). Die örtlichen Ar-
beitsagenturen bieten oft spezielle Beratung für Hoch-
schulabsolventinnen und -absolventen an. In einigen 
Fällen besteht auch ein spezifisches Angebot für in-
ternationale Studierende durch speziell geschulte Be-
raterinnen und Berater oder eine Kooperation mit den 
Career Services der Hochschulen (BMWi o. J.; SVR 
2015: 34). 
In vielen Fällen bieten Projekte mit spezieller För-
derung die Basis für Angebote durch Kommunen 
oder durch eine Kooperation von Kommune, Hoch-
schule und Arbeitgebern in der Region (vgl. auch SVR 
2015: 33).
7.3.3 Maßnahmen von Unternehmen
Unternehmen bemühen sich häufig auch selbst um 
Absolventinnen und Absolventen der Hochschulen in 
ihrer Nähe. Dabei sind Großunternehmen jedoch deut-
lich häufiger aktiv als mittlere und kleine Unterneh-
men, für die internationale Studierende „durchweg 
sehr selten Teil der betrieblichen Personalplanung“ 
sind (SVR 2015: 36). Gleichzeitig können Unterschiede 
zwischen Bundesländern festgestellt werden:
„In vielen bayerischen und baden-württembergi-
schen Großunternehmen und mittelgroßen Betrie-
ben ist die Einstellung internationaler Absolventen 
für die Personalabteilungen mittlerweile Routine. 
Die großen Arbeitgeber rekrutieren internationale 
Hochqualifizierte bereits an zwei Drittel der süd-
deutschen Hochschulstandorte, und auch die mit-
telgroßen Unternehmen mit 50 bis 250 Mitarbei-
tern sind mehrheitlich aktiv“ (SVR 2015: 36). 
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7.4 Alumni-Initiativen
Ob und inwiefern Hochschulen Studierende auch nach 
ihrem Abschluss einbinden und unterstützen, ist je 
nach Hochschule unterschiedlich. Der SVR-Befragung 
von 2015 zufolge pflegen 64 % der Career Services 
an Hochschulen „keinen Kontakt zu internationalen 
Alumni oder nutzen vorhandene Kontakte nicht, um 
internationalen Studierenden einen besseren Einblick 
in die Arbeitswelt zu verschaffen“ (SVR 2015: 27f). 
Ein Beispiel für eine gezielte Einbindung von Alumni in 
die Internationalisierungsstrategie der Hochschule ist 
die Universität Bayreuth (HRK 2014a: 37). Das Alumni-
Netzwerk soll hier zum internationalen Marketing der 
Hochschule beitragen und bietet Alumni unter ande-
ren Fortbildungs- und Vernetzungsangebote an (HRK 
2014a: 37). 
Auch der DAAD hat ein Alumni-Konzept und verschie-
dene Förder- und Vernetzungsprogramme für deut-
sche und ausländische Alumni. Zu den Angeboten für 
internationale Alumni gehört z. B. die Förderung von 
weiteren Forschungs- oder Arbeitsaufenthalten in 
Deutschland. Spezielle Angebote existieren auch für 
Alumni aus Entwicklungsländern, z. B. Beihilfen für 
die Beschaffung von Geräten oder von Fachliteratur 
oder auch fachspezifische Fortbildungen in Deutsch-
land (DAAD o. J.b). Daneben existieren weltweit mehr 
als 160 DAAD-Alumni-Vereine, die als eigenständige 
Organisationen funktionieren, aber vom DAAD durch 
Fördermittel unterstützt werden können (DAAD o. J.b). 
Mit Blick auf internationale Promovierende unterstützt 
die Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) Hoch-
schulen bei der Entwicklung und Umsetzung von „For-
scher-Alumni-Strategien“ (AvH 2018). Die AvH hat sich 
so seit 2010 zu einem wichtigen Impulsgeber in der 
Hochschullandschaft im Bereich Betreuung, Beratung 
und Vernetzung von Alumnis entwickelt (AvH 2018: 3). 
Ein weiteres Beispiel für hochschulübergreifende 
Alumni-Arbeit ist das ‚Alumniportal Deutschland‘, 
das auf einer Kooperation mehrerer Akteure beruht.59 
Es richtet sich an alle Personen, die in Deutschland 
studiert, geforscht oder gearbeitet haben, und bie-
tet diesen unter anderem Informationen zu Stellen-
angeboten und ein soziales Netzwerk zum Austausch 
untereinander und mit Unternehmen, Hochschulen 
und weiteren Institutionen an (GIZ o. J.). Daneben bie-
59 Webseite des Alumniportals Deutschland:  
www.alumniportal-deutschland.org   
Das Portal wird von der GIZ in Kooperation mit der Alexander 
von Humboldt-Stiftung, dem DAAD und dem Goethe-Institut 
und im Auftrag des BMZ und des AA betrieben.
tet es auch Alumni-Netzwerken von Hochschulen und 
anderen Akteuren eine Plattform, auf der sie eine ei-
gene Webseite betreiben können, sowie die Möglich-
keit zum Austausch mit anderen Netzwerken haben 
(GIZ o. J.).
7.5 Herausforderungen bei der 
Bindung internationaler 
Studierender
Bei der Bindung von internationalen Studierenden er-
geben sich zum einen Herausforderungen in der indi-
viduellen Situation der einzelnen Studierenden (z. B. 
Sprachkenntnisse oder die Situation auf dem Ar-
beitsmarkt) und zum anderen Herausforderungen für 
Hochschulen und andere Akteure bei der Bereitstel-
lung von Beratung und Unterstützung.
7.5.1 Individuelle Herausforderungen
Zu den größten individuellen Herausforderungen für 
internationale Absolventinnen und Absolventen zäh-
len aufenthaltsrechtliche Herausforderungen wie die 
Befristung des Aufenthaltstitels und der Verwaltungs-
aufwand für Arbeitgeber und die betreffenden Perso-
nen aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit (Hanganu/Heß 
2014: 148), sowie nicht ausreichende Deutschkennt-
nisse (Hanganu/Heß 2014: 279; siehe Kapitel 3.1.5).60 
Neben dem tatsächlichen Verwaltungsaufwand und 
den rechtlichen Unsicherheiten spielen auch Vorbe-
halte und Unwissen diesbezüglich auf Seiten der Ar-
beitgeber eine Rolle (SVR 2015: 22). Eine wichtige 
Hürde sind außerdem die oft fehlenden praktischen 
Erfahrungen und Kenntnisse und im Zusammenhang 
damit das Fehlen von persönlichen und beruflichen 
Netzwerken, die den Berufseinstieg erleichtern würden 
(Anger/Plünnecke/Schüler 2018: 45; SVR 2015: 21f; 
SVR 2017a: 23; Wissenschaftsrat 2016: 78). Auch die 
überdurchschnittliche Zahl an Studienabbrüchen unter 
internationalen Studierenden ist eine Hürde beim er-
folgreichen Berufseinstieg, sowohl in aufenthalts-
rechtlicher Sicht (siehe Kapitel 7.1.2) als auch durch 
die Tatsache, dass es ohne formellen Abschluss umso 
60 Bei den Ergebnissen der BAMF-Absolventenbefragung ist je-
doch zu berücksichtigen, dass ein Großteil der Befragten den 
Hochschulabschluss 2011 oder früher absolviert hat, als die Zeit 
für eine Arbeitsplatzsuche nach dem Studium noch kürzer war 
(12 statt 18 Monate; vgl. Hanganu/Heß 2014: 280).
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schwieriger ist, eine qualifizierte Beschäftigung aufzu-
nehmen. 
In Befragungen wünschen sich internationale Studie-
rende häufig mehr Unterstützung durch die Hoch-
schulen bzw. Angebote, die konkret auf ihre Bedürf-
nisse zugeschnitten sind (Ripmeester 2017: 5; SVR 
2015: 28). Auch wissen internationale Studierende oft 
nicht, welche Angebote ihnen zur Verfügung stehen 
und wie sie diese in Anspruch nehmen können (Rip-
meester 2017: 5).
7.5.2 Herausforderungen für unterstützende 
Akteure
Auf Seite der International Offices und Career Services 
werden als Herausforderungen deren unzureichende 
Ausstattung mit Personal und finanziellen Mitteln 
sowie das Fehlen einer dauerhaften Finanzierung ge-
nannt (SVR 2015: 29). Insbesondere die Career Servi-
ces haben häufig nicht genug Personal, um möglichst 
vielen Studierenden individuelle Beratung anzubieten. 
International Offices sind zwar häufig personell besser 
ausgestattet, „trotzdem haben sie neben ihren viel-
fältigen Recruiting- und Verwaltungsaufgaben kaum 
Zeit für eine intensive Betreuung der internationa-
len Studierenden, besonders im Zusammenhang mit 
dem Berufseinstieg“ (SVR 2015: 30). Zudem sind Ca-
reer Services und auch viele International Offices häu-
fig über Projektgelder finanziert (CSND 2015: 20; SVR 
2015: 31). Einzelne Projekte fördern zwar einerseits 
oft innovative Ansätze oder die Vernetzung von Ak-
teuren, werden aber auch häufig nicht verstetigt (vgl. 
SVR 2015: 31). Ein weiteres Problem ist laut der Be-
fragung des SVR, dass die meisten Career Services und 
auch einige der befragten International Offices aus 
datenschutzrechtlichen Gründen keine Möglichkei-
ten haben, Studierende direkt über ihre Hochschul-E-
Mail-Adressen zu kontaktieren, um ihnen Information 
zukommen zu lassen (SVR 2015: 27). 
Herausforderungen können sich auch bei der Koope-
ration zwischen Hochschulen und Arbeitgebern oder 
anderen wichtigen Akteuren auf kommunaler und re-
gionaler Ebene ergeben. Wie gut diese Kooperation 
funktioniert, hängt häufig von persönlichen Beziehun-
gen und Kontakten einzelner Mitarbeitender ab (SVR 
2015: 38).
„An den meisten deutschen Hochschulstandor-
ten gibt es einen Flickenteppich aus Veranstaltun-
gen zur Berufsorientierung, Bewerbungstrainings 
und zufälligen persönlichen Bekanntschaften von 
Hochschul- und Unternehmensmitarbeitern. Eine 
systematische Zusammenarbeit zwischen Hoch-
schulen, Arbeitgebern, Ausländerbehörden, Kom-
munalpolitik und regionalen Mittlerorganisationen 
bleibt die Ausnahme. Nur 28 Prozent der deut-
schen Hochschulen arbeiten regelmäßig mit regio-
nalen Unternehmen zusammen, um Karrieremes-
sen, Praktika, Mentorenprogramme oder andere 
Formate zu schaffen, die internationalen Studie-
renden beim Berufseinstieg helfen“ (SVR 2015: 37).
7.6 Bewährte Maßnahmen
7.6.1 Maßnahmen für Studierende
In Bezug auf die individuellen Hindernisse eines Ver-
bleibens in Deutschland können insbesondere die Er-
möglichung und Förderung von praktischen Erfah-
rungen, Engagement und privaten wie beruflichen 
Netzwerken als zielführende Maßnahmen genannt 
werden (SVR 2017b: 29). Wissen über den regionalen 
Arbeitsmarkt und die Arbeitskultur, über Unterneh-
men in der Region oder auch den Bewerbungspro-
zess im Allgemeinen kann zum Beispiel durch Infor-
mationsveranstaltungen oder spezifisches Training für 
internationale Studierende vermittelt werden (SVR 
2015: 28). Auch die Vermittlung einer Nebentätigkeit 
während des Studiums kann eine Verknüpfung des 
im Studium vermittelten Wissens und der Praxis er-
möglichen (siehe Kapitel 3.1.6). Eine Integration von 
verpflichtenden Praktika in die Studienordnung wird 
ebenfalls als eine für den späteren Berufseinstieg för-
derliche Maßnahme angesehen – einerseits weil da-
durch mehr Studierende ein Praktikum absolvieren, 
aber auch weil ein Pflichtpraktikum auch zusätzlich 
zu einer anderen Erwerbstätigkeit absolviert werden 
kann (siehe Kapitel 4.5.1; SVR 2017b: 36). Zur verbes-
serten sozialen Integration können z. B. Lerntandems 
zwischen deutschen und internationalen Studierenden 
beitragen (SVR 2017a: 30; siehe auch Kapitel 6.1). Ein 
Beispiel hierfür das ist das Studienmodul „Internatio-
nal Engagiert Studiert“ an der Martin-Luther-Universi-
tät Halle-Wittenberg:
„Hier engagieren sich Teams aus einheimischen 
und internationalen Bachelor-Studierenden in 
einem gemeinnützigen Praxisprojekt; dabei knüp-
fen sie persönliche Kontakte, sammeln arbeits-
marktrelevante Erfahrungen und erwerben zu-
gleich ECTS-Leistungspunkte“ (SVR 2017a: 30; vgl. 
Kapitel 9).
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In Bezug auf die sprachlichen Herausforderungen wird 
eine feste Integration von Deutschkursen in Curricula 
bzw. eine graduelle Steigerung des Anteils deutsch-
sprachiger Lehrveranstaltungen als bewährte Maß-
nahme angesehen, um die Sprachkenntnisse von in-
ternationalen Studierenden zu verbessern und damit 
auch ihren Berufseinstieg in Deutschland zu erleich-
tern (vgl. Kapitel 6.4.2).
7.6.2 Maßnahmen auf institutioneller Ebene
Auf institutioneller Ebene wird vom SVR unter ande-
rem eine ausreichende und nachhaltige finanzielle und 
personelle Ausstattung der Career Services als zielfüh-
rend betrachtet:
„Sobald [Career Services] an deutschen Hoch-
schulen über mehr Personal verfügen als das bun-
desdeutsche Mittel, bieten sie messbar mehr Un-
terstützung für internationale und einheimische 
Studierende: Knapp sieben von zehn der besser 
ausgestatteten [Career Services] unterstützen Stu-
dierende bereits aktiv zu Beginn ihres Studiums; 
das ist besonders für internationale Studierende 
sehr wichtig, da sie sich häufig zu spät mit dem 
Thema Berufseinstieg befassen“ (SVR 2015:30f.). 
Ferner wird eine Kooperation zwischen verschiedenen 
Akteuren in Form eines regionalen Übergangsmanage-
ments als geeignet beschrieben, um bestehende Un-
terstützungsangebote zu bündeln, aufeinander und auf 
die spezifischen Gegebenheiten vor Ort abzustimmen 
und um internationale Studierende in Kontakt mit po-
tenziellen Arbeitgebern zu bringen (Anger/Plünnecke/
Schüler 2018: 45):
„So lässt sich beispielsweise eine hochschulinterne 
Praktikumsberatung für internationale Studierende 
implementieren, die die Anforderungen der Un-
ternehmen berücksichtigt und kommuniziert. All 
diese Ziele kann ein Verbund mit größerer Effizienz 
verfolgen als Einzelinitiativen, weil er sichtbarer ist 
und auf strukturelle Veränderungen dringen kann. 
Zu den zentralen Erfolgsfaktoren gehört, dass alle 
relevanten Partner einbezogen sind, dass es eine 
geregelte Struktur mit klaren Zielen und Verant-
wortlichkeiten gibt (z. B. eine Koordinationsstelle) 
und dass das Netzwerk mit ausreichend Kompe-
tenzen ausgestattet ist, um handlungsfähig zu sein“ 
(SVR 2017b: 34). 
Beteiligte Akteure in solch einem Netzwerk können 
neben den Hochschulen z. B. Unternehmensverbände, 
Institutionen der Wirtschaftsförderung, kommunale 
Akteure, Studierendenvertretungen und auch zivilge-
sellschaftliche Akteure sein (SVR 2017b: 34). Von 2015 
bis 2017 förderten die Ostbeauftragte der Bundesre-
gierung und der Stifterverband zehn solcher regionaler 
Netzwerke in sechs ostdeutschen und vier westdeut-
schen Regionen im Rahmen des Projektes „Study & 
Work“ (BMWi 2017). Hieraus hervor ging eine „Tool-
box“, die verschiedene Ansätze beschreibt (BMWi 
2017: 57).
Daneben kann auch eine gezielte Zusammenarbeit 
zwischen der örtlichen Bundesagentur für Arbeit und 
der Hochschule dazu beitragen, dass internationale 
Studierende besser über Möglichkeiten auf dem Ar-
beitsmarkt und über vorhandene Beratungsangebote 
informiert sind (SVR 2017b: 36).
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In Deutschland existieren diverse Kooperationen mit 
Drittstaaten im Hochschulbereich, sowohl auf Bundes- 
und Landes-, als auch insbesondere auf Hochschu-
lebene. Bundesweite Initiativen und Kooperationen 
beziehen sich dabei laut BMBF selten ausschließlich 
auf internationale Studierende im Speziellen, son-
dern decken die gesamte Bandbreite an Kooperatio-
nen im Zuge der Internationalisierung des deutschen 
Hochschulstandorts ab.61 Diese umfassen beispiels-
weise gemeinsame Forschungsprojekte, Austausch 
von Lehrpersonal und nicht-akademischem Personal 
(siehe unten). Gleichzeitig können Kooperationspro-
jekte, die nicht unmittelbar auf Studierende abzielen, 
mindestens indirekte Effekte auch auf Studierende 
haben, indem in den weiteren Kooperationen Kon-
takte geknüpft, gegenseitige Beziehungen aufgebaut 
und Wissenstransfers ermöglicht werden. Auf Bundes-
ebene bestehen einzelne bilaterale Vereinbarungen 
mit Drittstaaten im Hochschulbereich, die etwa die 
gegenseitige Anerkennung von Studienabschlüssen re-
geln. Darüber hinaus gehen vom DAAD, als zentralem 
bundesweiten Förderer und Gestalter internationaler 
Hochschulkooperationen mit seinen Außenstellen und 
Informationszentren im europäischen und außereuro-
päischen Ausland, wichtige Kooperationen und Part-
nerschaftsimpulse aus, die explizit auf Studierende 
zielen (Kapitel 8.2). Auch die Hochschulen schließen 
diverse Kooperationen mit Hochschulen in Drittstaa-
ten ab (Kapitel 8.3). Entwicklungspolitische Erwägun-
gen und die Verhinderung eines ‚Brain Drain‘ bzw. die 
Stärkung von ‚Brain Circulation‘ stehen insbesondere 
bei spezifischen Programmen des DAADs im Vorder-
grund (Kapitel 8.4).
61 Informationen zu den zahlreichen Einzelkooperation werden 
von der Hochschulrektorenkonferenz online aufbereitet: https://
www.internationale-hochschulkooperationen.de; Statistiken zur 
internationalen Mobilität von Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern finden sich wiederum auf den Seiten von Wissen-
schaft Weltoffen:  
http://www.wissenschaftweltoffen.de/wwo2018/.
8.1 Internationale 
Kooperationen von Bund 
und Ländern im Hochschul- 
und Wissenschaftsbereich
Neben ihrem finanziellen Engagement bei der Sti-
pendienfinanzierung unter anderem im Rahmen der 
DAAD-Förderung für ausländische Studierende (siehe 
Kapitel 6.2.1) fördern der Bund und die 16 Bundeslän-
der die Internationalisierung ihrer Hochschulen auch 
durch „eigenständige Verträge über wissenschaftli-
che Zusammenarbeit mit ausländischen Staaten“ (HRK 
2018b). 
8.1.1 Kooperationen des Bundes
Auf Bundesebene wurden über die vergangenen Jahr-
zehnte zahlreiche bilaterale Abkommen, Vereinbarun-
gen und Erklärungen mit Drittstaaten62 unterzeichnet, 
die die gegenseitige akademische Anerkennung, die 
berufliche Anerkennung, die Führung ausländischer 
Hochschulgrade sowie den Hochschulzugang umfas-
sen (KMK 2018). So bestehen Äquivalenzabkommen 
der Bundesrepublik Deutschland über die Anerken-
62 Auf europäischer Ebene finden sich bereits seit den 1950er Jah-
ren diverse Konventionen und Erklärungen, die die gegenseitige 
akademische Anerkennung zum Ziel hatten, so zum Beispiel „die 
Europäische Konvention über die Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse (1953, ETS 15) und das Zusatzprotokoll dazu (1964, 
ETC 49), das Europäische Übereinkommen über die Gleich-
wertigkeit der Studienzeit an den Universitäten (1956, ETS 21), 
das Europäische Übereinkommen über die akademische Aner-
kennung von akademischen Graden und Hochschulzeugnissen 
(1959, ETS 32), das Übereinkommen über die Anerkennung von 
Studien, Diplomen und Graden im Hochschulbereich in den 
Staaten der europäischen Region (1979), das Europäische Über-
einkommen über die allgemeine Gleichwertigkeit der Studien-
zeiten an Universitäten (1990, ETS 138)“ (BGB 2007: 715) und 
das ‚Übereinkommen über die Anerkennung von Qualifikationen 
im Hochschulbereich in der europäischen Region‘ (sogenannte 
Lissabon-Konvention) aus dem Jahr 1997, die in Deutschland 






64 Internationale Hochschulkooperationen mit Drittstaaten
nung deutscher Fachhochschulabschlüsse in der Re-
publik Bolivien (BGBl 2000) sowie ein Abkommen mit 
der Volksrepublik China über die gegenseitige Aner-
kennung von Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich 
(BGBl 2004). Letzteres verfolgt den Zweck, den Stu-
dierenden beider Seiten die Anerkennung der in den 
Hochschulen erworbenen Ausbildungsnachweise und 
-abschlüsse zu erleichtern. Das Abkommen sieht hier-
für unter anderem Empfehlungen an die für die An-
erkennung zuständigen Stellen (Artikel 1 des Abkom-
mens) und den Austausch von Listen mit den jeweils 
erfassten Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
vor (Artikel 3 Abs. 2 des Abkommens). Die Empfehlun-
gen wiederum umfassen Angaben zur Anerkennung 
von Studienzeiten und -leistungen, zu Abschlüssen, 
Prüfungen und Weiterstudium, die Zulassung zur Pro-
motion in beiden Ländern sowie die Führung akademi-
scher Grade (Artikel 3 bis 7 des Abkommens). 
Über diese Abkommen hinaus finden sich weitere bi-
laterale Erklärungen der Kultusministerkonferenz bzw. 
der Hochschulrektorenkonferenz mit einzelnen Dritt-
staaten: 
  ein ‚Memorandum of Understanding‘ mit Austra-
lien (DEETYA/KMK 1998), 
  eine ‚Joint Declaration’ mit Palästina (Representa-
tive Office of the Federal Republic of Germany Ra-
mallah/Palestinian Ministry of Education & Higher 
Education 2006), 
  eine ‚Gemeinsame Erklärung‘ mit Russland (KMK/
Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung 
der Russischen Föderation 1999). 
Alle drei bilateralen Erklärungen umfassen die An-
erkennung von Studienabschlüssen, gehen teilweise 
aber auch darüber hinaus und umfassen – wie bei-
spielsweise im ‚Memorandum of Understanding‘ mit 
Australien – die Anerkennung von Schulabschlüssen, 
Studienzeiten, akademischen Graden und Berufsab-
schlüssen. 
8.1.2 Kooperationen der Bundesländer
Auch die Bundesländer verfolgen in der Regel Interna-
tionalisierungsstrategien und Internationalisierungs-
prozesse der im Bundesland ansässigen Hochschu-
len und schließen in diesem Zusammenhang mitunter 
auch eigene Vereinbarungen mit Drittstaaten ab. Die 
Bundesländer setzen dabei jeweils eigene regionale, 
fachliche und auch zielgruppenspezifische Schwer-
punkte. So setzt das Wissenschaftsministerium in 
Baden-Württemberg im Rahmen seiner Internationa-
lisierungsstrategie den regionalen Fokus seiner Koope-
rationsförderung auf „Europa, [die] Vereinigten Staaten 
und Kanada, Ost- und Südostasien, Lateinamerika und 
Australien“, während der zielgruppenspezifische Fokus 
auf den folgenden Punkten liegt: 
  „verstärkte Vernetzung baden-württembergischer 
Hochschulen mit internationalen Partnern,
  Erhöhung des Anteils ausländischer Professorinnen 
und Professoren sowie Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler,
  Erhöhung der internationalen Mobilität der Studie-
renden,
  weitere Internationalisierung der Studienangebote,
  Gestaltung effektiver und effizienter Angebote 
transnationaler Hochschulbildung“ (MWK 2018).
Bayern wiederum hat das ‚Bayerische Förderprogramm 
zur Anbahnung internationaler Forschungskooperati-
onen‘ eingerichtet, das die „weitere Internationalisie-
rung der bayerischen Hochschulforschung“ zum Ziel 
hat und staatliche sowie staatlich geförderte bayeri-
sche Universitäten und Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften bei internationalen Forschungskoope-
rationen mit einer Anschubfinanzierung von bis zu 
10.000 Euro fördert (BayFOR 2018).
Die jeweiligen Schwerpunkte können in den Koopera-
tionsvereinbarungen der Länder mitunter sehr spezi-
fisch ausfallen. In Hessen wurde beispielsweise unter 
anderem das ‚Hessen-Massachusetts Programm‘ auf-
gelegt, das zum Ziel hat, „den Austausch von Studie-
renden und Hochschulpersonal zwischen dem Land 
Hessen und dem Bundesstaat Massachusetts [in den 
Vereinigten Staaten von Amerika, a. d. A.] zu fördern“ 
(Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst 
2018). Das Kooperationsabkommen wurde zwischen 
dem Hessischen Ministerium für Wissenschaft und 
Kunst und dem University of Massachusetts-System 
geschlossen und „gibt allen 13 staatlichen hessischen 
Hochschulen und den fünf Hochschulen des Massa-
chusetts-Systems die Möglichkeit“ zu engerem Aus-
tausch, wobei das Programm Studierenden aller Fach-
bereiche mit Ausnahme von Human-, Veterinär- und 
Zahnmedizin offen steht (Hessisches Ministerium für 
Wissenschaft und Kunst 2018).
Kooperationsvereinbarungen unter Beteiligung der 
Länder zielen vielfach auf den Forschungsbereich, 
mitunter aber auch auf Studierende im Speziellen 
ab. Von den durch die HRK erfassten insgesamt circa 
33.000 Kooperationen im Hochschulbereich63 basie-
63 Erfasst durch die Datenbank im HRK-Informationsportal „Inter-
nationale Hochschulkooperationen“.
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ren einige Hundert auf Länderprogrammen, wobei 
bestimmte inhaltliche Schwerpunkte zu verzeichnen 
sind, wenn Länderprogramme involviert sind. Die mit 
Abstand häufigsten internationalen Kooperationen 
unter Länderbeteiligung bzw. im Rahmen von Länder-
programmen finden sich demnach in den Bereichen 
‚Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen‘, 
‚Austausch Lehrende‘ sowie ‚Austausch Studierende 
(BA-, MA- und sonstige Studierende)‘ (je 472 Koopera-
tionen), wobei zahlreiche Kooperationen mehrere in-
haltliche Schwerpunkte umfassen. Im mittleren bzw. 
niedrigen zweistelligen Bereich finden sich Koopera-
tionen, die auf den Austausch von Forschenden (59) 
sowie Doktorandinnen und Doktoranden (20), den 
Austausch nicht-akademischen Personals (17) oder 
auch gemeinsame wissenschaftliche Konferenzen (11) 
bzw. Publikationen (5) zielen und somit nicht explizit 
Studierende im Fokus haben. Vereinzelt betreffen die 
Kooperationen im Rahmen von Länderprogrammen 
ansonsten die Zusammenarbeit von Hochschulbiblio-
theken (9), die Zusammenarbeit bei der Lehre und Stu-
dieninhalten (9), Stipendien-Vereinbarungen (6) oder 
gemeinsame Graduiertenkollegs (2) (HRK 2018b).
8.2 Kooperationen des DAAD 
als zentraler Akteur
Neben Kooperationsprogrammen der einzelnen Bun-
desländer ist der zentrale und über einzelne Hoch-
schulen hinaus agierende Akteur im Bereich der Inter-
nationalisierung des deutschen Hochschulstandorts 
und der internationalen Hochschulkooperation der 
DAAD. Der DAAD ist „die Organisation der deutschen 
Hochschulen und ihrer Studierendenschaften zur In-
ternationalisierung des Wissenschaftssystems“, der 
unter anderem auch „transnationale Kooperationen 
und Partnerschaften zwischen Hochschulen“ fördert 
(DAAD 2017a: 2; siehe auch Kapitel 2.1.1). Sein Netz-
werk von circa 450 Lektorinnen und Lektoren sowie 
Sprachassistentinnen und -assistenten, sowie seine 
„20 Zentren für Deutschland- und Europastudien, 
29 deutschsprachigen Studiengängen in Mittel- und 
Osteuropa, einer Vielzahl von geförderten Hochschul-
projekten im Ausland, von einzelnen Studienangebo-
ten bis zu Hochschulgründungen, sowie rund 335.000 
Alumni“ nutzt der DAAD dazu, „ein Bild von der politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und insbesondere von 
der hochschulpolitischen Lage in den jeweiligen Län-
dern“ zu erhalten und „Wissen“ zu gewinnen, „um pas-
sende Programme entwickeln und den bestmöglichen 
Einsatz der Fördermittel vor Ort gewährleisten zu kön-
nen“ (DAAD 2018b). 
Im November 2012 und im Mai 2014 veröffentlichte 
der DAAD insgesamt drei Strategiepapiere für die re-
gionalspezifische akademische Zusammenarbeit bis 
zum Jahr 2020, wovon eines auf China (DAAD 2012a), 
eines auf die Länder Subsahara-Afrikas (DAAD 2014b) 
und eines auf die zwölf Länder der Region Russland, 
östliche Partnerschaft und Zentralasien (DAAD 2014c) 
zielt.
8.2.1 Strategie Volksrepublik China (2012)
Die Volksrepublik China nimmt eine zentrale Posi-
tion sowohl als Kooperationspartner deutscher Hoch-
schulen als auch als Herkunftsland internationa-
ler Studierender in Deutschland ein (DAAD 2012a: 4; 
Kapitel 3.1.2). Im 2012 veröffentlichten DAAD-Strate-
giepapier zur internationalen Kooperation mit China 
wird das Land als zukünftige „wissenschaftliche Super-
macht“ beschrieben „mit der eng zu kooperieren eine 
unabdingbare Bedingung schon heute ist und in Zu-
kunft umso mehr sein wird“ (DAAD 2012a: 4). 
Das Interesse an internationalen Kooperationen im 
Hochschulbereich gehe zunehmend von China selbst 
aus und die Volksrepublik trete „zunehmend als Wett-
bewerber auf den internationalen Bildungsmärkten 
in Erscheinung“ (DAAD 2012a: 4). Es gehe daher auch 
darum, „diesen Wettbewerber so gut wie möglich zu 
verstehen und, wo immer es möglich ist, mit ihm auf 
gleicher Augenhöhe und im Sinne eines Interessen-
ausgleichs für beide Seiten eng zusammenzuarbeiten“ 
(DAAD 2012a: 4).
Mit Blick auf Kooperationen im Bereich der internati-
onalen Studierenden werden im Strategiepapier unter 
anderem die folgenden Ziele benannt: 
  Erhöhung der Zahl deutscher Studierender und 
Forschender in China und Gewinnung hochquali-
fizierter chinesischer Studierender, Doktorandin-
nen und Doktoranden sowie Forschender für einen 
Studien- und Forschungsaufenthalt in Deutsch-
land. Die Bundesregierung vereinbarte diesbezüg-
lich bereits 2011 im Rahmen der 1. Deutsch-Chine-
sischen Regierungskonsultationen, dass jährlich ein 
„Austausch von jeweils 20.000 Studierenden und 
Wissenschaftlern“ erreicht werden sollte (Bundes-
regierung 2011: Punkt 20). 
  Gründung diverser ‚Modellpartnerschaften‘ zwi-
schen Hochschulen beider Länder und Gründung 
eines gemeinsamen Wissenschaftskollegs (BMBF 
2011). Auch diese Initiative besteht bis heute fort 
und wird ausgebaut. So unterzeichneten im Rah-
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men der 5. Deutsch-Chinesischen Regierungskon-
sultationen im Juli 2018 beide Seiten mehrere Ab-
sichtserklärungen im (Hochschul-)Bildungsbereich. 
Eine der Erklärungen sieht vor, dass „deutsche und 
chinesische Universitäten ihre Zusammenarbeit 
in der geistes- und sozialwissenschaftlichen For-
schung verstärken. Die Freie Universität Berlin und 
die Peking Universität vereinbarten, gemeinsam 
mit weiteren deutschen und chinesischen Univer-
sitäten in Peking ein Maria Sibylla Merian Centre 
for Advanced Studies in the Humanities and Social 
Sciences aufzubauen“ (BMBF 2018b). Diese jüngste 
Entwicklung ist auch deswegen von Bedeutung, da 
Geistes- und Sozialwissenschaften in der Koope-
rationslandschaft beider Länder „unterrepräsen-
tiert“ waren (DAAD 2012a: 11) und sich nach der 
Machtübernahme des Staatspräsidenten Xi Jinping 
im Jahr 2013 Herausforderungen insbesondere 
bei Kooperationen der Geistes- und Sozialwissen-
schaften ergeben hatten. Anfang 2015 hatte China 
„eine Kampagne gegen ‚westliches‘ Gedankengut – 
eigentlich ist ausländisches Gedankengut gemeint 
– an Spitzenhochschulen gestartet“  
(DAAD 2018g: 6). 
Im Jahr 2011 bestanden circa 750 Kooperationen im 
Hochschulbereich zwischen China und Deutschland. 
Mit Stand 13. Dezember 2018 waren es mit 1.405 
Hochschulkooperationen fast doppelt so viele (HRK 
2018c).
8.2.2 Strategie Subsahara Afrika (2014)
Im Jahr 2014 folgte die ‚DAAD-Strategie für die akade-
mische Zusammenarbeit mit den Ländern Subsahara-
Afrikas‘ für den Zeitraum 2015-2020 (DAAD 2014b: 2). 
Darin wird konstatiert, dass das „Interesse der deut-
schen Hochschulen an Kooperationen mit Subsa-
hara-Afrika […] in den letzten Jahren zugenommen“ 
hat, aber „die öffentliche Wahrnehmung in Deutsch-
land noch nicht im Einklang mit den Chancen, die der 
Bildungsmarkt Subsahara-Afrika bietet“ ist (DAAD 
2014b: 7). Aber auch andersherum wird festgestellt, 
dass sich „ein zunehmender Teil der afrikanischen Mit-
telschicht […] ein Studium in Deutschland finanziell 
leisten [kann]“ (DAAD 2014b: 8), wobei die Stärkung 
von Hochschulkooperationen mit afrikanischen Län-
dern weiterhin vielfach von der Idee einer „nachhalti-
gen Transformation“ (DAAD 2018h) und „Entwicklung“ 
(DAAD 2017e: 2; DAAD 2014a: 6) afrikanischer Länder 
und Regionen geprägt ist, die auch mithilfe von Hoch-
schulkooperationen und Förderprogramme gestärkt 
werden soll. 
Eines der im Strategiepapier definierten Handlungs-
felder bezieht sich unmittelbar auf internationale Stu-
dierende aus afrikanischen Ländern, denen verstärkt 
der Zugang zu Masterstudiengängen und Promotio-
nen in Deutschland ermöglicht werden sollte (DAAD 
2014b: 5). Die weiteren vier Handlungsfelder haben 
mindestens indirekte Effekte auf Studierende und 
sehen etwa den Kapazitätsaufbau für die Graduierten-
ausbildung und Forschung an afrikanischen Hoch-
schulen oder die Unterstützung von Hochschulen in 
ihrer Entwicklung als „wirksame Akteure gesellschaft-
licher Entwicklung“ vor – zum Beispiel durch die För-
derung von „arbeitsmarktrelevanten Studiengängen“ 
(DAAD 2014b: 2), eine Zugangserleichterung für deut-
sche Hochschulen in afrikanischen Ländern und die 
Stärkung der Kooperation „mit den regionalen afrika-
nischen Hochschulverbänden“ (DAAD 2014b: 2). Diese 
Kooperations- und Förderansätze zielen sowohl auf 
die Stärkung des Anteils an Hochschullehrerinnen in 
afrikanischen Ländern im vielfach männlich dominier-
ten Hochschullehrbereich (DAAD 2014b: 5) als auch 
auf „[t]alentierte junge Personen aus wirtschaftlich 
und politisch fragilen Staaten Afrikas“, die „oft keinen 
Zugang zu Bildungsmöglichkeiten auf internationalem 
Niveau [haben]“ (DAAD 2014b: 6).
Die entwicklungspolitische Prämisse zahlreicher Ko-
operationen und Förderprogramme des DAAD mit 
afrikanischen Ländern im Hochschulbereich äußert 
sich auch darin, dass zahlreiche Partnerschaften sowie 
Kooperations- und Förderprogramme gemeinsam 
mit dem BMZ bzw. durch dieses gefördert durchge-
führt werden. Dazu gehört beispielsweise das Pro-
gramm „Fachbezogene Partnerschaften mit Hoch-
schulen in Entwicklungsländern“, das bereits 1997 
aufgesetzt wurde und in dessen Rahmen seither circa 
350 Projekte gefördert wurden. Das Programm richtet 
sich nicht allein auf Partnerschaften mit afrikanischen 
Ländern und Hochschulen, jedoch spielen diese eine 
wichtige Rolle. Mit Stand Oktober 2017 bestanden 
Partnerschaften allein im Rahmen dieses Program-
mes in 18 afrikanischen Ländern64, die beispielsweise 
die Entwicklung von Studienmodulen oder ganzen 
internationalen Studiengängen, die gegenseitige An-
erkennung von Abschlüssen oder die Schaffung von 
Netzwerken zwischen Hochschulen enthalten (DAAD 
2017f).
64 Fachbezogene Partnerschaften mit Hochschulen bestanden mit 
Stand Oktober 2017 in den folgenden afrikanischen Ländern (in 
Klammern die Anzahl an Kooperationen im jeweiligen Land): 
Äthiopien (4), Burkina Faso, Demokratische Republik Kongo, 
Elfenbeinküste, Ghana, Kamerun, Kenia (3), Malawi, Marokko, 
Mauritius, Mosambik (2), Namibia, Ruanda, Sierra Leone, Sudan, 
Südafrika (4), Südsudan, Tansania (DAAD 2017f).
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8.2.3 Strategie mit zwölf Ländern der Region 
Russland, östliche Partnerschaft, 
Zentralasien (2014)
Im DAAD-Strategiepapier ‚Grundlinien für die zukünf-
tige akademische Zusammenarbeit mit den 12 Län-
dern der Region Russland / Östliche Partnerschaft / 
Zentralasien‘ (DAAD 2014c) wird einleitend als eine 
Begründung für die Notwendigkeit hochschulischer 
Kooperationen auf die „jahrzehntelange Spaltung Eu-
ropas im Kalten Krieg“ verwiesen und daraus eine Ver-
antwortung für die Gegenwart und Zukunft abgeleitet. 
Der akademische Austausch könne und müsse dazu 
beitragen „mehr Gelegenheiten zu offenen Gesprä-
chen und zum Austausch von Argumenten und Erfah-
rungen zu schaffen mit offenem Ergebnis und mit dem 
Ziel eines Erkenntnisgewinns für beide Seiten“ (DAAD 
2014c: 3).
Die im Strategiepapier genannten Handlungsempfeh-
lungen sehen darauf aufbauend drei Schwerpunkte 
vor, erstens eine „[s]tärkere regionale Differenzierung 
der Fördermaßnahmen, um angemessen auf die zu-
nehmend heterogenen Entwicklungen im postsow-
jetischen Raum einzugehen“, zweitens „[m]ehr mul-
tilaterale Maßnahmen, um Austausch und Debatte 
unterschiedlicher Positionen, Erfahrungen und Argu-
mente über die Zukunft Osteuropas zu ermöglichen“ 
und drittens die „hochschulpolitischen Prioritäten der 
Partnerseite stärker [zu] berücksichtigen, um das Com-
mitment und den Ressourceneinsatz der Partnerseite 
zu erhöhen und für die Erreichung gemeinsamer Ziele 
zu erschließen“ (DAAD 2014c: 3f.).
Ein zentrales Förderprogramm in diesem Zusammen-
hang ist das Programm ‚Ostpartnerschaften‘, das seit 
1974 existiert. Im Jahr 2018 kooperierten in dessen 
Rahmen „über 90 deutsche Hochschulen mit circa 290 
Hochschulen der Region. Die Durchschnittszahl der 
geförderten Personen im Programm beläuft sich jähr-
lich auf circa 4.500 Personen“ (DAAD 2018i).
Kooperationen mit der Region finden neben diesem 
Programm zusätzlich auf vielen weiteren Ebenen statt, 
wie zum Beispiel im Rahmen des Programms ‚Studi-
enbrücke‘ des Goethe Instituts und dem Bundesland 
Nordrhein-Westfalen, das einen Schwerpunkt auf die 
Region Osteuropa/Zentralasien legt (siehe Kapitel 5.3), 
oder gefördert durch Einrichtungen wie das Bayerische 
Hochschulzentrum für Mittel-, Ost- und Südosteuropa 
(BAYHOST).
8.3 Kooperationen von 
Hochschulen
8.3.1 Anzahl und Ziele von 
Hochschulkooperationen
Auf Ebene der Hochschulen ist die Studierendenmobi-
lität bzw. die „incoming- und outgoing-Mobilität von 
Studierenden“ laut Hochschulrektorenkonferenz ein 
„Herzstück“ bzw. „wesentlicher Bestandteil der Hoch-
schulkooperation“ (HRK 2018c). Eine große Anzahl von 
Hochschulen oder einzelnen Fachbereichen der Hoch-
schulen hat in Deutschland Kooperationen mit Hoch-
schulen und Fachbereichen in Drittstaaten geschlos-
sen. Die Hochschulrektorenkonferenz zählt in ihrer 
Datenbank65 für das Jahr 2017 „33.500 internationale 
Kooperationen, die von 303 deutschen Hochschulen 
mit etwa 5.400 Hochschulen in 158 Staaten vereinbart 
worden sind“ (DAAD/AvH/HRK 2018: 107). Einge-
schlossen in dieser Übersicht sind die vielen innereu-
ropäischen Kooperationen, worunter sich oft ERAS-
MUS-Kooperationen finden. Sie machten im Jahr 2017 
51 % der Kooperationen aus (DAAD/AvH/HRK 2018: 
107), während 16.568 Hochschulkooperationen außer-
halb von Erasmus geschaffen wurden. Die Zahl der in-
ternationalen Kooperationen außerhalb von Erasmus 
hat sich dabei seit 2008 um mehr als 70 % gesteigert 
(2008: 9.726 internationale Kooperationen außerhalb 
von Erasmus; DAAD/AvH/HRK 2018: 108). „Gemes-
sen an der Zahl der Professuren bedeutet dies, dass 
im Durchschnitt auf etwa jede dritte Professur eine 
Kooperationsvereinbarung außerhalb von Erasmus 
kommt“ (DAAD/AvH/HRK 2018: 13), wobei Techni-
sche Universitäten und kleine Universitäten wesent-
lich häufiger über solche internationalen Abkommen 
pro Professur verfügen als große und kleine Fachhoch-
schulen oder Kunst- und Musikhochschulen“ (DAAD/
AvH/HRK 2018: 13f.). 
Die zunehmende Bedeutung und Anzahl von englisch-
sprachigen Studiengängen, die sowohl einen anwer-
benden Effekt für internationale Studierende als auch 
einen attraktivitätssteigernden Effekt für Studierende 
aus Deutschland haben, wurde bereits beschrieben 
(vgl. Kapitel 5.2).
65 „Das Informationsportal ‚Internationale Hochschulkooperatio-
nen‘ der Hochschulrektorenkonferenz erfasst die internationale 
Zusammenarbeit auf Fakultäts-/Fachbereichs- und auf Hoch-
schulebene systematisch“ (DAAD/AvH/HRK 2018: 107).
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Die Ziele von Hochschulkooperationen sind nach An-
sicht des DAAD die Verbesserung der Qualität von 
Lehre und Forschung, die Erhöhung der Zahl an inter-
national mobilen Studierenden und Forschenden, der 
Erhalt und die Förderung von Deutsch als Kultur- und 
Wissenschaftssprache sowie die Förderung von Ent-
wicklung und internationaler Verständigung (DAAD 
2018j).
Die Internationalisierung sowie die zunehmenden in-
ternationalen Hochschulkooperationen werden sei-
tens des DAAD und der HRK aber auch mit Blick auf 
die deutschen Studierenden begründet, da im Zuge 
„der zunehmenden Globalisierung […] von immer 
mehr Hochschulabsolventen erwartet [wird], dass sie 
Fremdsprachen beherrschen und in internationalen 
Teams fachlich kompetent und mit einem hohen Maß 
an interkultureller Sensibilität agieren können. Viele 
Hochschulen haben auf die neuen Qualifikationsanfor-
derungen reagiert und bieten Auslandsstudien in orga-
nisierten Austauschprogrammen, z. B. Erasmus, oder 
Studiengänge mit integrierten Auslandsphasen an“ 
(DAAD/AvH/HRK 2018: 13).
8.3.2 Regionale Schwerpunkte von 
Hochschulkooperationen
Ein Drittel der im HRK-Informationsportal registrier-
ten Hochschulkooperationen außerhalb der Erasmus-
Kooperationen bestand im Jahr 2017 mit europäischen 
Ländern, wobei knapp 22 % auf EU-Mitgliedstaa-
ten und 11 % auf sonstige europäische Staaten fie-
len (DAAD/AvH/HRK 2018: 111). An knapp 29 % der 
Hochschulkooperationen waren Hochschulen aus asi-
atischen Ländern beteiligt, an circa 17 % nordame-
rikanische, an fast 13 % lateinamerikanische, an 5 % 
afrikanische und an 4 % australische und ozeanische 
Hochschulen, wobei auch mehrere Länder aus ver-
schiedenen Regionen pro Kooperation möglich sind 
(DAAD/AvH/HRK 2018: 111). 
Zu den quantitativ wichtigsten Partnerländern unter 
den 16.570 internationalen Kooperationen deutscher 
Hochschulen außerhalb von Erasmus gehörten im Jahr 
2017 die Vereinigten Staaten mit 2.271 Kooperationen 
(14 % aller Kooperation außerhalb von Erasmus), China 
mit 1.307 Kooperationen (8 %), Russland mit 932 Ko-
operation (6 %), Japan mit 706 Kooperationen (4 %) 
und Kanada mit 608 Kooperationen (4 %). Insgesamt 
waren acht der zehn kooperationsstärksten Länder 
Drittstaaten (siehe Tabelle 3).
Tabelle 3:  Häufigste Partnerländer bei internationalen 
Kooperationen außerhalb von Erasmus 2017  
(in absoluten Zahlen und Prozent)


















Andere Länder 5.806 35,0
Gesamt 16.570 100,0
Quelle: HRK-Informationsportal „Internationale Hochschulkoopera-
tionen“; DAAD/AvH/HRK 2018: 112 
Blau = EU-Mitgliedstaaten und Schweiz (Stand 2017); Orange = 
Drittstaaten.
8.3.3 Doppelabschluss-Studiengänge
Ein weiteres Instrument der hochschulischen Inter-
nationalisierung, die mit internationalen Kooperati-
onen einhergehen, sind die sogenannten Doppelab-
schluss-Studiengänge, bei denen eine Vereinbarung 
zwischen zwei Hochschulen in zwei Ländern besteht 
und die Studierenden teilweise an der deutschen und 
an einer ausländischen Hochschule das Studium ab-
solvieren und beide nationalen Abschlüssen erhal-
ten. Mitte 2017 bestanden in Deutschland 681 solcher 
Doppelabschluss-Studiengänge mit 1.472 beteiligten 
ausländischen Hochschulen, was „[g]emessen an der 
Gesamtzahl aller Studiengänge […] einem Anteil von 
3,6 Prozent entspricht“ (DAAD/AvH/HRK 2018: 16). 
Die regionale Verteilung der ausländischen Partner-
hochschulen bei Doppelabschluss-Studiengängen wies 
im Jahr 2017 einen Anteil von fast zwei Dritteln in EU-
Mitgliedstaaten auf, fast 9 % in Nordamerika, circa 6 % 
in Lateinamerika, 4 % in China, 4 % im übrigen Asien, 
3 % im übrigen Europa, 2 % in Australien und Ozea-
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nien und 1 % in afrikanischen Ländern (DAAD/AvH/
HRK 2018: 16). 
8.3.4 Transnationale Bildung (TNB)
Eine über die bisher hervorgehobenen Formen hinaus-
gehende Kooperation stellt die sogenannte Transna-
tionale Bildung (TNB) dar. Sie wird als Instrument zur 
Internationalisierung der Hochschulen seit der Jahr-
tausendwende66 stark ausgebaut und seither unter 
anderem durch das BMBF gefördert. Der DAAD be-
schreibt TNB in Bezug auf deutsche Hochschulen wie 
folgt:
„Unter Transnationaler Bildung werden Hochschu-
len, Studiengänge und einzelne Studienmodule 
verstanden, die im Ausland hauptsächlich für Stu-
dierende des jeweiligen Landes oder der jeweiligen 
Region angeboten werden, für die eine Hochschule 
aus einem anderen Land aber die wesentliche aka-
demische Verantwortung trägt. Akademische Ver-
antwortung zielt in erster Linie auf Studieninhalte 
(Curricula) ab. Üblicherweise kommen noch zumin-
dest einige der folgenden Merkmale hinzu: deut-
sche Dozenten für einen Teil der Lehrveranstaltun-
gen, Abschlüsse der deutschen Hochschule und 
qualitätssichernde Maßnahmen durch die deutsche 
Hochschule“ (DAAD 2012b: 3).
Studienangebote deutscher Hochschulen im Ausland 
bauen darauf auf, dass „Studierende […] von der Aus-
bildungsqualität renommierter ausländischer Hoch-
schulen profitieren [möchten], ohne für ein ganzes 
Studium ins Ausland zu gehen“ (DAAD 2018k). Die 
Studienangebote reichen hierbei von „einzelnen Studi-
engängen über Fach- und Exzellenzzentren bis hin zu 
binationalen Hochschulgründungen“ (DAAD 2018k), 
deren Gründungen auch durch den DAAD gefördert 
werden. Im Jahr 2018 gab es zehn solcher binationaler 
Hochschulen, Fakultäten und Institute mit deutscher 
Beteiligung in zehn Ländern, wovon neun Drittstaaten 
waren und die jüngste im Jahr 2014 gegründet wurde: 
  Kasachstan (seit 1999)67: Deutsch-Kasachische Uni-
versität in Almaty (DKU)
  Jordanien (seit 2001): Deutsch-Jordanische Hoch-
schule in Amman (GJU)
66 Deutschland orientierte sich bei der Förderung und Stärkung 
von TNB in der Anfangsphase an den durch Australien und das 
Vereinigte Königreich bereits Ende der 1980er Jahre gestarteten 
TNB-Initiativen (DAAD 2012b: 3).
67 Das BMBF fördert die DKU seit 2007 und das Auswärtige Amt 
seit 2009.
  Ungarn (seit 2001): Andrássy Gyula Deutschspra-
chige Universität Budapest (AUB)
  Ägypten (seit 2003): Deutsche Universität in Kairo 
(GUC)
  Türkei (seit 2006): Türkisch-Deutsche Universität in 
Istanbul (TDU)
  Vietnam (seit 2006): Vietnamese German University 
in Ho-Chi-Minh-Stadt (VGU)
  Oman (seit 2007): German University of Techno-
logy in Maskat/Oman (GUtech)
  Algerien (seit 2008): Pan African University, Insti-
tute of Water and Energy Sciences (incl. Climate 
Change) in Tlemcen
  Mongolei (seit 2013): Deutsch-Mongolische Hoch-
schule für Rohstoffe und Technologie in Nalaikh 
(DMHT)
  Russland (seit 2014): German-Russian Institute of 
Advanced Technologies in Kasan (GRIAT)
Bei den binationalen Projekten können auf deutscher 
Seite neben dem DAAD sowohl einzelne Universitä-
ten bzw. Fakultäten als Partner stehen (wie z. B. die 
RWTH Aachen bei der GUtech im Oman68) als auch 
große Konsortien von bis zu 37 deutschen Partneruni-
versitäten und -hochschulen (wie z.B. bei der VGU in 
Vietnam; VGU 2018 bzw. der TDU in der Türkei; TDU 
2018). Auch die Bundesrepublik und einzelne Bundes-
länder sind an einigen der binationalen Hochschulen 
durch finanzielle Förderung beteiligt. Eine Übersicht 
über die bestehenden binationalen Projekte und die 
jeweils beteiligten Partner findet sich auf der Webseite 
des DAAD.69
8.3.5 Auslandsrepräsentanzen deutscher 
Hochschulen
Zahlreiche deutsche Hochschulen haben in den ver-
gangenen Jahren eigene Auslandsrepräsentanzen/Ver-
bindungsbüros in Drittstaaten gegründet, die unter an-
derem über ein Studium an der jeweiligen Hochschule 
informieren und beraten. So verfügte im Jahr 2018 bei-
spielsweise die „Freie Universität Berlin […] über Ver-
bindungsbüros in Brüssel, Kairo, Moskau, Neu Delhi, 
New York, São Paulo und Peking. Die Universität zu 
Köln unterhält Auslandsrepräsentanzen in New York, 
Neu Delhi und Peking. Die Ruhr-Universität Bochum, 
die Universität Duisburg-Essen und die Technische 
68  Webseite der GUtech im Oman: https://www.gutech.edu.om/ 
(03.12.2018). 
69 Webseite des DAAD mit einer Übersicht zu den bestehenden 
binationalen Projekten und den jeweils beteiligten Partnern: 
https://www.daad.de/hochschulen/hochschulprojekte-ausland/
gruendung/de/ (03.12.2018).
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Universität Dortmund betreiben als Universitätsallianz 
Ruhr gemeinsam drei Verbindungsbüros in New York, 
Moskau und São Paulo“ (Wissenschaftsrat 2018: 45). 
Teilweise haben auch Bundesländer Repräsentanzen 
im Ausland eingerichtet, die die Kooperation im Hoch-
schulbereich fördern sollen (siehe Kapitel 5.1.2). 
8.4 Maßnahmen zur 
Vermeidung eines  
Brain Drains
Aus Sicht des DAAD ist die Annahme eines Brain 
Drains durch ein Auslandsstudium, „einseitig und 
durch die aktuelle Forschung nicht gestützt“ (DAAD 
2014d: 2). Diese Sicht wird auch von der OECD geteilt: 
“Die Herkunftsländer könnten mobile Bildungsteil-
nehmer im Tertiärbereich als verloren gegangene 
Talente ansehen. Aber mobile Bildungsteilnehmer 
können in ihren Herkunftsländern dazu beitragen, 
Wissen weiterzugeben, Technologien zu moder-
nisieren und Kapazitäten aufzubauen, sofern sie 
nach der Ausbildung in ihr Heimatland zurückkeh-
ren oder enge Verbindungen mit ihren Landsleu-
ten dort aufrechterhalten. Mobile Bildungsteilneh-
mer im Tertiärbereich erwerben implizites Wissen, 
das oft durch unmittelbare persönliche Interaktion 
geteilt wird, und können den Herkunftsländern die 
Einbindung in globale Wissensnetzwerke ermög-
lichen. Jüngste Daten lassen vermuten, dass Bil-
dungsteilnehmer, die für eine Ausbildung im Ter-
tiärbereich ins Ausland gehen, ein guter Prädiktor 
der späteren Wissenschaftlerströme in die entge-
gengesetzte Richtung sind, was den Effekt einer 
signifikanten Wissenszirkulation belegt (Appelt et 
al., 2015). Darüber hinaus scheint die Mobilität der 
Bildungsteilnehmer im Tertiärbereich einen größe-
ren Einfluss auf zukünftige internationale wissen-
schaftliche Kooperationsnetzwerke zu haben als 
eine gemeinsame Sprache, räumliche Nähe oder 
ein ähnliches Forschungsfeld“ (OECD 2018: 280). 
Laut BMBF und DAAD ging es in Deutschland bei der 
Anwerbung internationaler Studierender und For-
schender demnach nie um einen einseitigen Prozess, 
sondern einen Austausch, dem die Idee von ‚Brain Cir-
culation‘ innewohnte. Der DAAD beschreibt seine Po-
sition und seine Aktivitäten wie folgt:
 „Wir informieren, dass ausländischen Absolventen 
deutscher Hochschulen viele Wege offen stehen: in 
Deutschland, im Heimatland und in Drittländern. 
Wir betreiben mit unseren Förderprogrammen 
keine Fachkräfte-Migration in die eine oder die an-
dere Richtung. Wir gestalten unsere Programme 
so, dass Verbindungen zum Heimatland ermöglicht 
und gefestigt werden. Wir unterstützen die Ver-
netzung zwischen Deutschland und anderen Län-
dern in alle Richtungen. Die Verantwortung für die 
Schaffung attraktiver Arbeits- und Lebensbedin-
gungen in Entwicklungsländern liegt vor allem bei 
den einzelnen Gesellschaften und Regierungen; wir 
können und wollen einige Rahmenbedingungen 
aber mit gestalten“ (DAAD 2014d: 2). 
Der Entwurf für das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
formuliert die internationale Entwicklung – neben der 
Deckung des Fachkräftebedarfs in Deutschland - als 
gesetzliches Ziel des Aufenthaltes von internationa-
len Studierenden und Auszubildenden in Deutschland 
(siehe Kapitel 4.6). 
Konkrete Maßnahmen zur Vermeidung eines Brain 
Drains bzw. zur Förderung der Entwicklung finden 
sich vor allem in den entwicklungsrelevanten Förder-
programmen des BMZ, die der DAAD durchführt. Eine 
solche Maßnahme ist „die Bereitstellung von Instru-
menten, die die Rückkehr der dringend benötigten 
Akademiker in die Heimatländer erleichtern und för-
dern und den Zurückgekehrten vor Ort weiterhin Un-
terstützung angedeihen lassen“ (DAAD 2014d: 3; siehe 
Kapitel 7.4). Hierzu gehören auch Reintegrationssti-
pendien und Startbeihilfen für Akademikerinnen und 
Akademiker aus Entwicklungsländern (DAAD 2014d: 
5). Auch die spezifische Förderung von Studierenden in 
entwicklungsrelevanten Studiengängen kann hierunter 
gezählt werden (siehe Kapitel 6.2.1; Deutscher Bun-
destag 2018c: 5). 
Studienkosten, die durch das BMZ oder andere Ak-
teure getragen werden, werden nur dann als öffentli-
che Ausgaben der Entwicklungszusammenarbeit ge-
zählt, wenn die Studierenden „nach ihrem Studium 
wieder in ein Entwicklungsland zurückkehren“ (Deut-
scher Bundestag 2018c: 9). Zudem wird „mit rund zwei 
Dritteln […] der überwiegende Teil aller BMZ-finan-
zierten DAAD Stipendien für ein Studium im Heimat-
land oder einem benachbarten Land vergeben (so-
genanntes „Drittlandprogramm“). Damit werden die 
lokalen Strukturen vor Ort gestärkt und Perspektiven 
geschaffen“ (Deutscher Bundestag 2018c: 9).
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Die Anwerbung internationaler Studierender und die 
Gewinnung von Absolventinnen und Absolventen als 
Fachkräfte für den Arbeitsmarkt haben für die Bundes-
regierung, die Bundesländer und auch für viele Hoch-
schulen einen hohen Stellenwert. Bei der Gestaltung 
des Studienangebotes, aber auch bei den Zulassungs-
voraussetzungen haben die Hochschulen dabei ein 
hohes Maß an Autonomie und setzen unterschiedli-
che Schwerpunkte. Die Mobilität von deutschen und 
internationalen Studierenden ist häufig in eine breitere 
Internationalisierungsstrategie von Hochschulen ein-
gebunden. 
Die Vielfalt des Studienangebotes und die Komplexi-
tät des Bewerbungsprozesses und der Beantragung 
von Visum und Aufenthaltserlaubnis können un-
übersichtlich wirken und eine Hürde für internatio-
nale Studierende darstellen, die sich für ein Studium 
in Deutschland interessieren. Die aufenthaltsrecht-
lichen Bestimmungen wurden jedoch in den letzten 
Jahren deutlich erleichtert, unter anderem durch die 
Einführung des Anspruchs auf eine Aufenthaltserlaub-
nis, durch die Erleichterung der Mobilität von interna-
tionalen Studierenden innerhalb der EU und durch die 
Einführung und Verlängerung der Bleibemöglichkeit 
zur Arbeitssuche nach dem Studienabschluss. 
Übersichtliche, mehrsprachige und ansprechend ge-
staltete Informationsangebote wie die Website „Study 
in Germany“ tragen ebenfalls dazu bei, viele wichtige 
Fragen rund um ein Studium in Deutschland zu beant-
worten und ein einheitliches Bild davon zu vermitteln. 
Auch die Erhöhung des Angebotes an englischsprachi-
gen Studiengängen und Lehreinheiten sowie die zahl-
reichen Bemühungen der einzelnen Hochschulen, die 
teilweise Repräsentanzen im Ausland haben oder sich 
dort an Universitäten und Instituten beteiligen, tragen 
zu einer steigenden Attraktivität von Deutschland als 
Studienstandort bei. Diese zeigt sich nicht zuletzt in 
den kontinuierlich steigenden Zahlen von internatio-
nalen Studierenden in Deutschland im letzten Jahr-
zehnt. 
Für die Bindung von Absolventinnen und Absolven-
ten deutscher Hochschulen an Deutschland als Auf-
enthalts- und Arbeitsort ist eine Vielzahl an Fakto-
ren ausschlaggebend. Die Hochschulen können hier 
wichtige Hilfestellungen leisten und schon während 
des Studiums praktische Erfahrungen und Kontakt zu 
potenziellen Arbeitgebern ermöglichen, um die Bin-
dung und potentielle Bleibeperspektiven zu stärken. 
Letztlich sind neben dem Interesse und Engagement 
der Studierenden und den Angeboten der Hochschu-
len aber auch Faktoren wie das Angebot am lokalen 
Arbeitsmarkt, das Engagement der Unternehmen und 
die Unterstützung durch kommunale Akteure und Ar-
beitsagenturen wichtig. Auch die Förderung und er-
folgreiche Vermittlung von internationalen Studie-
renden in den Engagementbereich wird zunehmend 
als bedeutender Faktor für Teilhabe und Stärkung der 
Bleibeperspektive erachtet. So fördert beispielswiese 
das BAMF das Modellprojekt ‚Students meet Society‘ 
an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
bei dem es um die gezielte Vermittlung von internatio-
nalen Studierenden ins Ehrenamt am Hochschulstand-
ort geht und zum Ziel hat, „bessere Chancen zur ge-
sellschaftlichen Partizipation und Integration während 
ihres Studiums“ zu eröffnen und „so auch den Studie-
nerfolg zu verbessern und den 'Bleibewunsch' zu we-
cken beziehungsweise zu stärken“ (BAMF 2017a und 
2017b). 
Internationale Hochschulkooperationen zielen vielfach 
darauf ab, die obigen Prozesse zu bestärken, indem 
bilaterale Abkommen, Kooperationen auf Hochschu-
lebene sowie transnationale Bildungsprojekte verwal-
tungspraktische Hürden (z. B. bei der gegenseitigen 
Anerkennung von Bildungsabschlüssen) minimieren 
und den Austausch von Studierenden und (Lehr-)Per-
sonal in den Universitätsstrukturen und Curricula ver-
ankern und somit auch selbstverständlicher machen. 
Ältere Jahrgänge internationaler Studierender und die 
jeweiligen Hochschulverwaltungen verfügen nach Jah-
ren der Kooperation über entsprechende Erfahrungs-
werte des Austauschs, können praktische Hinweise zu 
Fragen der Wohnungssuche und Finanzierung geben 
und alltagspraktisches und auch formales Wissen 
leichter weitergeben. Die in den vergangenen Jahr-
zehnten stetig steigende Anzahl an Hochschulkoope-
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BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung
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BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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Bzw. Beziehungsweise
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DZHW Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung
EG Europäische Gemeinschaft




f. die folgende (z. B. Seite eines Dokuments)
ff. die folgenden (z. B. Seiten eines Dokuments)
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
GIZ Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH





IC Information Centre (Informationszentrum des DAAD)
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IW Institut der deutschen Wirtschaft
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MWK Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst in Baden-Württemberg
NRW Nordrhein-Westfalen
o. J. Ohne Jahresangabe
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung




SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
StAG Staatsangehörigkeitsgesetz
SVR Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration
TNB Transnationale Bildung
u. a. unter anderem 
Vgl. vergleiche
ZAB Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen
z. B. zum Beispiel
z. T. zum Teil
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